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Antworten aus der Provinz: Texte für Halle und Umgebung 


Als Meera Shankar, die damali- 
ge Botschafterin der Republik In- 
dien in Deutschland, anlässlich ei- 
nes deutsch-indischen Wirtschaft- 
streffens im Jahr 2008 die Saalestadt besuchte, hatte sie nicht nur 
eine Bücherspende für die hallische Universität im Diplomatenkof- 
fer, sondern auch eine Bronzebüste des indischen Volksheiligen Mo- 
handas Gandhi. Aufgestellt wurde sie in Anwesenheit der damaligen 
Oberbürgermeisterin Dagmar Szabados und des zu dieser Zeit am- 
tierenden Universitätsrektors Wulf Diepenbrock im Park der Land- 
wirtschaftlichen Fakultät in der Emil-Abderhalden-Straße. Die Orts- 
wahl war weniger Gandhis Faible für das einfache Landleben ge- 
schuldet, sondern hing damit zusammen, dass der Park fest als künfti- 
ger Teil des Campus des Geistes- und Sozialwissenschaftlichen Zent- 
rums (GSZ) eingeplant war: »Tausende Studierende werden dann täg- 
lich an der Büste vorbeilaufen. Der Geist Gandhis soll hier allgegen- 
wärtig sein und zum Nachdenken anregen«, erklärte Diepenbrock bei 
der feierlichen Enthüllung die Standortwahl. (Mitteldeutsche Zeitung, 
28.11.2008) Mit der Fertigstellung des Steintor-Campus wurde Die- 
penbrocks Drohung wahr gemacht, die Statue wurde im letzten Jahr 
um gute 100 Meter versetzt und ziert nun den Platz an zentraler Stelle. 

Als die Bonjour Tristesse vor neun Jahren erstmals erschien, un- 
terschrieben wir die Rubrik Kurzmitteilungen mit »Wahnsinn, Kurio- 
sitäten und Erfreuliches aus der Provinz«. Das tun wir zwar auch heu- 
te noch, regelmäßigen Lesern dürfte allerdings unschwer aufgefallen 
sein, dass es in zwanzig Ausgaben kaum etwas Erfreuliches zu berich- 
ten gab. Umso schöner ist es, dass es an dieser Stelle gleich zwei gute 
Nachrichten zu vermelden gibt. Die erste: Bereits vor der Eröffnung 
des GSZ im Herbst letzten Jahres wurde der Gandhi-Büste die Bril- 
le vom Kopf geschlagen und entwendet. Die zweite gute Nachricht: 
Kurz nachdem pünktlich zum Tag der offenen Tür eine Ersatzbril- 
le beschafft und wieder an den Büstenkopf gelötet worden war, ver- 
schwand die Brille erneut. Die Redaktion der Bonjour Tristesse be- 
steht zwar grundsätzlich nicht aus Freunden von Denkmalschändun- 
gen. Wenn es dabei jedoch die Richtigen trifft, sind wir die letzten, die 
deshalb in tiefes Bedauern verfallen. Dass es beim Brillenklau nicht 
den Falschen erwischt hat, wird deutlich, wenn man sich Gandhis Vi- 
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sion eines von der britischen Kolo- 
nialmacht unabhängigen Indiens be- 
trachtet, die vor allem beinhaltete, 
seinen Landsleuten gerade das we- 
nige Gute vorzuenthalten, was mit der britischen Kolonialherrschaft 
nach Indien gelangt war: die fortschreitende Zivilisierung. »Indiens 
Rettung liegt im Verlernen all dessen, was es in den letzten fünfzig 
Jahren gelernt hat. Eisenbahn, Telegraph, Krankenhäuser, Advoka- 
ten, Doktoren, all dies muss verschwinden; und die so genannt besse- 
ren Kreise müssen bewusst, gläubig und gezielt das einfache Bauern- 
leben lernen, im Wissen, dass dieses Leben das wahre Glück bringt.« 
Was der Prophet des schlechten Lebens bei seinen Landsleuten als na- 
turgegebenes Recht begriff — einen eigenen Nationalstaat — gestand 
er ausgerechnet den Juden nicht zu. So schrieb er angesichts der No- 
vemberpogrome von 1938: »Palästina gehört den Arabern im glei- 
chen Sinn, wie England den Engländern und Frankreich den Franzo- 
sen. Es ist ungerecht und unmenschlich, den Arabern die Juden auf- 
zudrängen.« Auch ein anderes Staatsgebiet lehnte Gandhi vehement 
ab. Stattdessen sollten die Juden »Palästina« nicht als »geographi- 
sches Gebiet« betrachten, sondern »in ihren Herzen« tragen und in 
den Ländern bleiben, in denen sie geboren wurden. Doch damit nicht 
genug. Der Judenverfolgung in Deutschland sollten sie nicht versu- 
chen zu entfliehen, sondern gewaltlos entgegentreten. Gandhi forderte 
von den deutschen Juden, dass sie sich »auf freiwilliges Leiden« vor- 
bereiten und ihre Ermordung bei künftigen »Massakern« als »Tag der 
Freude und des Dankes« begreifen sollten, um auf diese Weise nicht 
nur »die deutschen Nichtjuden [...] zur Anerkennung der Menschen- 
würde [zu] bekehren«, sondern um der Welt »den unvergleichlichen 
Beitrag der gewaltfreien Aktion hinzu[zu]fügen«. 

Wir wissen nicht, ob die Brillendiebstähle Proteste gegen den Un- 
geist Gandhis darstellen sollen oder der spätpubertären Freude am 
nächtlichen Randalieren unter Alkoholeinfluss geschuldet sind. Doch 
ganz unabhängig vom jeweiligen Motiv wollen wir gute Taten nicht 
unbelohnt lassen. Anlässlich unseres 20. Heftjubiläums spendieren 
wir allen, die uns glaubhaft und überzeugend versichern können, im 
Besitz einer der beiden Brillen zu sein, einen Kasten Sternburg Ex- 
port. Zum Wohl! 
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im vergangenen Jahr fragt Hannes Junker, was es mit deren Selbstinszenierung als Produktions- 
stätte für unbequeme Querdenker aufsich hat. Der Text ist die leichtüberarbeitete Fassung eines 


Vortrages, den der Autor im Sommer 2015 auf Einladung der AG Antifa im Stura gehalten hat. 
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Und wie immer: Wahnsinn, Kuriositäten und 
Erfreuliches aus der Provinz. 


Das Phänomen ist bekannt: Immer wieder lo- 
dern bei Geburtstagsfeiern und an Weihnach- 
ten schwelende Konflikte innerhalb der Fa- 
milie auf. Am Anfang geben sich alle noch 
Mühe, aber spätestens nach der Bescherung 
sorgt eine ernüchterte Erwartungshaltung da- 
für, dass die Stimmung kippt. Das gilt auch 
für jene Familien, deren Bindung nicht auf 
Her- sondern auf Übereinkunft gründet. Die 
Angehörigen der Kunsthochschule Burg Gie- 
bichenstein beschwören regelmäßig einen ge- 


meinschaftlichen Zusammenhalt, der inner- 
halb der Burgmauern herrschen würde. Die 
Burg - so ist immer wieder zu hören - sei ei- 
ne große Familie. Dass die Feste von Wahl- 
verwandten nicht anders als die von Bluts- 
verwandten ablaufen, demonstrierte die hal- 
lische Kunsthochschule während ihres hun- 
dertjährigen Jubiläums. 

Zu Beginn der offiziellen Festwoche im 
Mai herrschte zwischen Lehrstuhl und Stu- 
dierendenrat noch eitel Sonnenschein. Die 
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Professoren stellten sich in einer Ausstel- 
lung, die im Zuge der Jubiläumsfeierlich- 
keiten im Volkspark stattfand, als Freunde 
der Studenten vor, die auch mal »gegen den 
Strich bürsten würden«. Die Studenten ihrer- 
seits rechtfertigten das ausgesprochene Ver- 
trauen, in dem sie das Programm für die of- 
fizielle Festwoche spendierten. Der Studie- 
rendenrat der Burg erklärte: »Die Studentin- 
nen und Studenten haben in diesen hundert 
Jahren die Burg zu dem gemacht, was sie ist. 
Sie haben sich Freiräume genommen, Regeln 
überschritten und Haltungen hinterfragt.« So 
schien die Festwoche zwischenzeitlich die 
Innigkeit der Burgfamilie zu bestätigen, die 
sich als schrecklich nette Familie notorischer 
Querdenker präsentierte. Textildesignstuden- 
ten nähten im Stile des Bundes Deutscher 
Mädel hundert Fahnen mit neuen Logos für 
ihre Hochschule. Kommunikations- und In- 
dustriedesignstudenten organisierten einen 
Faschingsumzug, der vom Neuwerk zur Un- 
terburg der Burg Giebichenstein zog. Und 
selbst vor dem Biomüll machte das studenti- 
sche Engagement keinen Halt: Besonders eif- 
rige Designstudenten verarbeiteten Essensab- 
fälle, die während der Festwoche anfıelen, zu 
Kleidung. 

Bei der abschließenden Modenschau am 
Freitagnachmittag zeigte sich, wie es um den 
familiären Zusammenhalt bestellt ist. Am En- 
de des Laufstegs fielen die Kompostmodels 
in einen stilisierten Abfallcontainer. Die Per- 
formance war offensichtlich als Kommerz- 
vorwurf gedacht, der sich nicht zuletzt auch 
gegen die angehenden Modedesigner gerich- 
tet haben dürfte, die sich nicht an der Akti- 
on beteiligt hatten. Doch schon längst vor der 
Modenschau war der Familienfrieden zer- 
brochen. Bereits am Mittwochabend, wäh- 
rend eines offiziellen Festbanketts für ge- 
ladene und gesetzte Gäste, das von einigen 
Burgstudenten unter Leitung einer Künstle- 
rin vorbereitet wurde, kam es zum Eklat. Der 
Stura hatte zuvor unter den Studenten Kar- 
ten für den Schmaus verlost, wobei die Ver- 
losung nur auf mäßiges Interesse stieß. Eini- 
ge Burgstudenten brachte die vermeintliche 
Adelsbildung und das opulente Mahl derart in 
Wallung, dass sie das Bankett im Volkspark 
störten, wobei sie Gäste beschimpften und 
die Dekoration beschädigten. Eine sponta- 
ne Einladung, sich an die Tafel zu gesellen, 
lehnten sie ab. Ihnen ginge es nicht um ih- 
ren Ausschluss, sondern um die Unvereinbar- 
keit solch eines Banketts mit Burgidealen wie 
Nachhaltigkeit und Authentizität. Noch Tage 
nach dem Vorfall war die Kunsthochschule 
in Aufruhr. So kündigten einzelne Mitarbei- 
ter des Studentencafes Konsum wutentbrannt 
an, den Professoren keinen Kaffee mehr ser- 
vieren zu wollen. Eine Angestellte spielte 
ein eingesprochenes Band in Dauerschleife 
ab, in welchem das Bankett unter anderem 
als »dekadent« bezeichnet wurde. Der Stu- 
dierendenrat verschickte eine wirre E-Mail, 
in der er zum Zusammenhalt aufrief, den er 
durch verborgene Kräfte gefährdet sah: »Lie- 
be Mitglieder der Burg, das gestrige Festban- 
kett hat es gezeigt. Wir wissen weder, wer wir 
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sind, noch was die anderen wollen. In blinden 
Notzwängen versuchen wir anonymen An- 
sprüchen gerecht zu werden, und dabei ver- 
gessen wir die Gemeinschaft, die wir sind. In 
der Menge unserer unterschiedlichen Vorstel- 
lungen liegt eigentlich eine Energie, die viel 
ausmachen kann, aber es muss eben die ge- 
samte Menge teilhaben und nicht nur ein ge- 
ladener Kreis der Elite.« 

Es waren jedoch weder unterschiedliche 
Vorstellungen, die zur Spaltung von Mob und 
Elite während der Festwoche führten. Noch 
war es Eigensinnigkeit, derer sich die Burg- 
angehörigen immer wieder rühmen, die den 
Bankettbesuch eskalieren ließ. Eigensinnig- 
keit setzt mit eigenständigen Gedanken etwas 
voraus, das den Burgstudenten gar nicht zu- 
zutrauen ist, denn schließlich steht auf dem 
Lehrplan ihrer Hochschule nicht Kompositi- 
on, sondern Konformismus. 


VON DER HOCHSCHULE FÜR 
INDUSTRIELLE FORMGESTALTUNG 
ZUR BURG GIEBICHENSTEIN 
KUNSTHOCHSCHULE 
Als Hochschule für industrielle Formgestal- 
tung war die Burg die bedeutendste Kunst- 
hochschule für Design der DDR. Zusam- 
men mit der Universität der Künste und der 
Kunsthochschule Weißensee in Berlin gehört 
sie inzwischen zu den größten Ausbildungs- 
stätten für Künstler und Designer in Deutsch- 
land. Zwar steht die freie Kunst aus Halle im 
Schatten der nahegelegenen Leipziger Hoch- 
schule für Grafik und Buchkunst, deren Male- 
rei weltweit großes Renommee genießt. Und 
auch in Sachsen-Anhalt wird die Burg, wenn 
es um internationale Bekanntheit geht, wohl 
bis in alle Ewigkeiten das Nachsehen gegen- 
über dem Bauhaus in Dessau haben - ein 
Umstand, der an der Burg Giebichenstein so 
sehr als Stachel im eigenen Fleisch wahrge- 
nommen wird, dass man sich in deren Räum- 
lichkeiten unentwegt am Bauhaus abarbeitet. 
Aber zumindest das Design und Kunsthand- 
werk der Burg ist auch jenseits der Elbe ein 
Begriff. Jedes Jahr bewerben sich hunderte 
Interessierte um einen der begehrten Studien- 
plätze im Fachbereich Design, dem größten 
Fachbereich der Hochschule. Und was sonst 
nur der Stiftung für Hochschulzulassung ge- 
lingt, nämlich westdeutsche Abiturienten 
zum Studium in die Zone zu lotsen, schafft 
die Burg auch ohne zentrales Auswahlverfah- 
ren. So kommt jeder dritte Bewerber aus den 
alten Bundesländern. 

Die Lehre an der ehemaligen Kunsthand- 
werksschule, deren Werkstätten seit Anfang 
der 1920er Jahre durch die Bestrebungen ih- 
res Gründervaters Paul Thiersch in der na- 
mensgebenden Burg Giebichenstein residie- 
ren, genießt einen guten Ruf. Vor allem die 
enge Verbindung von freier und angewandter 
Kunst sowie das Kunsthandwerk werden in 
Anschlag gebracht, wenn es um die Profilie- 
rung der Hochschule geht. Man fühle sich an 
der Saale einer handwerklich-künstlerischen 
Grundausbildung verpflichtet, wodurch sich 
die Designausbildung von der Ausbildung an 
wirtschaftsorientierten Fachhochschulen für 


Gestaltung abheben würde. Außerdem orien- 
tiere sich das Design weniger an den Erfor- 
dernissen der industriellen Massenprodukti- 
on als an der Güte des Handwerks. Die Leite- 
rin der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der 
Burg, Renate Luckner-Bien, hat dieses vor- 
herrschende Selbstverständnis anlässlich der 
ersten großen Nachwendeausstellung der 
Hochschule 1990 in einem Ausstellungskata- 
log folgendermaßen formuliert: »In den Mau- 
ern der Burg lebt eine Auffassung von Werk- 
kunst, die bestimmt ist vom Wissen um die 
Notwendigkeit der Ganzheitlichkeit gestal- 
terischen Denkens und Handelns — und zwar 
als ungeteilte, sinnliche und konkrete Arbeit, 
nicht als Legitimation industrieller Waren- 
überflutung im Sinne von Corporate Identi- 
ty.« Zwar sind diese verquasten Worte inzwi- 
schen mehr als zwanzig Jahre alt. Sie entspre- 
chen jedoch auch heute noch weitestgehend 
dem ideologischen Selbstbild der kunsthand- 
werklichen Fachbereiche. 

Auch innerhalb der größten Designstudi- 
engänge — Kommunikationsdesign, Indust- 
riedesign und Innenarchitektur - teilt man die 
Überzeugung, dass man nicht für Markt und 
Masse gestaltet. Stattdessen wird die eigene 
Arbeit als Kulturbeitrag und Gesellschafts- 
dienst begriffen. Vor diesem Hintergrund gab 
der Rektor der Burg, Dieter Hofmann, selbst 
Professor im Fachbereich Industriedesign, in 
einem Interview anlässlich des 100. Hoch- 
schuljubiläums folgendes zum Besten: »Wir 
bilden Menschen mit einem gestalterischen 
Profil aus, die nicht die merkantilen Interes- 
sen von Unternehmen bedienen, sondern fra- 
gen: Was ist für den Nutzer in seiner Welt 
wichtig? Apple denkt zum Beispiel nutzerori- 
entiert und ist deshalb so erfolgreich.« 

Man muss keinen Lehrstuhl an der Burg in- 
nehaben, um Apple für einen Wohlfahrtsver- 
ein zu halten, dessen Marktdominanz auf rei- 
nem Altruismus fußt. Es reicht immatrikuliert 
zu sein. So spiegelt sich das vorherrschende 
Selbstverständnis auch in der beliebten For- 
mel von der »Verantwortung des Designers« 
wider, die nach wenigen Studienwochen zum 
ideologischen Rüstzeug des Burgstudenten 
gehört wie der Fjällräven-Rucksack oder der 
Zehn-Tage-Bart zu seiner Garderobe. Denn 
insgeheim wissen die angehenden hallischen 
Designer selbstverständlich, dass der eigene 
Beruf hinsichtlich der gesellschaftlichen An- 
erkennung in etwa auf einer Stufe mit dem 
Friseurberuf steht. In der ersten Ausgabe ih- 
rer nach dem Hochschulstandort benannten 
Hauspostille Neuwerk. Zeitschrift für Desi- 
gnwissenschaft brachten sie folgendes zu Pa- 
pier: »Design als Allerweltsbegriff hat es in 
die Nähe von Couturiers, Karossenschnei- 
dern und Friseuren gebracht, kurz, den mo- 
dischen Stylisten der Oberflächen. Natürlich 
weisen Designer, die sich selbst ernst nehmen, 
den Vorwurf, in Sachen Oberflächlichkeit tä- 
tig zu sein, weit von sich.« Umso angestreng- 
ter versucht man sich deshalb einzureden, 
dass man mit der eigenen Arbeit tatsächlich 
ernsthaft Schaden anrichten könnte, sprich so 
etwas wie Verantwortung trägt. Noch deutli- 
cher wird dieses Zusammenspiel von Über- 


flüssigkeitsahnungen und kompensierendem 
Narzissmus im nervtötenden Permadiskurs 
über den Designer als Autor, ebenfalls ei- 
ne Art von Beschwörungslitanei, die mit der 
Hoffnung schwanger geht, die Reputation ei- 
nes Hairstylisten gegen die eines Schriftstel- 
lers eintauschen zu können. Nicht zuletzt die 
Namenswechsel der Burg nach der Wende 
dokumentieren die Bemühungen, Design in 
den Rang von Kunst zu erheben: Hochschu- 
le für industrielle Formgestaltung (bis 1989), 
Burg Giebichenstein Hochschule für Kunst 
und Design Halle (bis 2010), Burg Giebi- 
chenstein Kunsthochschule Halle (bis heute). 


ANYTHING GOES 
Im offiziellen Leitbild der Hochschule heißt 
es, die Burg ermutige ihre Studenten, »indi- 
viduelle und eigensinnige Wege zu gehen«. 
»Visionäres Denken und Gestalten jenseits 
von Verwertungszusammenhängen« würden 
»ebenso gefördert, wie die Entwicklung be- 
rufspraktischer Fähigkeiten«. 

In der Tat ist die große Beliebtheit der 
Hochschule bei ihren Studenten darauf zu- 
rückzuführen, dass die Burg nicht nur berufs- 
praktische Fähigkeiten und Fachwissen ver- 
mittelt, die für die Arbeit in der Kultur- und 
Kreativbranche unabdingbar sind. Innerhalb 
der Lehre wird sogar vorausgesetzt, dass sich 
die Studenten technisches Wissen und hand- 
werkliche Techniken nebenher aneignen. Die 
Beherrschung gängiger Software wird im 
Kommunikationsdesign beispielsweise eben- 
so dazu gezählt, wie das Wissen um die Funk- 
tionsweise computergestützter Druckverfah- 
ren und fotografischer Reproduktionstechni- 
ken. Die Vernachlässigung dieser unerlässli- 
chen Fachausbildung hat ihre Ursache aller- 
dings nicht darin, dass die Burg einer allsei- 
tigen künstlerisch-handwerklichen Grund- 
lagenausbildung den Vorrang einräumt. Das 
Grundlagenstudium im Fachbereich Design, 
welches von allen Designstudenten im ersten 
Studienjahr durchlaufen wird, und das im- 
mer wieder herhalten muss, um die kritische 
Ausrichtung der Lehre zu bezeugen, taugt 
nicht dazu, in die erforderlichen Methoden 
und Gesetze der visuellen Gestaltung einzu- 
führen. Es stellt stattdessen ein Mashup aus 
ein- bis zweiwöchigen Workshops dar, die 
durch verschiedene Vorlesungen aus dem Be- 
reich ergänzt werden. Die Workshops zielen 
weniger auf eine systematische Gestaltungs- 
lehre ab als auf Kompetenztraining. So sol- 
len die Studenten durch Gruppenarbeit, Ge- 
meinschaftskonsultationen und Zwischenprä- 
sentationen en passant Team- und Kommuni- 
kations-Skills sowie Konzept- und Entwurfs- 
kompetenzen erlernen. Eine Farb- und Kom- 
positionslehre wird weder angeboten, noch 
ist sie vorgesehen. Am Neuwerk trifft man 
nicht selten die Meinung an, dass solch eine 
Lehre die gestalterische Freiheit beschneiden 
und die künstlerische Schaffenskraft der Stu- 
denten hemmen würde. Indem sie sich bemü- 
he, die ästhetische Wirkung auf allgemein- 
gültige Prinzipien zurückzuführen, reduzie- 
re sie die gestalterischen Ausdrucksmöglich- 
keiten. Anstatt die Gestaltung so zu kanoni- 


sieren, würden die projektbezogenen Work- 
shops die Studenten zu eigenständigen künst- 
lerischen Experimenten verleiten. Eine Mei- 
nung, die letztendlich nur die saublöde Bil- 
dungsbürgerweisheit variiert, nach der der 
größte Feind der Kunst die systematische Re- 
flexion über ihre Wirkungsweise ist. 

Es ist gerade dieser interdisziplinäre 
Workshop-Charakter der Lehre, der die Frei- 
heit, die die Designstudenten innerhalb ih- 
rer Ausbildung an der Burg angeblich genie- 
ßen, begründen soll. Im Hauptstudium mu- 
tieren die Workshops des Grundlagenstudi- 
ums zu studiengangsbezogenen Semester- 
projekten. Eine allgemein gehaltene Themen- 
stellung soll die Projektteilnehmer zu kreati- 
ver und origineller Gestaltungsarbeit anregen, 
während sich der Professor lediglich als Weg- 
begleiter versteht. Axel Buether, Grundlagen- 
professor im Fachbereich Design, hat dieses 
Burgkonzept in seinem Opus magnum, des- 
sen Titel Wege zur kreativen Gestaltung be- 
reits Ratgeberlektüre für Bastelenthusiasten 
verspricht, stellvertretend ausgeführt: »Die 
Entdeckung der eigenen Interessen an einer 
Problemstellung ist von entscheidender Be- 
deutung für die Entwicklung und den Erfolg 
kreativer Strategien. Die Interpretation der 
Aufgabenstellung muss aus diesem Grund 
ein hohes Maß an gedanklicher Freiheit er- 
möglichen. Jeder Lerner muss etwas fin- 
den können, was ihn an der Aufgabe interes- 
siert und zur eigenständigen Suche nach We- 
gen zur Problemlösung motiviert. Die Frage 
nach den Zielvorstellungen des Lehrenden 
ist daher von untergeordneter Bedeutung.« 
Am Anfang der Projekte des Hauptstudiums 
steht dementsprechend nur selten eine aus- 
formulierte Aufgabenstellung oder ein kon- 
kretes Gestaltungsproblem. Zumeist begin- 
nen die Projektvorstellungen mit einer Asso- 
ziationskette zu irgendeinem Begriff, die wie- 
derum oft mit Etymologischem einsetzt. Fol- 
gendes Projekt aus dem letzten Semester ist 
prototypisch: »Der Ursprung des Wortes Sa- 
tellit ist viel weniger konkret als seine moder- 
ne Verwendung: Das lateinische Wort satelles 
steht für Begleiter, Leibwächter. So betrach- 
tet, zeichnet sich ein Satellit als ein Ding aus, 
dessen Dasein sich ganz um etwas Anderes 
und Größeres dreht. Dieses stellt den Mittel- 
punkt all seiner Anstrengung dar, er umkreist 
und beobachtet ihn. Die zentrale Aufgabe des 
Satelliten besteht darin, dem Fixpunkt hilf- 
reich zu sein und ihm zu assistieren.« Wei- 
ter heißt es: »Die Studierenden sollen inner- 
halb des breiten Spektrums, welches das Mo- 
tiv des Satelliten aufzeigt, eigenständig Inte- 
ressenfelder bestimmen und das eigene The- 
mengebiet weiter ausloten. Das Ineinander- 
greifen von Technik und Gestaltung, aber vor 
allem auch die Analogien und Metaphern, die 
das Bild des Satelliten eröffnen, werden als 
Anregung und Ausgangspunkt verstanden, 
um neue Ideen, Fragen und Lösungsansätze 
zu entwickeln und umzusetzen.« Zur Ergän- 
zung: Es geht zwar aus keiner einzigen Silbe 
hervor, aber das Projekt richtet sich an Stu- 
denten des Industriedesigns. Ob die resultie- 
renden Arbeiten schlussendlich überhaupt ir- 


gendetwas mit dem ohnehin schon butterwei- 
chen Thema zu tun haben, wird als neben- 
sächlich angesehen. Es obliegt den Studen- 
ten, ihrem Werk einen sinnvollen Zusammen- 
hang zum Projektthema anzudichten, ent- 
sprechend der vorherrschenden Lehrauffas- 
sung, die das Storytelling zur Schlüsselqua- 
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Der Preisträger des Peter-Sodann- 
Preises kann in dieser Ausgabe noch 
nicht bekannt gegeben werden, auch 
wenn sich die Jury schon für einen 
würdigen Sieger entschieden hat. Die 
Redaktion verhandelt noch mit ihm, 
in welchem Rahmen die Preisverlei- 
hung stattfinden soll. Der Preisträger 
wird aus diesem Grund erst im nächs- 
ten Heft verkündet. 


lifikation erhebt. »Kritische Reflexion von 
kreativen Prozessen«, so Buether, »hat das 
Ziel der Klärung und Motivation, der Steu- 
erung von Aufmerksamkeit und Interesse, 
der fantasievollen Konstruktion von Sinnzu- 
sammenhängen und inhaltlichen Bedeutun- 
gen.« So gilt die handwerkliche und gestalte- 
rische Ausführung eines Entwurfes als nach- 
rangig gegenüber seiner Präsentationsfähig- 
keit und Kommunizierbarkeit. »Was am En- 
de zählt«, schreibt Buether, »ist die Innova- 
tionskraft der Idee, während das Werk ledig- 
lich Mittel zum Zweck ist. Die Auswahl der 
geeigneten Materialien und Verarbeitungs- 
technologien oder die Qualität der handwerk- 
lichen Umsetzung sagen viel über die prak- 
tische Intelligenz aus, doch wenig über das 
kreative Potenzial.« Es ist somit kein Zu- 
fall, dass sich innerhalb der Burgmauern eine 
Sprache herausgebildet hat, die dem gesell- 
schaftlichen Sprachzerfall noch vorauseilt, 
in dem sie »fantasievoll Sinnzusammenhän- 
ge konstruiert«, wo schlichtweg kein Sinn zu 
finden ist. Wer sich davon überzeugen möch- 
te, dass die Studenten nicht nur Axel Buether, 
sondern auch den anderen Jargonjongleuren 
und Phrasendreschern mit Lehrstuhl diesbe- 
züglich in nichts nachstehen, muss nur in die 
Hochschulbibliothek gehen und einen Blick 
in die theoretischen Abschlussarbeiten der 
Burgstudenten werfen. 


CREATIO EX NIHILO 
Dreh- und Angelpunkt des gesamten Lehr- 
konzepts ist der Begriff der Kreativität. Sie 
wird als Universalkompetenz verstanden. Ihr 
soll es nicht nur obliegen, aus irgendetwas et- 
was zu machen, wenn die Konstruktion von 
»inhaltlichen Bedeutungen« gefragt ist. Kre- 
ativität soll vor allem die künstlerischen Ex- 
perimente, die die Verbannung jeder syste- 
matischen Reflexion innerhalb einer Farb- 
und Kompositionslehre befördern sollen, be- 
fruchten. Zwar weiß niemand so recht, wor- 
um es sich bei Kreativität überhaupt handeln 
soll, bei ihrer Definition bleibt es zumeist 
beim Die-Basis-ist-die-Grundlage-aller-Fun- 
damente-Gestammel: »Die Grundbedingung 
für Kreativität ist das Haben von Einfällen.« 
(O-Ton Buether) Dennoch soll Kreativität 
all das leisten, was dem Verstand niemals 
möglich wäre: »Kreativität ist mit dem Flie- 
ßen unserer Vorstellungstätigkeit verbunden, 
weshalb wir unsere Gedanken frei machen 
müssen, ganz gleich, ob wir uns die Aufga- 
ben selbst stellen oder diese von anderen an 
uns heran getragen werden. Was immer un- 
sere gedanklichen und praktischen Prozesse 
blockiert, verhindert unsere freie assoziative 
Tätigkeit«. 

Buether hat damit bewiesen, dass regelmä- 
Riger Gedankenerguss trotz geistiger Dürre 
nicht nur möglich ist, sondern an der Burg so- 
gar mit einem Lehrstuhl belohnt wird. Auch 
wenn die Kreativität durch solche tautologi- 
schen Bestimmungsversuche und der ihr zu- 
gesprochenen Qualitäten einer Zauberkraft 
gleicht, soll sie nur eine Frage des richtigen 
Trainings und Settings sein. So seien »ne- 
gative Gefühlsreaktionen wie Angst, Zwang, 
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Druck und Stress« ebenso abträglich wie »zu- 
nehmende Professionalität, wenn Denk- und 
Handlungsroutinen nicht durchbrochen wer- 
den«. Fehler und Irrtümer seien dagegen 
Quellen der Innovation. So haben die Desi- 
gnwissenschaften, welche inzwischen Pro- 
motionsrecht genießen und der Burglehre 
akademische Weihe verleihen sollen, eigens 
eine Konferenz organisiert, die den Fehler 
zur fruchtbaren Gestaltungsmethode erhoben 
hat. Auch der inzwischen geschasste Lieb- 
lingsprofessor der Kommunikationsdesign- 
Studenten Sven Völker hat dem Thema »Er- 
ror« eine Ausgabe des Magazins, welches er 
in Zusammenarbeit mit den Studenten jedes 
Semester unter dem programmatischen Titel 
Some Magazine auf den Markt brachte, ge- 
widmet. Solch eine Gleichschaltung wirft die 
erneut die Frage auf, woraus sich denn Kre- 
ativität speisen soll. Neben Dilettantismus 
wirke auch Eigenmotivation stimulierend. 
Buether meint damit die Verinnerlichung ei- 
nes fremden Anliegens als eigenes Interesse, 
womit er den rational-irrationalen Kern des 
Lehrplankonformismus benennt: »Sobald wir 
uns mit der gestellten Aufgabe identifizie- 
ren, an der Lösung brennend interessiert sind, 
kommen unsere Gedanken ganz von selbst in 
Fluss.« Schlussendlich bedarf Kreativität des 
nötigen Inputs, zu dem allerlei persönliche 
Erlebnisse gezählt werden, die bei der Gene- 
rierung neuer Ideen das Material stellen sol- 
len. So ist die Freizeit das bevorzugte Wil- 
dereigebiet — an der Burg spricht man hoch- 
trabend von Fundus - für die eigene Selbst- 
ausbeutung. Auch wenn den Burgstudenten 
etwas anderes zu wünschen wäre, so ereilt sie 
doch die gerechte Strafe für ihren Konformis- 
mus, wenn sie den Unterschied zwischen Ver- 
gnügen und Arbeit nicht mehr kennen. 


SAME, SAME, BUT DIFFERENT 
Angesichts derartiger Bemühungen — anre- 
gende Mini-Workshops, Anything-goes-Auf- 
gabenstellungen und schwerpunktmäßige 
Kreativitätsförderung — ist das Ergebnis äu- 
ßerst dürftig. Zu ihrem hundertjährigen Ju- 
biläum erweckt die Burg nicht den Eindruck, 
dass innerhalb ihrer Mauern Individualität 
gedeihen würde. Im Gegenteil: Die meis- 
ten Arbeiten aus dem Kommunikationsde- 
sign dokumentieren nicht den Einfallsreich- 
tum und die Eigensinnigkeit der Studenten, 
sondern, ebenso wie ihr Kleidungsstil, vor al- 
lem deren Phantasielosigkeit, Anpassungsbe- 
reitschaft und Geltungsdrang. So gleichen die 
Plakate jüngeren Datums, die bei der Ausstel- 
lung »Die 100 besten Plakate der Burg« an- 
lässlich des Jubiläums im Volkspark zu se- 
hen waren, einander wie ein Hipster dem an- 
deren. Das Plakat zur Einar-Schleef-Ausstel- 
lung sieht aus, wie das zur Erich-Mühsam- 
Lesung. Beide zusammen ähneln einem An- 
schlag für eine Veranstaltung in einer Vor- 
tragsreihe über Kunst, Design und Popkultur 
im Volkspark, der wiederum an ein Plakat für 
eine Farbkonferenz erinnert. Das Alleinstel- 
lungsmerkmal der jüngsten Burgplakate be- 
steht nicht darin, dass ihre Gestaltung wei- 
testgehend indifferent gegenüber dem Anlass 


ist — das gilt auch für andere Plakate jünge- 
ren Datums. Typisch für sie ist vielmehr ei- 
ne serielle, kleinteilige Rastergestaltung, in 
der einzelne grafische Elemente additiv zu- 
sammengesetzt sind. Sie zehren meist vom 
schlichten Kontrast zweier unverwasche- 
ner Farben mit einem flächig, oft schwarz- 
weiß gehaltenem Hintergrund und dem be- 
liebigen Mischgebrauch von Serifen- und 
Groteskschriften. Diese sterile Formen- und 
Farbsprache entspricht gewiss einer Mode. 
Nur dürfte die Mode, zusammen mit dieser 
Art von indifferenter Baukasten- und Kom- 
ponentengestaltung, die sich passenderweise 
auch im neuen Corporate Design der Hoch- 
schule wiederfindet, auch einer gewissen Un- 
fähigkeit geschuldet sein. Zudem entspricht 
das gestalterische Vokabular einem verküm- 
merten Blick, der schon deshalb nicht den in- 
haltlichen Unterschieden verschiedener Din- 
ge gewahr werden kann, weil er sie nur in 
Hinblick auf ihre potentielle Verwertbarkeit 
für die eigene Reproduktion respektive den 
eigenen kreativen Prozess betrachtet. Offen- 
sichtlich befördert der Verzicht auf eine vi- 
suell-gestalterische Grundlagenlehre und ei- 
ne technisch-handwerkliche Ausbildung zu- 
gunsten eines breit angelegten Workshop- 
Zoos mit noch breiter angelegtem Themenin- 
put nicht Ausdrucksvielfalt sondern das Ge- 
genteil: Einheitsgestaltung. 


ERFOLGSMODELL BURG 
Die eintönige und modekonforme Gestal- 
tung ist kein Zufall. Die Burg Giebichenstein 
ist weitaus besser an Markt und Masse ange- 
passt, als man es sich innerhalb ihrer Mauern 
eingestehen möchte. Die Vernachlässigung 
der handwerklichen Ausführung eines Ent- 
wurfes gegenüber dessen Innovationskraft 
und der nahegelegten Story sorgt dafür, dass 
bei der Abschlusspräsentation tendenziell die 
eloquentesten und dreistesten Schaumschlä- 
ger die Nase vorn haben. Ein allgemeingülti- 
ges Urteil ist ohnehin unmöglich, sobald der 
Anspruch auf Gegenstandsbezug und Sach- 
gerechtigkeit fallen gelassen wird. Abgese- 
hen davon fehlt ohne visuell-gestalterische 
Grundlehre das nötige Vokabular, um die Ge- 
staltung des Entwurfes an Zweck und Inten- 
tion zu messen. So läuft bei der Projektprä- 
sentation alles auf die an der Burg freilich ta- 
buisierte Frage hinaus, ob sich die dargebote- 
ne Idee vermarkten lässt. Regelmäßige Grup- 
penkonsultationen während der Workshops 
dienen als erste Marktanalyse, bei denen Pro- 
fessoren und Kommilitonen die ideellen End- 
verbraucher mimen, in dem sie einander auf 
interessante und spannende Aspekte auf- 
merksam machen. Wenn Dozenten bei Kon- 
sultationen einzelne Studenten beleidigen 
und vor versammelter Mannschaft vorführen, 
was am Neuwerk keine Seltenheit ist, dann ist 
das kein Widerspruch zu dem wattierten Auf- 
bautalk, sondern dessen Ergänzung. Beides — 
Aufbautalk und Bashing - lässt sich auf die 
Unsicherheit und das Unvermögen des pol- 
ternden Lehrpersonals zurückführen, denen 
es an Sachautorität mangelt. Die Dozenten 
verhalten sich wie zornige Väter, die ihren 


Kindern kein Vorbild sein können, weil sie 
keine sachlichen Argumente besitzen, die ih- 
nen Autorität verleihen könnten und die eben 
deshalb ihren Nachwuchs mal fertigmachen 
und mal aufbauen, um so ihre Vorherrschaft 
zu begründen. 

Mit dem Denken und Gestalten jenseits 
von Verwertungszusammenhängen, deren 
Förderung zum offiziellen Leitbild der Burg 
gehört, ist die präventive Selbstzurichtung auf 
Eigeninitiative gemeint. Denn während ande- 
re Hochschulen sich darauf bescheiden, den 
Studenten die nötigen Hard Skills zu vermit- 
teln, fasst die Saalekunsthochschule bei ih- 
rer Zurichtung die gesamte Persönlichkeit ins 
Auge. Gerade dies begründet den Vorsprung 
der Burg vor westdeutschen Kunst- und Desi- 
gnhochschulen, die oftmals noch einem tech- 
nisch-methodischen Verständnis von künstle- 
risch-gestalterischer Ausbildung nachhängen. 
Der ganzheitliche Ansatz ist weitaus bes- 
ser an die Direktiven des modernen Arbeits- 
marktes angepasst, der zunehmend verlangt, 
dass die gesamte Person eingebracht wird. 
Fachwissen und praktische Fertigkeiten ha- 
ben demgegenüber längst an Marktwert ver- 
loren, zum einen bedingt durch den beschleu- 
nigten technischen Fortschritt, zum anderen 
aufgrund der sich rasch wandelnden Ange- 
botslage auf dem Arbeitsmarkt, welche eine 
erhöhte Flexibilität verlangt. Stattdessen ha- 
ben zeitlose Kompetenzen, die nur Persön- 
lichkeitsmerkmale wie Anpassungsvermö- 
gen, Motivationsfähigkeit, Granitoptimismus, 
Entschlusskraft usw. kodieren, Konjunktur. 
Nicht zuletzt mit dem vermeintlichen Non- 
konformismus, dem eine Grundlagenprofes- 
sorin des Fachbereichs Design innerhalb ei- 
nes Workshops auf die Sprünge helfen wollte, 
in dem sie Studenten Protestplakate zu vor- 
gegebenen Themen entwerfen ließ, befindet 
sich die Burg auf Linie. Denn während die 
Gesellschaft einen enormen Konformitäts- 
druck ausübt, der dem Einzelnen eine stän- 
dige Anpassungsleistung abverlangt, findet 
dieser Druck zunehmend unter der Prämisse 
statt, dass die Anpassung nicht als Angepasst- 
heit daher kommt. In Stellenanzeigen und 
Partnergesuchen werden bekanntlich weniger 
Dutzendmenschen sondern Ausnahmefigu- 
ren gesucht, die durch ihr unkonventionelles 
Verhalten und ihre originellen Ideen Betriebs- 
klima und Familienleben bereichern. Also 
genau jene smarten Allerweltslieblinge mit 
Kanten und Ecken, die das Kommunikations- 
design umwirbt: »Für Besessene und Quer- 
denkerinnen, für Fragensteller und Geschich- 
ten-Erzähler, Nonkonformisten und Träume- 
rinnen, für Detailverliebte, Spinner und Ar- 
beitswütige: der Masterstudiengang Editori- 
al Design an der Burg.« 


DIE WELT, WIE SIE MIR GEFÄLLT 
Auch mit der Unterordnung des Designbe- 
griffs unter den der Kunst beweist die Burg 
ihren Realitätssinn. Die Subsumierung wird 
gesellschaftlichen Verhältnissen weitaus ge- 
rechter, in denen instrumentelle Erwägun- 
gen und pragmatische Überlegungen zuneh- 
mend hinderlich sind, um sich auf dem Markt 


zu behaupten. Ein Denken in den Katego- 
rien von Mittel und Zweck entsprach viel- 
leicht noch den gesellschaftlichen Verhält- 
nissen der 1950er bis 1970er Jahre, im De- 
sign fand es als Funktionalismus seinen Aus- 
druck. Aber schon damals zeichnete sich ab, 
dass die zweckorientierte und sachliche Ge- 
staltungsweise ein Auslaufmodell ist. So ist 
die Schweizer Grafik weitestgehend eine aka- 
demische Veranstaltung geblieben, die nur 
tangential die Massengestaltung beeinflusst 
hat. Das Alltagsdesign folgte bereits damals 
den Gesetzmäßigkeiten des Anzeigenmark- 
tes, bemühte sich also vor allem aufzufallen, 
was von vornherein die Grenzen einer sach- 
lich-nüchternen Gestaltungsweise absteck- 
te. Zudem blieb der Funktionalismus sowohl 
in der Architektur als auch im Grafik-Design 
in dieser Zeit weitestgehend auf Mittel- und 
Nordeuropa, vor allem auf die deutschspra- 
chigen Länder beschränkt. Spätestens Mit- 
te der 1970er Jahre setzte sich endgültig ein 
Designverständnis durch, das die restriktiven 
Ansprüche des Funktionalismus fallen ließ. 
Die an Anlass und Zweck orientierte und auf 
Materialgerechtigkeit bedachte Gestaltungs- 
weise ist zu sehr mit bürgerlichen Tugenden 
wie Sparsamkeit, Ordnung und Sauberkeit 
verbandelt, um im fortgeschrittenen Spät- 
kapitalismus nicht den Absatzinteressen der 
Industrie zuwiderzulaufen, die auf Massen- 
konsum und Hedonismus setzt. In der Wer- 
bung herrscht endgültig jene Form vor, die 
nicht den vermeintlichen Vorteil eines Pro- 
duktes in den Vordergrund stellt, sondern es 
als notwendigen Bestandteil eines Lebens- 
entwurfs anpreist. Das Storytelling erweist 
sich beim Warenlosschlagen als weitaus ef- 
fektiver denn Nützlichkeitserwägungen und 
Vorteilsdarlegungen. 

Seit dieser Lossagung vom Funktionalis- 
mus kennt Design keine Grenzen mehr. Zu- 
nehmend alle Lebensbereiche werden dem 
praktischen und zugänglicheren Bruder der 
Kunst unterworfen. Seitdem endgültig kein 
rationaler Restzusammenhang mehr zwi- 
schen Leistung und Erfolg auszumachen ist, 
gerät alles in den Fokus der Selbstzurich- 
tung für einen zunehmend unberechenbaren 
Arbeitsmarkt. Das spiegelt sich nicht nur in 
der Durchpädagogisierung aller Lebensbe- 
reiche wieder, deren Mantra das Stichwort 
vom lebenslangen Lernen ist, sondern auch 
in der umfassenden Kulturalisierung privater 
Lebensäußerungen, die jeder Bahnhofskiosk 
dokumentiert. So hat der Umfang an Maga- 
zinen und Zeitschriften, die sich mit Themen 
wie Garten, Reisen, Interieur, Essen, Outfit 
etc. befassen, enorm zugenommen. In den 
großen Wochenzeitschriften und deren Bei- 
lagen werden diese Sachen inzwischen mit 
einem Ernst diskutiert, der zuweilen an Bi- 
gotterie erinnert. Am Neuwerk begegnet ei- 
nem diese gesamtgesellschaftliche Tendenz 
— die Robert Kurz als »Ontologisierung der 
Freizeit« bezeichnet hat — in verschiedens- 
ter Form. Um nur einige Stichworte zu nen- 
nen: Apple-Kult, Fixie-Hype, Secondhand- 
Shopping und Bio-Fimmel. Allein die Bedeu- 
tung, den diesen Dingen beigemessen wird, 


und der Ernst, mit dem über sie geplappert 
wird, verdeutlichen: Es geht vor allem um Di- 
stinktion, Gesinnungsschau und Mitmachen — 
um Profilierung also. Mit rationalen Argu- 
menten lassen sich jedenfalls der Stress und 
die Mehrkosten, die solche Vorlieben beglei- 
ten, nicht erklären. Außerdem realisieren sol- 
che Freizeitaktivitäten und Neuerwerbungen 
ihren Wert offensichtlich erst, wenn sie von 
anderen wahrgenommen werden, so wie der 
Urlaub mit dem Gedanken an den Diaabend 
gewählt wird. Potentiell alles — ob Freunde, 
Kinder, Wohnung oder Sport — dient so als 
Requisite für die eigene Selbstdarstellung. 
Eben hieraus erklären sich nicht nur die Be- 
deutungsinflation und der Dimensionsgewinn 
von Design, sondern auch die Beliebtheit der 
Burg bei ihren Studenten. Sie bietet dem Nar- 
zissmus eine Spielwiese, auf dem die Studen- 
ten ihre auf Facebook betriebene Selbstinsze- 
nierung noch weiter professionalisieren und 
ausleben können. 


KONFORMISTISCHE REBELLION 

Die Studenten danken es der Burg mit Kon- 
formismus. Der idealtypische Burgstudent ei- 
fert seinem Dozenten jedoch nicht nur nach, 
sondern übertrifft dessen Anpassungsleis- 
tung. Denn während zumindest einige weni- 
ge Burgprofessoren älteren Semesters noch 
ein instrumentelles Verhältnis zu ihren Lü- 
gen haben, sie mit anderen Worten nur dann 
von der Verantwortung des Designers und 
dem Designer als Autor quatschen, wenn es 
von ihnen erwartet wird, glauben die ehrgei- 
zigsten Studenten an diese Parolen. Sie hal- 
ten ihre Arbeit tatsächlich für Engagement, 
wobei sie die größten Werbemärchen für ba- 
re Münze nehmen. Ahnen zumindest noch 
manche Dozenten, dass solche Worte wie 
Nachhaltigkeit, Natürlichkeit, Ursprünglich- 
keit, Ganzheitlichkeit und Authentizität vor 
allem eine verkaufsfördernde Wirkung ha- 
ben, machen die eifrigsten Burgstudenten 
aus ihnen ein Glaubensbekenntnis. Während 
die Dozenten anderen noch ein schmackhaf- 
tes Abendessen gönnen und sich damit unter 
der Hand eingestehen, dass zu jedem Vergnü- 
gen auch Verschwendung gehört, versetzt al- 
leine schon der Anblick eines solchen Mahls 
die halbe Studentenschaft der Burg in Rage. 
Auch in anderer Hinsicht sind die Studenten 
mehr als nur lernbegierige Schüler. So behar- 
ren zumindest noch einige wenige Professo- 
ren darauf, dass der Entwurf einen Zweck er- 
füllen und die Gestaltung darüber hinaus ei- 
nen inneren Sinnzusammenhang stiften muss. 
Bei den Studenten hingegen hat schon längst 
jener trotzige Narzissmus die Oberhand ge- 
wonnen, der die objektive Gültigkeit gestal- 
terischer Regeln und gesellschaftlicher Kon- 
notationen nicht anerkennt, wenn es nicht in 
den Kram passt. Eben daher rührt die Be- 
liebtheit eines Nichtskönners wie Sven Völ- 
ker, des Herausgebers des Some Magazine, 
der seine Studenten nicht mit irgendwelchen 
Ansprüchen konfrontiert, sondern ihnen eine 
kreative Ecke einrichtet, in der sie sich aus- 
toben können. 


Es ist offensichtlich, worum es beim Ban- 
kettsturm und der ihm folgenden Entrüs- 
tungswelle ging. Es handelte sich um die 
Lehrbuchvariante einer konformistischen Re- 
bellion in Miniaturform: Die Studenten, die 
schon im ersten Semester alles breitwillig ge- 
lutscht haben, was die Burg an ideologischen 
Drops zu bieten hatte, witterten im opulenten 
Festbankett einen Verrat. Augenscheinlich 


verletzte es die verinnerlichten Ideale wie 
Nachhaltigkeit, Natürlichkeit und Authentizi- 
tät. Noch schlimmer wog aber die Tatsache, 
dass sie niemand zu dem gemeinschaftlichen 
Verrat eingeladen hatte. Denn selbstverständ- 
lich hätten die Studenten mitgemacht, wenn 
die Beute mit ihnen geteilt worden wäre. So 
jedoch blieb nur der Aufstand. Auch die- 
sen Ausweg hatte ihnen die Burg aufgezeigt, 


»WIR WISSEN, DASS ES 


SCHMERZHRAFT IST.« 


Die erste und bislang einzige armenische Gemeinde Ostdeutsch- 
lands wurde in Halle gegründet. Vor sechs Jahren weihte sie den 
ersten armenisch-orthodoxen Kirchenbau Deutschlands ein. Es ist 
daher nicht verwunderlich, dass in Halle am 24. April 2015 auch 
ein Gedenkstein für die Opfer des Genozids an den Armeniern er- 
richtet wurde. Der Einweihung des Steins wohnten der hallische 
Oberbürgermeister Bernd Wiegand und Sachsen-Anhalts Kultus- 
minister Stephan Dorgerloh bei. Der ehemalige sachsen-anhal- 


die ihre Studenten stets dazu anhält, bei al- 
lem mitzumachen, dabei aber immer noch ei- 
ne Schippe draufzulegen. Mit ihrer Rebellion 
am Festbankett haben die Burgstudenten end- 
gültig bewiesen, dass sie den Konformismus 
ihrer Professoren noch überbieten möchten. 


Hannes Junker 


DEUTSCHE WIEDERGUTWERDUNGSEXPORTEURE ENTDECKEN 


tische Ministerpräsident Christoph Bergner, der sich bei unserer 


Im Jahr 2015 rückte der Genozid an den Ar- 
meniern stärker in den Fokus der deutschen 
Öffentlichkeit als je zuvor. Hintergrund war 
der 100. Gedenktag am 24. April, der an die 
Opfer erinnern soll. Als erster deutscher Bun- 
despräsident überhaupt bezeichnete Gauck 
auf einem ökumenischen Gedenkgottesdienst 
in Berlin das Vorgehen des Osmanischen Rei- 
ches in den Jahren 1915/16 als Völkermord. 
Der Deutsche Bundestag beriet nach langem 
Hin und Her über drei Anträge zur Verurtei- 
lung des Genozids, wobei der Bundestagsprä- 
sident und die Abgeordneten die Aussprache 
über die Anträge für mahnende Worte nutzten. 
Die deutsche Zivilgesellschaft bedankte sich 
überglücklich, der Kulturbetrieb engagierte 
sich und die Presse berichtete ausgiebig dar- 
über. In Provinzkäffern wie Halle spielte sich 
im Kleinen ab, was die Großen vormachten. 
Man ließ die armenische Gemeinde auf der 
hallischen Gedenkmeile am Hansering_ ei- 
nen Gedenkstein aufstellen, der den Opfern 
gewidmet war und organisierte ein kulturel- 
les Rahmenprogramm. Dabei wollte die Stadt 
Halle noch im Jahr 2012 nichts von einer In- 
schrift wissen, die den Begriff »Völkermord« 
verwendet und stattdessen lieber an »Vertrei- 
bungen und Massaker« erinnern — eine For- 
mel, die noch aus einer Resolution des Bun- 
destages von 2005 stammt. Initiator dieser 
Resolution war der ehemalige sachsen-anhal- 
tische Ministerpräsident und damalige Parla- 
mentarische Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister des Innern Christoph Bergner, der ei- 
gentlich nur für Empathie für jammernde Os- 
sis bekannt ist. Schon damals stieg das Inter- 
esse für das Thema schlagartig an, doch war 
das noch nichts im Vergleich zum großen 
Rummel im vergangenen Jahr. Es stellt sich 
die Frage, woher das jüngste Interesse am 
Thema kommt und was dahintersteckt. 


»DIE ARMENISCHE FRAGE 

EXISTIERT NICHT MEHR« 

(TALAAT PASCHA) 

Nur wenige Monate nachdem das Osmani- 
sche Reich an der Seite Deutschlands und Ös- 
terreich-Ungarns in den Ersten Weltkrieg ein- 
trat, wurden alle armenischen Soldaten aus 
dem aktiven Kriegsdienst entfernt. Am 24. 
April 1915 folgte die Liquidierung der poli- 
tischen und intellektuellen Elite der Armeni- 
er, die überwiegend in der Hauptstadt Kon- 
stantinopel ansässig war, weshalb der 1965 
ins Leben gerufene Völkermordgedenktag 
auf dieses Datum Bezug nimmt. Ähnlich wie 
der Elite erging es kurz darauf der gesamten 
männlichen armenischen Bevölkerung in den 
Dörfern. Zeitgleich fanden zahlreiche Pogro- 
me statt, für die die osmanische Regierung 
grünes Licht gab und die sich bald über das 
gesamte Land ausbreiteten. Den Höhepunkt 
bildeten schließlich staatlich organisierte To- 
desmärsche, die offiziell als Umsiedlungs- 
maßnahmen deklariert wurden. Ohne Nah- 
rung und Wasser sowie ständigen Überfällen 
türkischer und kurdischer Banden ausgesetzt, 
wurden die Armenier in die syrische Wüste 
geschickt. Wer den qualvollen Weg überleb- 
te, musste spätestens hier sterben. Von den ca. 
zwei Millionen armenischen Bewohnern des 
osmanischen Reiches wurden bis zu 1,5 Mil- 
lionen ermordet. In seinem Blutrausch hatte 
der Mob jedoch nicht allein die armenische 
Bevölkerung im Visier, sondern alle christli- 
chen Minderheiten, darunter die aramäisch- 
sprachigen Volksgruppen (100.000 — 250.000 
Todesopfer) und die orthodoxen Griechen 
(mindestens 350.000 Todesopfer). 

Der Genozid fand in einer Zeit des Um- 
bruchs statt. Das einst so mächtige Osmani- 
sche Reich verkümmerte Ende des 19. Jahr- 
hunderts zum »kranken Mann am Bospo- 
rus«, dessen Führung wenige Jahre zuvor 
von den Jungtürken unter Enver, Talaat und 
Djemal Pascha übernommen wurde. Als die 
Türken bald nach Kriegseintritt aufgrund di- 
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Leserschaft vor allem als aussichtsreicher Anwärter auf den Pe- 
ter-Sodann-Preis einen Namen gemacht hat, war zwar nicht anwe- 
send. Er initiierte jedoch schon vor zehn Jahren im Bundestag ei- 
nen Resolutionsantrag zur Verurteilung des Genozids. Seit dieser 
Zeit ist das Interesse am Thema deutschlandweit spürbar gestiegen. 
Woran das liegt und welche Bedürfnisse dahinterstecken, wenn 
sich Deutsche mit dem Genozid an den Armeniern beschäftigen, 
nimmt unser Kaukasuskorrespondent Udo Cirfus unter die Lupe. 


lettantischer Kriegsführung schwere Verlus- 
te hinnehmen mussten, gerieten die christli- 
chen Minderheiten in den Fokus der Schuld- 
zuweisung. Die Behauptung: Sie hätten sich 
mit dem Feind verbündet und wären der tür- 
kischen Armee in den Rücken gefallen oder 
hätten ihrerseits Massaker an der islamischen 
Bevölkerung verübt. Die türkische Versi- 
on der Dolchstoßlegende hangelte sich ent- 
lang eines antiarmenischen Ressentiments, 
das dem des Antisemitismus zwar nicht aufs 
Haar gleicht, jedoch einige Gemeinsamkei- 
ten zu ihm aufweist. Der Hass auf die Arme- 
nier war nicht neu. Bereits im 19. Jahrhun- 
dert — sowie weit über den Ersten Weltkrieg 
hinaus — waren die Armenier Opfer schwe- 
rer Pogrome. Einen Eindruck vom antiar- 
menischen Ressentiment vermittelt ein Zitat 
aus dem Werk des deutschen Völkerfreundes 
Karl May: »Ein Jude überlistet zehn Chris- 
ten, ein Yankee betrügt fünfzig Juden, ein Ar- 
menier aber ist hundert Yankees über. So sagt 
man, und ich habe gefunden, dass dies zwar 
übertrieben ausgedrückt ist, aber doch auf 
Wahrheit beruht.«! 

Die Mär von der angeblichen Illoyalität 
der Armenier bestimmt noch heute die türki- 
sche Staatsräson. Derzufolge wären die »Um- 
siedlungen« kriegsnotwendig gewesen. Gele- 
gentliche Massaker seien zwar vorgekom- 
men, hätten aber keinerlei staatliche Unter- 
stützung erfahren. Die Absicht eines Völker- 
mordes wird bestritten. Wer öffentlich die- 
ser Sicht widerspricht, dem droht in der Tür- 
kei Strafverfolgung (»Beleidigung der türki- 
schen Nation«) oder der wird, wie der Journa- 
list Hrant Dink im Jahre 2007, von einem be- 
leidigten Türken auf offener Straße erschos- 
sen. Allein aus diesem Grund spräche nichts 
dagegen, Druck auf die Türkei auszuüben. 


»HART, ABER NÜTZLICH« 

(HANS HUMANN) 
Hierzulande beruft man sich mit besonde- 
rem Stolz auf jene Handvoll Deutsche, die 


den Armeniern in ihrer Not halfen oder das 
Grauen dokumentierten. Exemplarisch steht 
dafür das große Interesse an Johannes Lep- 
sius, der ein armenisches Hilfswerk gründe- 
te und versuchte, die Öffentlichkeit auf das 
Schicksal der Armenier aufmerksam zu ma- 
chen, um dadurch eine Intervention zu bewir- 
ken. Das geschah aber nicht allein aus christ- 
licher Nächstenliebe, sondern vor allem weil 
der kaisertreue Pfaffe die christlichen Arme- 
nier als Verbündete Deutschlands im Nahen 
Osten betrachtete. Dafür hätte er laut Hans- 
Dietrich Genscher den Friedensnobelpreis 
verdient, wie er in einer Rede während des 
Armenischen Weltkongresses im Jahr 2000 in 
Halle betonte. Hermann Goltz, der 1982 das 
Johannes-Lepsius-Archiv in Halle gründete, 
verglich Lepsius gar mit den Deutschen Hei- 
ligenfiguren des Zweiten Weltkrieges Stauf- 
fenberg, Bonhoefer und Schindler. 

Dagegen wird gern übersehen, dass das 
Deutsche Kaiserreich maßgebliche Beihilfe 
zum Völkermord leistete.” Das gab nämlich 
nichts auf Lepsius geostrategische Experti- 
se, sondern avancierte stattdessen zum wich- 
tigsten Verbündeten des Osmanischen Rei- 
ches. Vor allem mit der Neuformierung und 
Bewaffnung der osmanischen Armee, sowie 
dem Bau der Bagdadbahn stellte es die Inf- 
rastruktur für die Massaker. Zum Teil war 
deutsches Armeepersonal unmittelbar an den 
Gräueltaten beteiligt und trieb diese sogar vo- 
ran. Das gut unterrichtete’ Deutsche Kaiser- 
reich deckelte das Morden. Reichskanzler 
Theobald von Bethmann Hollweg formulier- 
te die deutsche Leitlinie in einer knappen Ak- 
tennotiz: »Unser einziges Ziel ist, die Türkei 
bis zum Ende des Krieges an unserer Seite zu 
halten, gleichgültig ob darüber Armenier zu 
Grunde gehen oder nicht.« 

Protest wurde von deutscher Seite ledig- 
lich eingereicht, um den aufkommenden Ge- 
rüchten entgegenzuwirken, dass Kaiserreich 
sei an den Grausamkeiten beteiligt gewesen. 
Noch das viel gerühmte Lebenswerk von Jo- 
hannes Lepsius steht in dieser Tradition. Als 
er nach dem Ende des Ersten Weltkrieges ei- 
ne Dokumentation vom Schicksal der Arme- 
nier anhand von Akten des Auswärtigen Am- 
tes veröffentlichte,* geschah das im Auftrag 
desselben mit dem Ziel, die deutsche Rol- 
le beim Völkermord herunterzuspielen. Um 
Deutschland nach dem Ende des Ersten Welt- 
krieges eine bessere Position bei den Frie- 
densverhandlungen zu verschaffen, manipu- 
lierten das Auswärtige Amt und Lepsius ver- 
räterische Akten.° 


»EINE SCHAR AUSGEMACHTER 
TÜRKENFEINDE« (HANS HUMANN) 
Lepsius Werk fällt in die kurze Phase nach 
dem Ersten Weltkrieg, in der es ein paar Ver- 
suche gab, den Genozid publik zu machen. 
Danach wurde es in der Öffentlichkeit weit- 
gehend still um das Thema. Bis zur Jahrtau- 
sendwende wurden in der Politik, der Presse, 
dem akademischen Betrieb und in den Schul- 
büchern die Geschehnisse überwiegend ver- 
schwiegen. ® Das lag jedoch nicht allein dar- 
an, dass die deutsche Mitverantwortung unter 


den Tisch gekehrt werden sollte. Man woll- 
te auch auf die alten Waffenbrüder aus An- 
kara nichts kommen lassen, die sich auch 
später als gute Freunde Deutschlands erwie- 
sen. Nach dem Zweiten Weltkrieg gehörte 
die Türkei zu den ersten Staaten, die in den 
1950er Jahren diplomatische Beziehungen 
zu Deutschland aufnahmen. Schon frühzeitig 
setzte sie sich für den Nato-Beitritt Deutsch- 
lands ein. Heute ist Deutschland der größ- 
te Handelspartner der Türkei. Wer den Völ- 
kermord dennoch auf die Tagesordnung set- 
zen wollte, dem wurde schnell vorgeworfen, 
Fremdenfeindlichkeit gegen Türken zu schü- 
ren — gerade so, als läge deutschem Fremden- 
hass eine Abneigung gegen die Menschen- 
schlächter dieser Welt zugrunde. Stattdes- 
sen nahm man Rücksicht auf die Gefühle der 
Türken — sowohl in der Türkei, als auch in 
Deutschland. 

Nach 1945 kam noch ein weiteres ent- 
scheidendes Motiv hinzu, von dem Thema 
die Finger zu lassen. Wer nämlich von nun 
an in Deutschland über den Völkermord an 
den Armeniern gesprochen hätte, wäre um 
Auschwitz nicht herumgekommen. Schließ- 
lich hatten es die Deutschen fertig gebracht, 
noch das barbarische Morden der Osmanen 
in den Schatten zu stellen. Und daran woll- 
te man vorerst nicht erinnert werden. Noch 
in den Jahren 2000/2001, als die armenische 
Gemeinde mit einer Petition an den Bundes- 
tag herantrat, den Völkermord an den Arme- 
niern anzuerkennen, und daraufhin die PDS 
einen Resolutionsentwurf einreichte, der zu- 
sätzlich die deutsche Mitschuld ansprach, re- 
agierten die Bundestagsabgeordneten der üb- 
rigen Fraktionen ablehnend. Cem Özdemir 
erklärte zum Beispiel: »Aber von dem Vor- 
haben, mit erhobenem Zeigefinger auf das 
Land zwischen Bosporus und Ararat zu zei- 
gen, sollten wir uns distanzieren. Die Re- 
tourkutsche mit dem Hinweis auf die eige- 
ne dunkle Vergangenheit käme [...] sicher 
[...]«.” Aufgrund des Versuchs, den Beitrag 
des Deutschen Kaiserreiches auf die Tages- 
ordnung des Bundestages zu setzen, befürch- 
tete der damalige Vorsitzende der FDP-Frak- 
tion, Wolfgang Gerhardt, noch weit schlim- 
meres: »Dies scheint vor allem Ausdruck des 
Bemühens zu sein, an jedwedem Übel in der 
Welt eine wie auch immer geartete deutsche 
Mitschuld zu konstruieren.«® 

In den seltenen Fällen, wo die Angele- 
genheit nicht unter den Tisch gekehrt wurde, 
war unschwer das Bestreben herauszulesen, 
Auschwitz zu relativieren. Im Vorwort der 
ersten wissenschaftlichen deutschen Mono- 
graphie über den Völkermord an den Armeni- 
ern gab der Autor Peter Lanne seine Motiva- 
tion preis, sich der Sache anzunehmen.’ Da- 
rin erklärte er, dass der Holocaust ohne Wis- 
sen der deutschen Bevölkerung von der NS- 
Führung begangen worden sei, der Vernich- 
tungsversuch der Armenier dagegen von ei- 
nem ganzen Staatsvolk. Außerdem seien die 
Verbrechen des Holocaust bereits gesühnt 
und in ständiger Erinnerung gehalten, wäh- 
rend die des Osmanischen Reiches in Verges- 
senheit gerieten und eine Bestrafung ausblieb. 


Auch in der Lepsius-Verherrlichung, deren 
jahrelange Hochburg Halle unter der Feder- 
führung von Hermann Goltz war, steckt der 
Versuch, die Deutschen reinzuwaschen: Bei 
den großen Blutbädern der Weltgeschichte 
waren sie nicht nur Täter, sondern auch Wohl- 
täter. Als die Bundesrepublik neun Jahre nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges der An- 
tivölkermords-Konvention beitrat, hielt der 
SPD-Abgeordnete Jacob Altmaier eine Re- 
de, in der er neben Auschwitz das Schicksal 
der Christen im Osmanischen Reich und die 
»Austreibung der Deutschen« als exemplari- 
sche »Untaten« bezeichnete.!’ Während man 
sich in anderen europäischen Parlamenten 
durchaus mit dem Genozid an den Armeniern 
befasste, blieb sie dessen einzige Erwähnung 
im Bundestag im 20. Jahrhundert. 


»WIR KÖNNEN DURCH UNSERE 
EIGENE ERFAHRUNG ANDERE 
ERMUTIGEN« (NORBERT LAMMERT) 
Langsam zu ändern begann sich das erst, 
nachdem Ex-Bundeskanzler Gerhard Schrö- 
der im Jahr 2000 den Aufstand der Anstän- 
digen gegen deutsche Bilderbuchnazis aus- 
rief. Die oben erwähnte Rede Genschers be- 
zeugt den beginnenden Wandel ebenso, wie 
die Diskussion um die in den Bundestag ein- 
gebrachte Petition — wenngleich sich die Ab- 
geordneten damals noch sträubten. Am 24. 
April 2002 gab schließlich der brandenburgi- 
sche Bildungsminister Steffen Reiche auf der 
jährlichen Gedenkveranstaltung des Zentral- 
rats der Armenier die neue Stoßrichtung vor: 
»Wir Deutsche stehen in einer besonderen 
Verantwortung, unsere türkischen Freunde 
und Bündnispartner zu mahnen, den Geno- 
zid anzuerkennen. Nicht nur weil wir in Ver- 
gangenheit und Gegenwart in einer engen Be- 
ziehung stehen, nicht nur weil in Deutschland 
besonders viele türkischstämmige Mitbürger 
leben, sondern weil die Deutschen besser als 
irgendein Volk wissen, dass nur Anerken- 
nung von Schuld den Weg zu einem friedli- 
chen Miteinander öffnet. Wir Deutschen sind 
nur geworden, was wir sind, durch die Aus- 
einandersetzung mit dem Genozid an den Ju- 
den.«'' Reiche forderte also nicht nur die an- 
ständigen Deutschen auf, das lange Schwei- 
gen mit dem Verweis auf Auschwitz zu be- 
enden. Vielmehr sollte den alten Waffenbrü- 
dern ans Herz gelegt werden, ihnen auf den 
Weg der Rehabilitierung zu folgen. Um den 
Türken diesen Weg schmackhaft zu machen, 
wurde sogleich darauf verwiesen, wie ge- 
winnbringend es für die Deutschen war, an 
die Leichen im eigenen Keller zu erinnern. 
Wenn die Türken ihnen folgten, spränge für 
Deutschland ein zusätzlicher Bonus heraus: 
Es wäre nicht mehr nur Weltmeister, sondern 
auch Lehrmeister der Wiedergutwerdung. 
Damit hatte Reiche die wesentlichen 
Punkte zusammengefasst, die in den darauf- 
folgenden Jahren den deutschen Umgang mit 
dem Völkermord an den Armeniern bestim- 
men sollten. Die Versuche des Verschweigens 
oder der Relativierung verkamen in Deutsch- 
land dagegen immer mehr zur Randerschei- 
nung. Der Bundestag befasste sich erstmals 
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2005, anlässlich dessen 90. Jahrestages, mit 
dem Thema im Rahmen einer Resolution. 
Der Entwurf wurde von der damaligen Oppo- 
sitionsfraktion CDU/CSU eingereicht — auf 
Initiative des ehemaligen Ministerpräsiden- 
ten Sachsen-Anhalts Christoph Bergner. Un- 
terstützt wurde er von seinem alten Freund, 
dem hallischen Lepsiusverehrer Hermann 
Goltz. Auch bei Bergner waren die Worte 
Reiches angekommen. Er erklärte in der Aus- 
sprache vorm Bundestag, man wolle die Tür- 
kei nicht anklagen, sondern ihr eine »europä- 
ische Erinnerungskultur« beibringen, bei der 
es sich tatsächlich um eine deutsche handelt, 
genauer gesagt um »eine Erinnerungskultur, 
die wir in diesen Wochen um den 60. Jahres- 
tag des Endes des Zweiten Weltkriegs in be- 
sonderer Weise erleben.«'” In der Ausspra- 
che wurde ausgiebig an die türkische Zivil- 
gesellschaft appelliert. Schließlich ging auch 
der Wiedergutwerdung der Berliner Repub- 
lik ein Aufstand der Anständigen voraus. Um 
die Türkei und ihre Zivilgesellschaft nicht zu 
sehr zu verschrecken — man wolle schließlich 
niemanden auf die »Anklagebank setzen«'? —, 
wurde in der Resolution jedoch die Verwen- 
dung des Begriffes »Völkermord« vermie- 
den. Die Adressaten hielten dennoch nicht 
viel vom deutschen Sonderweg. Der türki- 
sche Botschafter tobte und der Verband Tür- 
kischer Unternehmer und Industrieller in Eu- 
ropa warf Bergner in einem Brief »vorsätzli- 
che Diskriminierung der Türkei und der Tür- 
ken« vor.'* 

Um das Kind beim Namen zu nennen, 
musste bis zum nächsten runden Jubiläum 
gewartet werden. Anlässlich des 100. Völ- 
kermordgedenktages im Jahr 2015 reichten 
schließlich erneut alle Bundestagsfraktionen 
Resolutionsanträge ein, in denen nun das tü- 
ckische V-Wort verwendet wurde, dass die 
Türken so ungern hören mögen. Aber auch 
das geschah vorrangig, um den deutschen 
Weg zum guten Gewissen zu bewerben. So 
betonte Cem Özdemir zwar immer noch, dass 
sich die Deutschen nicht als »Lehrer« eignen, 
dafür aber als »Ratgeber«. Nämlich »als die- 
jenigen, die sagen können: Wer sich mit den 
dunklen Flecken der eigenen Geschichte be- 
schäftigt, der wird daran nicht kleiner, son- 
dern - im Gegenteil — wächst daran.«'® Auch 
der CDU-Abgeordnete Norbert Röttgen be- 
tonte, dass die Deutschen durch ihre »Erfah- 
rung« einen unterstützenden Beitrag bei der 
türkischen Vergangenheitsbewältigung leis- 
ten könnten: »Wir wissen, dass es schmerz- 
haft ist.« 

Im Zusammenhang mit der Initiative 
des Bundestages stieg die Berichterstattung 
sprunghaft an. Wenngleich die Resolution 
von 2005 samt der darauffolgenden Reakti- 
onen bereits eine Zäsur darstellte, nahm die 
Angelegenheit erst im vergangenen Jahr rich- 
tig Fahrt auf. Prompt bewarb sich die Geno- 
zidforscherin Elke Hartmann in einem Inter- 
view mit dem hallischen Bürgerfunk Radio 
Corax für freiwerdende Gelder: »Die poli- 
tische Anerkennung würde dann hoffentlich 
auch nach sich ziehen, dass in Deutschland 
gerade ein solcher Forschungsraum entsteht, 
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wo wir doch in Deutschland eine sehr er- 
folgreiche Tradition inzwischen haben, sich 
mit solchen Vergangenheiten auseinanderzu- 
setzen und dort eben auch Impulsgeber sein 
könnten.«'° Berthold Kohler, Mitherausgeber 
der FAZ, sorgte sich dagegen um die deutsche 
Integrität: »Ein Staat, der so viel Wert auf die 
Bewältigung der eigenen Vergangenheit ge- 
legt hat wie Deutschland, darf sich selbst aus 
geostrategischen Gründen nicht der türki- 
schen Selbstverleugnung anschließen.«'? 


»VERZICHT AUF VERBALE 
RACHE<« (BERND FABRITIUS) 

Wenn man sich die gegenwärtige Rezepti- 
on des Völkermordes an den Armeniern an- 
schaut, tritt offen zutage, dass sich die Deut- 
schen einzig um sich selbst drehen, sobald 
sie von ihm zu reden beginnen. Ihre eigene 
Läuterung ist ihnen so sehr zu Kopf gestie- 
gen, dass sie diese nun zu exportieren geden- 
ken. Für die Opfer des Völkermordes und de- 
ren Nachkommen folgt daraus nicht viel. We- 
der brauchen sie mit einer Entschädigung 
von deutscher Seite rechnen, noch können sie 
auf Unterstützung bei irgendwelchen Forde- 
rungen gegen die Türkei hoffen. Das beton- 
ten die Redner der Aussprachen 2005 und 
2015 ausdrücklich und das steckt auch hinter 
dem deutschen Mantra, die Türkei nicht an- 
klagen zu wollen. Vielmehr fordert der Deut- 
sche Bundestag in der Resolution aus dem 
Jahr 2005 von den Armeniern, dass ein »Ver- 
zeihen historischer Schuld erreicht wird.«'® 
Noch deutlicher wurde Bernd Fabritius 2015: 
»Von [den Armeniern] erwarte ich Offenheit, 
Versöhnungsbereitschaft und den Verzicht auf 
verbale Rache.«'” Denn darüber, wie sich die 
Opfer zu benehmen haben, wissen die Deut- 
schen seit jeher besonders gut Bescheid. 


Udo Cirfus 
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DEUTSCHLAND IM FLÜCHTLINGSWAHN 


Vor dem Hintergrund der sogenannten Flüchtlingskrise veranstal- 
tete die AG Antifa am 10. November 2015 eine öffentliche Dis- 
kussionsveranstaltung mit dem Titel „Deutschland im Flücht- 
lingswahn“. Obwohl zwischen dem Erscheinen dieser Zeitung 
und besagter Veranstaltung nur ca. vier Monate liegen, wur- 
de ein Teil der Dinge, die man auf dem Podium diskutierte, be- 
reits von der Zeit überholt. Wir haben uns aus zwei Gründen ent- 


AUFSTAND DER ZORNIS 
(FRANK KUCHARSKY) 

Neuerdings kennt jeder diverse Ortsnamen 
aus Sachsen und Sachsen-Anhalt. Von Freital, 
Tröglitz, Meerane oder gar Einsiedel hatten 
die allermeisten Bundesbürger bis vor kur- 
zem noch nichts gehört, geschweige denn ge- 
wusst, wo diese Käffer liegen. Durch frem- 
denfeindliche Demonstrationen, Straßen- 
schlachten und Brandanschläge auf Häu- 
ser, in denen Flüchtlinge untergebracht wer- 
den sollten, sind diese und ähnliche Orte nun 
nahezu täglich im medialen Rampenlicht. So 
wurde bspw. das Kaff Tröglitz in Sachsen- 
Anhalt bundesweit kurzzeit-berühmt, weil 
in der Nacht zum 4. April 2015 ein Haus, in 
das wenig später einige Flüchtlinge einziehen 
sollten, angezündet worden war. Vorausge- 
gangen waren elf Demonstrationen von Ein- 
wohnern des Ortes und regionalen Neona- 
zis, mit denen gegen die Unterbringung von 
Flüchtlingen protestiert wurde. Aktuell fin- 
den solche Manifestationen im Wochenrhyth- 
mus und an vielen Orten statt. Ob im wenige 
Kilometer von Tröglitz entfernten Kretschau 
jeden Sonntag etwa 200 sogenannte Asylkri- 
tiker oder montags in Dresden einige tausend 
Demonstranten zusammen kommen: Die Ab- 
wehr von Flüchtlingen lockt die Zonis auf die 
Straßen. Allein in Sachsen fanden im Okto- 
ber/November 2015 rund dreißig Aufmär- 
sche gegen reale oder geplante Flüchtlings- 
unterkünfte statt. 


ZUM SCHUTZ DER ZONE 
Sieht man sich eine der zahlreichen Statis- 
tiken oder Karten zur geografischen Ein- 
ordnung der Angriffe gegen die Unterkünf- 
te und die Zahl der Gewalttaten genau an, 
wird schnell klar, dass im Osten ungleich 
mehr solcher Aktionen stattfinden. Zwar wer- 
den ostdeutsche Politiker und Würdenträger 
nicht müde, bei jeder sich bietenden Gelegen- 
heit zu betonen, dass es sich um ein gesamt- 
deutsches Problem handle — was den sach- 
sen-anhaltischen Ministerpräsidenten Reiner 
Haselhoff zu einem ausgesprochen schönen 
Statement veranlasste, als er kurz nach dem 
Brandanschlag im April in bester Antifa-Ma- 
nier feststellte »Tröglitz ist überall«. Berück- 
sichtigt man jedoch die Einwohnerzahlen und 
den Altersquerschnitt der Bevölkerung, wird 
ganz schnell offensichtlich, dass mit solchen 
Behauptungen nur die Ex-Zone in Schutz ge- 
nommen werden soll. 

Gleichwohl kommt es auch auf dem Ge- 
biet der alten Bundesrepublik regelmäßig zu 
Demonstrationen und gewalttätigen Aktio- 
nen gegen Flüchtlinge oder deren Unterkünf- 


te. Rund zwei Monate bevor in Tröglitz das 
Feuer gelegt wurde, am 9. Februar 2015, zün- 
dete ein Hamburger Finanzbeamter in seinem 
Wohnort Escheburg, eine kleine Gemeinde 
etwa dreißig Minuten Fahrzeit von Hamburg 
entfernt, ein Haus an, in das wenige Tage 
später ein paar Flüchtlinge einziehen sollten. 
Am Morgen des Tattages hatte der engagier- 
te Bürger noch gemeinsam mit einigen seiner 
Nachbarn beim zuständigen Gemeindeamt 
lautstark protestiert und versucht, die dro- 
hende Flüchtlingsunterbringung abzuwenden. 
Doch alle Proteste und Beschimpfungen hal- 
fen einem Bericht der Zeitung Die Welt zufol- 
ge nicht, und der »Biedermann«, wie der Zei- 
tungsbericht den Beamten nennt, wird zum 
Brandstifter. Nur kurze Zeit später erklärte er 
sich zu seinen Motiven. Im Strafprozess ge- 
gen ihn führte er laut einem Bericht von Spie- 
gel Online an, er habe lediglich »seine Idylle 
beschützen« wollen. Er sei davon ausgegan- 
gen, »etwas Gutes zu tun«. Außerdem könne 
er nicht verstehen, dass er nun in »eine rechte 
Ecke gerückt werden solle«. Weinerlich be- 
klagte er im Laufe des Prozesses das fehlen- 
de Verständnis für seine Tat. 

Im Unterschied zu den vergleichbaren Fäl- 
len im Osten wird dem Täter hier allerdings 
die Anteilnahme sowie die stillschweigen- 
de Zustimmung deutlich verwehrt, schneller 
als im Osten distanzieren sich die Einwohner 
und Nachbarn von der Tat und verkünden me- 
dienwirksam, dass so etwas in der Gemeinde 
keinen Platz habe. Torsten Albig, der Minis- 
terpräsident von Schleswig-Holstein, erklär- 
te auf einer Kundgebung im Ort Escheburg 
an die Adresse der zu diesem Zeitpunkt noch 
unbekannten Täter martialisch: »Wir werden 
Euch jagen, wir werden Euch kriegen, und 
wir werden Euch verurteilen«. Im Osten hin- 
gegen sind die Protestaufläufe und Blockaden 
vor solchen Anschlägen sehr viel zahlreicher 
und auch viel besser besucht. Außerdem kön- 
nen die Täter mit viel größerer Berechtigung 
davon ausgehen, für ihre Taten sogar mehr 
als klammheimliche Freude zu erheischen. 


DIE VERTEIDIGUNG 

DER TRUTZBURG 
Insgesamt scheinen sowohl die Täter im Os- 
ten als auch im Westen von der Verteidi- 
gung ihrer kleinen Trutzburgen getrieben zu 
sein. Auch auf den Demonstrationen in Trög- 
litz oder anderswo reden die Teilnehmer re- 
gelmäßig davon, mit den Aufmärschen ihre 
Heimat verteidigen zu wollen, die durch die 
Fremden bedroht werde. Neben Ruhestörung 


schieden, die Vorträge dennoch zu veröffentlichen. Zum einen kön- 
nen sie dabei helfen, die Entwicklung hin zur jetzigen Situation 
nachzuvollziehen. Zum anderen zeigen sie, wie wenig man sich 
derzeit sicher sein kann, was als nächstes passiert. Frank Ku- 
charsky schreibt über den fremdenfeindlichen Aufstand der Zor- 
nis in der Zone, während Harald J. Finke erläutert, wie eine nati- 
onale Entrümpelungsaktion als Willkommenskultur verkauft wurde. 


und Beeinträchtigung ist die Angst, »alles 
was man sich aufgebaut hat« zu verlieren, das 
immer wiederkehrende Motiv gerade der De- 
monstranten, die eher im bürgerlichen Milieu 
zu verorten sind. Die große Angst, der eigene 
Ort könnte noch unattraktiver werden und der 
Wert des eigenen kleinen Häuschens - in dem 
neben den gesamten Ersparnissen nicht sel- 
ten auch noch jede Menge Schulden stecken, 
für die in den kommenden Jahren noch gera- 
ckert werden muss — könnte sinken, treibt die 
Menschen zu den Demonstrationen. In die- 
sem Punkt sind die Unterkünfte für die Asyl- 
suchenden durchaus verwandt mit Windkraft- 
anlagen, Autobahnen oder Mobilfunksende- 
masten, die immer dann schlecht sind, wenn 
sie in der Nähe der eigenen Scholle entstehen 
sollen. Der Unterschied besteht darin, dass 
den Flüchtlingen im Gegensatz zu den ande- 
ren benannten Dingen ausschließlich schäd- 
liche Eigenschaften zugesprochen werden, 
während am grundsätzlichen Sinn von Strom- 
versorgung, Mobilität oder Telefonieren nicht 
gezweifelt wird. Es ist nicht zuletzt die An- 
wesenheit der Flüchtlinge selbst, die auch 
in einem abstrakteren Sinne deutlich macht, 
wie fragil und unsicher die kleiner werdende 
Welt zu sein scheint. Aus den zahlreichen Be- 
richten und Reportagen über die Flüchtlinge 
wissen die Bürger wie schnell alle Sicherhei- 
ten dahin sein können und wie wenig eigenes 
Verschulden es zu brauchen scheint, bis ein- 
fach alles verloren ist. Schließlich verdeutli- 
chen die unzähligen Berichte, dass die Men- 
schen, die sich auf den gefährlichen Weg ge- 
macht haben, zuvor alles verloren haben und 
oft nicht viel mehr als das eigene Leben ret- 
ten konnten. 

Bei den zahllosen Mahnwachen, De- 
monstrationen und Einwohnerversammlun- 
gen werden die sattsam bekannten Stereotype 
wiederholt. Viel ist von der vermeintlich stei- 
genden Kriminalität die Rede. Ganz beson- 
ders wird eine angebliche Bedrohung für die 
Kinder herbeigeredet, vor allem dann, wenn 
eine der geplanten Unterkünfte in der Nähe 
einer Kindertagesstätte oder Schule eröffnet 
werden soll. In Dresden führte eine geplante 
Flüchtlingsunterkunft auf dem Gelände einer 
Grundschule Anfang Oktober 2015 zunächst 
zu wütenden Protesten und Blockaden. We- 
nig später kam es zur versuchten Brandstif- 
tung. Der gefühlte Sicherheitsverlust, für den 
die ankommenden Flüchtlinge verantwort- 
lich gemacht werden, legitimiert jedes Los- 
schlagen als Akt der Notwehr, selbst wenn 
die angeblich zu schützende Schule gleich 
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mit zerstört werden könnte. Nach dem miss- 
glückten Brandanschlag, bei dem es glückli- 
cherweise nur zu mäßigen Schäden am Ge- 
bäude kam, waren die Folgen jedenfalls dra- 
matisch genug, so dass die Kinder die Schu- 
le zunächst nicht besuchen konnten. Im Wahn 
sich vor den Invasoren, wie die Asylsuchen- 
den immer häufiger genannt werden, vertei- 
digen zu müssen, scheint es völlig unerheb- 
lich zu sein, was dafür alles zerstört werden 
muss. Der Mittelaltersprech von den Invaso- 
ren zeigt nicht zufällig an, dass man sich im 
Kriege wähnt. 


NEID AUF SOZIALLEISTUNGEN 
Vor diesem Hintergrund zeichnet sich ab, 
weshalb den Flüchtlingen gerade im Osten 
weit aus mehr Aggression entgegenschlägt. 
Insbesondere im Osten, wo die Menschen 
seit Jahrzehnten die Erfahrung von Weg- 
zug, schrumpfenden Orten und Rückbau ma- 
chen, werden die Neuankömmlinge mit offe- 
nem Hass empfangen. Denn bei allem Gere- 
de über die Verdienste und Aufbauleistungen 
in den neuen Ländern wissen gerade die Zo- 
nis nur allzu gut, dass der gesamte marode 
Laden seit 1990 nur durch die wohlhabenden 
Brüder und Schwestern aus der alten Bundes- 
republik am Leben gehalten wurde und wird. 
Der Hass auf die Flüchtlinge, insbesonde- 
re auf die sogenannten Wirtschaftsflüchtlin- 
ge speist sich auch aus dem Wissen, dass die 
Ex-DDR-Bürger ohne die Unterstützung aus 
dem Westen, vom Begrüßungsgeld bis zum 
Soli, heute auch nicht besser, möglicherwei- 
se sogar noch viel schlechter als die Bewoh- 
ner der anderen ehemaligen Ostblockstaaten 
dastehen würden. 

Zentraler noch als das Bedürfnis, die Si- 
cherheit von Hab, Gut und Familie jetzt in 
die eigenen Hände nehmen zu müssen bzw. 
dies endlich zu dürfen, ist der Neid auf die 
Sozialleistungen, die den Flüchtlingen nun 
zustehen würden. Als vor ziemlich genau 
zwei Jahren die Proteste gegen Asylsuchen- 
de und deren Unterbringung wieder häufiger 
wurden, waren in Funk und Fernsehen bereits 
ständig schimpfende Bürger zu hören und zu 
sehen, die sich lautstark darüber beschwer- 
ten, dass die Flüchtlinge alles bekämen, was 
man sich selber gar nicht leisten könne. Das 
Gerede von mindestens zwei großen und teu- 
ren Mobiltelefonen, die man selbst nicht be- 
zahlen könne und von der teuren Marken- 
kleidung sowie der kostenlosen Unterbrin- 
gung machten immer wieder deutlich, dass 
den Neuankömmlingen selbst die massen- 
hafte Unterbringung in einer überfüllten Ka- 
serne missgönnt wurde und wird. Offensicht- 
lich betrachtet ein erheblicher Teil der wüten- 
den Demonstranten die Flüchtlinge als direk- 
te Konkurrenten um die begrenzten staatli- 
chen Mittel, d.h. um die knappen Sozialleis- 
tungen. Denn gespart werden muss immer, 
und der strenge Finanzminister hat die Bevöl- 
kerung schon darauf eingestimmt, dass trotz 
der zu bewältigenden Aufgaben die schwarze 
Null stehen müsse und keine neuen Schulden 
durch Bund und Länder aufgenommen wer- 
den sollen. Die zusätzlichen Ausgaben wer- 
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den momentan durch die Steuermehreinnah- 
men gedeckt, aber implizit steht damit die 
Androhung von Einschnitten und Sparmaß- 
nahmen im Raum. 


DER FLÜCHTLING ALS CHANCE 
Egal ob als immer restriktiver zur Verfügung 
gestellte Sozialleistungen oder indirekt als 
staatliche Auftragsvergabe und Subventions- 
leistung, die Notwendigkeit der Transferleis- 
tungen und die Abhängigkeit von diesen sind 
den Betroffen vielleicht nicht direkt bewusst, 
aber sie erahnen diese Abhängigkeit. In die- 
sem Sinne ist es scheinbar nur konsequent, 
wenn umgedreht gerade Vertreter der Wirt- 
schaftsverbände und der Handwerks- und 
Handelskammern immer wieder darauf ver- 
weisen, dass es sich bei der aktuellen Situati- 
on nicht zuletzt auch um ein Konjunkturpro- 
gramm handele, die sogenannte Flüchtlings- 
krise also nichts anderes sei, als eine Neu- 
auflage der Abwrackprämie, die die Deut- 
schen ja schon einmal auf wundersame Wei- 
se sicher durch die Finanzkrise von 2008ff. 
gebracht habe. Mit dieser These wird spä- 
testens seit Anfang Oktober 2015 - als ein 
Wirtschaftsforschungsinstitut dazu eine Stu- 
die vorgelegt hatte — gegen die grassierende 
Flüchtlingsfeindschaft argumentiert. Berich- 
tet wird dann immer wieder von gut ausgelas- 
teten Handwerks- und Baubetrieben, die mit 
der Wiederbewohnbarmachung zuvor schon 
aufgegebener Gebäude gutes Geld verdienen. 
Auch für Lebensmittelhersteller und -händler 
und nicht zuletzt auch für Vermieter sei die 
Situation der Flüchtlinge als eine Chance zu 
begreifen. 

Trotz dieser positiven Beteuerungen und 
der damit durchaus verbunden Belege ver- 
fängt die Argumentation bei den wütenden 
Demonstranten nicht. Trotzig wollen sie 
nicht einsehen, dass nun angeblich Geld für 
Flüchtlinge vorhanden ist, sie selbst aber vor- 
her nichts bekommen hätten. Zugleich taucht 
über den reinen Neid hinaus eine weitere 
Ahnung bzw. Befürchtung auf, nämlich die, 
dass das Geld eine Investition ist, die nicht 
einfach aus reiner Mildtätigkeit erfolgt, son- 
dern auf konkrete Leistungen und am Ende 
auf Gewinne abzielt. Und auch dafür liefert 
ein Wirtschaftsforschungsinstitut umgehend 
die entsprechende Analyse. Den Berechnun- 
gen des Deutschen Instituts für Wirtschafts- 
forschung zufolge »rechnet sich ein Flücht- 
ling spätestens nach sieben Jahren«. Der 
Nachweis wirklich von Nutzen, bzw. auch 
das vollkommene Gegenteil, eben ein unnüt- 
zer Esser zu sein, scheint dabei die unfreiwil- 
lig gelernte Lektion zu sein. So müssen sich 
die Menschen in den nicht wirklich prospe- 
rierenden Gebiete in Ost wie West schein- 
bar mit der Frage befassen, wann und schlim- 
mer noch ob, sie sich überhaupt noch rechnen, 
oder jemals gerechnet haben. 


DIE KRISE VOR DER HAUSTÜR 
Die noch im Sommer unablässig diskutier- 
te Griechenland-Krise hat nicht zuletzt auf- 
grund des Druckes der deutschen Politiker al- 
len Zuschauern deutlich vor Augen geführt, 


was es bedeutet wenn eine Nationalökono- 
mie an die Grenzen der Belastbarkeit stößt 
und sich deren Mitglieder nicht mehr rech- 
nen. Plötzlich stehen alle Leistungen, selbst 
Gesundheitsfürsorge und Gelder für die Al- 
ten und Kranken nicht mehr zur Verfügung. 
Und auch in der derzeitigen Situation wird 
das Exempel Griechenland weiter durchex- 
erziert, wenn auch weitestgehend ohne die 
öffentliche Aufmerksamkeit der vergange- 
nen Monate. Ende Oktober schaffte es trotz- 
dem eine Nachricht aus Griechenland zumin- 
dest ins mediale Bewusstsein der Republik. 
Ins Gerede kam die Forderung der Gläubiger 
in Griechenland ein Gesetz zu erlassen, wel- 
ches Zwangsversteigerungen von Häusern 
und Wohnungen gestattet, sobald die Eigen- 
tümer auch nur eine Rate im Rückstand sind. 

Ganz in diesem Sinne scheinen die Men- 
schen, und nicht nur die Ausländer-raus- 
Schreihälse der Aufmärsche, eine Ahnung 
davon zu entwickeln, dass die derzeitige Si- 
tuation in der Welt nicht vollständig spurlos 
an ihnen vorübergehen wird. In der Tageszei- 
tung Die Welt ist man in dieser Frage sehr of- 
fen. Der Preis für Wohnraum werde über kurz 
oder lang durch den Zuzug erheblich anstei- 
gen, und das werden »nicht nur die Neuan- 
kömmlige zu zahlen haben«. Auf dem Ar- 
beitsmarkt würden bald jene unter Druck ge- 
raten, kündigt die Welt schon einmal an, »de- 
ren auskömmliche Teilhabe am Erwerbsle- 
ben ohnehin schon gefährdet ist.« Jedenfalls 
dann, wenn bei der Integration der Flücht- 
linge beispielsweise beim Mindestlohn ei- 
ne Ausnahme gemacht würde — eine Forde- 
rung, die Sachsen-Anhalts Ministerpräsident 
Reiner Haselhoff beispielsweise schon häufi- 
ger erhoben hat. Die Demonstranten bei den 
zahllosen »Gida« und ähnliches Zusammen- 
künften wollen ihre Nützlichkeit ganz be- 
sonders unter Beweis stellen. Neben Sitz- 
blockaden gegen Kriegsflüchtlinge haben sie 
nun auch »BundesGrenzSchutz als freiwilli- 
gen Dienst« im Repertoire und bilden sym- 
bolische Außengrenzen, beispielsweise in der 
Nähe des sächsischen Sebnitz. 

Durch die Flüchtlingskrise ist die Krise di- 
rekt vor der Haustür angekommen. Fand die 
Finanzkrise für die Deutschen noch eher the- 
oretisch und als Abwrackprämie statt, kam 
die Euro-Krise zunächst mit Berichten und 
Bildern aus Südeuropa schon deutlich näher. 
Als Griechenlandkrise wurde das Ganze als 
Dauerthema durchexerziert. Und als soge- 
nannte Flüchtlingskrise ist das Thema medi- 
al auf Dauersendung und mit den Debatten 
um vernünftige oder grauenhafte Unterkünf- 
te in der Realität angekommen. Auch darum 
geht ein solch großer Bevölkerungsanteil re- 
gelmäßig auf die Straße und bleibt nicht, wie 
sonst üblich, in der Kantine, beim Abendbrot 
oder in der Kneipe, um auf die da oben zu 
schimpfen. Dazu gesellen sich die Möglich- 
keiten, die die sogenannten sozialen Netz- 
werke bieten. Ohne deren Bedeutung über- 
schätzen zu wollen, scheint es doch so zu sein, 
dass viele derer, die zu den Demonstrationen 
gehen und gegen Asylsuchende mobilisieren, 
sich zunächst Zuspruch und neue Freunde 


im Internet gesucht haben. Zumindest für die 
scheinbar endlose Flut von Gerüchten schei- 
nen Facebook und Co. unabdingbar. 


BACK TO THE NINETIES? 
Vor etwas mehr als zwei Jahren, im Rah- 
men einer Podiums-Diskussion zu den auf- 
kommenden Anti-Asylprotesten insbesonde- 
re in Sachsen, benannte ein Autor der Bon- 
Jour Tristesse zwei wesentliche Bedingungen 
dafür, dass die Proteste und Pogrome erneut 
so massenhaft werden könnten, wie zu Be- 
ginn der 1990er Jahre. Die erste: ein massi- 
ver Anstieg der Flüchtlingszahlen. Die zwei- 
te: das eindeutige Signal aus der Politik, dass 
das Losschlagen jetzt in Ordnung und bis zu 
einem bestimmten Punkt gewollt sei. Mit Be- 
zug auf Hannah Arendt ließe sich hier von ei- 
nem Bündnis aus Mob und Elite sprechen. 

Der erste Punkt ist eindeutig eingetreten, 
auch wenn man sich davor hüten sollte, bei 


den täglichen Panik-Zahlenspielen mitzu- 
wirken, die ständig durch die Medien gejagt 
werden. Beim zweiten Punkt sendet die Po- 
litik durchaus verschiedene Signale aus. So 
suchen nicht wenige Kommunalpolitiker den 
Schulterschluss mit ihrer Bevölkerung und 
reden von nicht zu bewältigenden Flücht- 
lingsströmen, was die jeweilige Verwaltung 
dann im Anschluss durch Unwillen und In- 
kompetenz illustriert. Von höchst offizieller 
Stelle aus den Landesregierungen oder dem 
Bund werden solche Signale aber vermieden 
(auch wenn der Ton ständig krasser und auf- 
geregter wird und wahrscheinlich bald Af- 
ghanistan und Syrien als sichere Herkunfts- 
länder zur Diskussion stehen). 

Dem meuternden Mob scheint die eige- 
ne Elite allerdings herzlich Schnuppe zu 
sein. Dem Heidenauer Bürgermeister haben 
die Aufrufe zur Toleranz und sein Einsatz für 
Flüchtlinge herzlich wenig genutzt, und die 


KELLERENTRÜMPELUNG ALS WILLKOMMENSKULTUR 


(HARALD J. FINKE) 

Als Candan Six-Sasmaz an einem Bahnhof 
im Ruhrpott aus dem Zug steigt, schallt ihr 
Applaus entgegen. Auf dem Bahnsteig steht 
ein großes Willkommenskomitee mit »Refu- 
gees Welcome«-Transparenten. Irritiert stellt 
die Journalistin fest, dass die Rufe und der 
Applaus ihr gelten. Nach der ersten Verwun- 
derung bemerkt sie die Verwechselung. Dass 
sie nicht auf der Flucht ist, sondern auf dem 
Weg zu einer Verabredung, fällt den auf sie 
einstürmenden Menschen indes nicht auf. 
Völlig gefangen in dem Irrglauben einem 
traumatisierten Kriegsopfer gegenüber zu 
stehen, hört niemand der Frau zu, die mehr- 
fach auf Deutsch, Englisch und Türkisch er- 
klärt, nicht geflohen zu sein: »Meine Worte 
gingen im Geschrei und Gejubel unter. Die 
Menschen drängelten sich um mich. Drück- 
ten mir Sandwiches, Getränke und Kuschel- 
tiere in die Hände. Anscheinend ist das ers- 
te, was ein Flüchtling bei seiner Ankunft in 
Deutschland braucht, ein Kuscheltier. Wäh- 
rend sie mir großzügig Geschenke übergaben, 
schauten sie mich hoffnungsvoll an. Sie war- 
teten auf das berühmte Leuchten der Dank- 
barkeit in meinen Augen. Ich konnte ihnen 
nur ein enttäuschtes Funkeln bieten.« Schon 
wird die Journalistin beim Arm gepackt. Man 
erklärt ihr im überlauten und betont langsa- 
men Deutsch, sie werde nun für ein Durch- 
gangslager registriert. »Sie sprachen über 
mich als wäre ich nicht da: »Die Ärmste sieht 
ja völlig fertig aus.««. Ihre Beteuerung, kein 
Asyl zu suchen, stößt auf Misstrauen: »Sind 
sie sicher, kein Flüchtling zu sein?« Der Spuk 
endet erst als Six-Sasmaz laut anfängt zu 
schreien: »Ihr Vollidioten!«.! 


NATIONALE 

ENTRÜMPELUNGSAKTION 
Die Geschichte der Journalistin, die als Toch- 
ter türkischer Eltern in Deutschland geboren 
ist, die ihre Mitbürger ins Flüchtlingsheim 
bringen wollten, der unerschütterbaren Über- 
zeugung ihr damit zu helfen, steht pars pro 
toto für die deutsche Willkommenskultur der 


vergangenen Wochen. In dem festen Glauben, 
es handele sich um Großherzigkeit, haben die 
Bundesbürger den Flüchtlingen ihre Wohlta- 
ten aufgenötigt. Das Deutsche Spätsommer- 
märchen ist eine einzige Verwechselungsge- 
schichte gewesen, die auch jetzt (November 
2015, Anm. der Redaktion) noch für unzäh- 
lige Missverständnisse sorgt. So ist das En- 
de nur für diejenigen überraschend, die schon 
den Anfang falsch verstanden haben. Denn 
sowohl die härtere Gangart, die in der Flücht- 
lingspolitik mittlerweile eingeschlagen wur- 
de, als auch die Verschärfung des Asylrechts, 
stehen nicht im Widerspruch zu der Barmher- 
zigkeits- und Mitleidswelle der vergangenen 
Wochen. Sie setzen vielmehr auf politischer 
Ebene fort, womit die Bundesbürger Ende 
August begannen, als sie im großen Stil anfin- 
gen ihre Keller und Dachböden auszumisten. 

Die ungemeine Menge an Sachspenden, 
die auf die Aufrufe der Sozialverbände und 
Hilfsorganisationen folgte, ist in Anbetracht 
von Heidenau und Co. zu begrüßen. Empfin- 
gen die Deutschen die aus Jugoslawien an- 
kommenden Kriegsflüchtlinge 1992 noch mit 
Kehrausbesen, so machten sie diesmal das al- 
lein Menschliche, in dem sie die Asylsuchen- 
den willkommen hießen. Anscheinend um- 
trieben die Bundesbürger dabei allerdings 
weniger die Nöte und Bedürfnisse der Flücht- 
linge, als ihre eigene Gutwerdung. So mach- 
te bereits frühzeitig der allgegenwärtige Hel- 
ferandrang den professionellen Hilfsorgani- 
sationen zu schaffen. In Massen brachen die 
Deutschen auf, um alles zu den Annahmestel- 
len zu schleppen, was der Haushalt hergab. 
Von Kinder- über Sommerbekleidung bis zur 
abgetragenen Unterwäsche, vom Wiso-Steu- 
erratgeber 2010 über Taschenbücher bis zu 
vorgekochtem Essen, von einzelnen Schrau- 
ben über Karnevalskostüme bis zur gesamten 
Schrankwandgarnitur befand sich nach den 
Aussagen der Hilfsorganisationen so ziem- 
lich alles unter den Sachenspenden. Neuge- 
kaufte Windeln und Hygieneartikel blieben 
die erwähnenswerte Ausnahme. Oftmals dau- 


Meute versuchte mit anhaltenden Straßen- 
schlachten die Ankunft von Flüchtlingen zu 
verhindern. Und im bereits erwähnten Trög- 
litz konnte sich die Meute, noch bevor in der 
künftigen Unterkunft Feuer gelegt werden 
sollte, dafür rühmen, den Ortsbürgermeister, 
der sich für die Unterbringung von Flücht- 
lingen stark gemacht hatte, aus dem Amt ge- 
mobbt zu haben. 

Ein wesentlicher Punkt der zum Signal 
von oben noch hinzutreten müsste, ist ei- 
ne veränderte Berichterstattung der Medien. 
Zwar wird das Flüchtlingsthema zum wohli- 
gen Gruseln rund um die Uhr medial behan- 
delt. Dass die Medien wie in den 1990er Jah- 
ren zu einer Das-Boot-ist-voll- Kampagnen- 
berichterstattung zurückkehren, steht glückli- 
cherweise noch nicht zu befürchten. 


erte es nur wenige Stunden bis auf die Spen- 
denaufrufe der Appell erfolgte, nur ausge- 
wählte Sachen vorbeizubringen, da weder 
die Lagerkapazitäten bereitständen, noch die 
Kräfte zum Aussortieren vorhanden wären. 
Der Berliner Tagesspiegel fasste bündig zu- 
sammen: »Sie meinen es gut— und doch wird 
die Hilfsbereitschaft der Berliner so langsam 
zum Problem.« So wäre das gekochte Essen 
ebenso im Müll gelandet wie die aussortier- 
te Sommerkleidung. Eine Sprecherin des Ar- 
beiter-Samariter-Bundes erklärte der Zeitung, 
dass man Trägertops und kurze Röcke nicht 
gebrauchen könne: »Die warme Jahreszeit 
ist vorbei, und viele geflüchtete Frauen wür- 
den solche Sachen wegen ihrer Religion oh- 
nehin nicht tragen. Stattdessen werden Win- 
termäntel benötigt, vor allem für Männer.« In 
der Welt wies eine Flüchtlingshelferin darauf 
hin, dass die Asylsuchenden meist jüngeren 
Alters sind, die Kleidung der verstorbenen 
Großeltern somit eine unpassende Spende.’ 
So glich die Sachspendenoffensive weniger 
dem beherzten Versuch, die Not der Flücht- 
linge zu lindern, als einer nationalen Entrüm- 
pelungsaktion mit kollektiver Rührungska- 
tharsis. Anscheinend verstanden die Deut- 
schen die Spendenaufrufe als eine symboli- 
sche Aktion, bei der es weniger auf konkre- 
te Hilfe, als auf die Geste des guten Willens 
ankäme. 


WELTMEISTER DER 

SELBSTRÜHRUNG 
Die Bundesbürger beschäftige mit anderen 
Worten offensichtlich mehr ihre innere Gut- 
werdung, als die Bedarfslisten der Hilfsorga- 
nisationen. Dementsprechend haben die al- 
lerorten stattfindenden Spendensammelakti- 
onen zwischenzeitlich an einen bundeswei- 
ten Städtewettkampf erinnert, bei der unter 
dem Oberkommando der jeweiligen Regio- 
nalpresse die lokalen Provinzfürsten um die 
mitfühlendste und hilfsbereiteste Einwoh- 
nerschaft gefochten wurde. Das Schicksal 
derjenigen, für die man dabei vorgab anzu- 
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treten, geriet hierbei ins journalistische Ab- 
seits. Die Neuankömmlinge wurden aller- 
höchsten eingeladen, den feinen Charakter 
der Hausherren zu bezeugen. Ob das Bahn- 
kundenmagazin Mobil, die Süddeutsche Zei- 
tung oder die Frauenzeitschrift Brigitte, in 
den vergangenen Wochen bat fast jede grö- 
ßere deutsche Postille ehemalige Flüchtlin- 
ge um ein Statement zu ihren Erfahrungen 
in Deutschland. Nur selten waren die Inter- 
viewten dabei mehr als die Statisten einer 
großen Selbstbespiegelung, die durch eine 
kommentierte Zusammenstellung ausländi- 
scher Presseberichte zum deutschen Flücht- 
lingsempfang komplimentiert wurde. Nach- 
dem die Bundesrepublik im Sommer wäh- 
rend der Zuspitzung der Griechenlandkrise 
noch als grausamer Zwangsvollstrecker galt, 
würde das Ausland nun das »Neue Deutsch- 
land« kennen lernen, so etwa die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung: »Auf jeden Fall waren 
wir Deutsche für einen Moment lang Welt- 
meister der Herzen. Mal nicht bewundert für 
die Effektivität unserer Maschinen, sondern 
für Menschlichkeit«.* Der Autor vergaß zu 
erwähnen, dass nicht nur die deutschen Ma- 
schinen bessere Werte auf dem Papier erzie- 
len (Stichwort: VW-Abgasskandal) als auf 
der Straße, sondern auch die vielgepriesene 
deutsche Menschlichkeit. Ebenso unerwähnt 
blieb, dass die neue deutsche Menschlichkeit 
wenn überhaupt nur deshalb bewundert wird, 
weil man sich noch an die alte deutsche Grau- 
samkeit erinnern kann. Wenn einmal das Leid 
von Flüchtlingen in den Fokus gerückt wurde, 
so war es nicht selten das der eigenen Groß- 
eltern. Nicht nur in der Süddeutschen Zeitung 
riefen Jungautoren bei ihrem Versuch sich 
durch einen journalistischen Reifenachweis 
das Image des »Neue Medien«-Praktikanten 
aus der Vita zu schreiben, der Leserschaft die 
erschütternden Erfahrungen ihrer Großmut- 
ter ins Gedächtnis, die bei ihrer Vertreibung 
niemand willkommen geheißen hätte: »Auf 
den Spuren meiner Oma« und »Meine Oma, 
der Flüchtling« . Während in den Zeitungen 
also vor allem Vertriebenengeschichten und 
Helferportraits zu lesen waren, erhellte kaum 
ein Artikel die gegenwärtige Situation im Na- 
hen Osten. Ist doch einmal von den Flucht- 
ursachen gesprochen worden, so nur um mit 
dem Selbstverständigungsmonolog fortzu- 
setzen. In der Rubrik saublöd-aber-weitest- 
gehend-harmlos wurde auf feuilletonistische 
Dauerbrenner wie Globalisierung und Kli- 
mawandel verwiesen, welche Migration zu 
einem Massenphänomen werden ließen; als 
hätte die Syrer das Schmelzen der Polkap- 
pen zur Flucht bewegt. In der Rubrik sau- 
blöd-aber-bösartig kaprizierten Prantl und Co. 
auf ihr ideologische Allzweckerklärung, ge- 
mäß der auch die Flüchtlingskrise den ame- 
rikanischen Interventionen im Nahen Osten 
anzurechnen sei; als wäre es nicht maßgeb- 
lich Deutschland gewesen, das durch seine 
Profilierung als Weltpazifist nachhaltig zum 
Scheitern der amerikanischen Missionen bei- 
getragen und frühzeitig einen Militäreinsatz 
in Syrien ausgeschlossen hat. 
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MISSTRAUEN UND FÜRSORGE 
Während den Bundesbürgern offensichtlich 
nichts zu schäbig war um es den Flüchtlin- 
gen zu spenden, zeigten sie sich in anderer 
Hinsicht weitaus weniger spendabel. Im Sep- 
tember, als die deutsche Hilfsbereitschaft 
zum massiven Entsorgungsproblem gewor- 
den war, erklärte die übergroße Mehrzahl 
der Bundesbürger, dass sie mehr Sachleis- 
tungen für Flüchtlinge befürworte. Zeitgleich 
sprach sich eine ebenso große Mehrheit je- 
doch dagegen aus, die finanzielle Unterstüt- 
zung für Asylsuchende zu erhöhen. Sie wa- 
ren von der Sorge ergriffen, die eigene Barm- 
herzigkeit könnte am Ende missbraucht wer- 
den. In der Zeit ließ sich lesen, worin der Vor- 
teil von Sachhilfen bestände: »Wären die 
Kommunen nicht derart überfordert, würde 
das Prinzip des Vorrangs von Sachleistungen 
heute längst angewandt werden. Dort, wo es 
geschieht, ist es für die Flüchtlinge oft ei- 
ne Hilfe, keine Zumutung. Denn hinter der 
Idee, Güter statt Euro auszuhändigen, steckt 
nicht nur Misstrauen, sondern auch Fürsor- 
ge.« Denn, so war weiter zu lesen: »Bargeld 
kann bei Schleppern landen, bei Verwandten 
in der Heimat, bei kriminellen Schutzorgani- 
sationen. Warme Mahlzeiten, Zahnpasta oder 
neue Schuhe hingegen nützen denen, die sie 
erhalten: den Asylbewerbern.«® Um der An- 
eignung des Geldes durch kriminelle Schutz- 
organisationen zuvorzukommen, geben es 
die Deutschen gar nicht erst aus der Hand. 
Schutzleistungserpressungen und Hilfsnöti- 
gungen sollen dem Staat vorbehalten bleiben. 
Am Ende führt eine Erhöhung der finanziel- 
len Unterstützung wohlmöglich noch dazu, 
dass die Asylsuchenden nicht mehr auf Sach- 
spenden angewiesen sind. So war das Umfra- 
geergebnis auch nicht wirklich überraschend, 
denn schließlich hatten die Sperrmüllsamari- 
ter bereits per Fußabstimmung deutlich ge- 
macht, dass ihnen mehr daran lag, sich mit 
eigenen Wohltaten unentbehrlich zu machen, 
als tatsächlich zu helfen. In dem im Septem- 
ber Tops und Sandalen vor den Heimen ab- 
geladen wurden, ist jedenfalls sicher gestellt 
worden, dass die Flüchtlinge wenige Wochen 
später um Winterjacken und Pullover bitten 
würden. 

Mitte Oktober ist mit der verabschiedeten 
Verschärfung des Asylgesetzes endgültig zum 
juristischen Prinzip erhoben worden, was die 
Bundesbürger bei ihrer Willkommenskul- 
tur de facto bereits vorexerziert haben. Nach 
dem neuen Gesetz sind die Ämter dazu an- 
gehalten, den Gegenwert der bisher ausge- 
zahlten 143 Euro als Gutscheine und Ein- 
tauschmarken an die Asylbewerber auszu- 
geben. Zwar bestand die Möglichkeit bereits 
zuvor, in dem neuen Gesetz ist das Verfah- 
ren jedoch explizit als Leitrichtlinie formu- 
liert. Zudem ist vorgesehen, dass sogenannte 
ausreisepflichtige Personen, die innerhalb der 
festgehaltenen Frist nicht ausreisen, die Leis- 
tungen gekürzt werden. Von der neuen Re- 
gelung verspricht sich die Bundesregierung 
eine abschreckende Wirkung auf die soge- 
nannten Balkanflüchtlinge, welche nach ge- 
läufiger Vorstellung quasi halbjährlich nach 


Deutschland fluchtpendeln würden, um hier 
Sozialhilfe abzugreifen. In jedem Fall ab- 
schreckend ist die Vorstellung, dass dem- 
nächst Ämter darüber entscheiden, was die 
Flüchtlinge tatsächlich zum Leben brauchen. 
Insbesondere dann, wenn man davon aus- 
geht, dass in den Amtstuben dieselben herz- 
bewegten Wohltäter sitzen, die in den vergan- 
gen Wochen ihr sensibles Gespür für die Nö- 
te und Bedürfnisse fremder Menschen unter 
Beweis gestellt haben, in dem sie die Neu- 
ankömmlinge Mitte September mit Sommer- 
kleidung und traumatisierte Flüchtlinge im 
Klatschspalier empfingen. Angesichts der 
jüngsten Erregung muss davon ausgegangen 
werden, dass Smartphones den Flüchtlingen 
nur zugestanden werden, weil sie ihnen auf 
der Flucht genutzt haben. Nach den Soll-Be- 
stimmungen der Bundesregierung sollen tat- 
sächlich nur noch Telefonkarten ausgehän- 
digt werden — wohlmöglich auch, damit den 
zurückgebliebenen Familien von der Flucht 
abgeraten werden kann. Für Zigaretten und 
Alkohol indes, die in den Epizentren der Will- 
kommenskultur für gesundheitsschädliche 
Laster gehalten werden, wird es wohl keine 
Marken geben bis das Bundesverfassungsge- 
richt die Praxis für illegitim erklärt. 

Der staatliche Paternalismus wirft glei- 
chermaßen ein Licht sowohl auf die Motive 
hinter der Willkommenskultur als auch auf 
ihre politischen Implikationen. So trägt auch 
die privat organisierte Freiwilligenhilfe pa- 
ternalistische Züge, in dem sie weniger da- 
rauf ausgerichtet ist die Bevormundung ab- 
zuschaffen, als sie zu verewigen. Zwar dürf- 
te den Flüchtlingen auch weiterhin überwie- 
gend Geld ausgezahlt werden, weil die Gut- 
scheinausgabe mit einem erheblichen Mehr- 
aufwand einhergeht. Aber unabhängig da- 
von wird damit eine Praxis gebilligt, die den 
Flüchtlingen ihre letzten Entscheidungsfrei- 
heit raubt. Durch die Umstellung von Geld- 
auf Sachleistungen werden sie endgültig zu 
einem Fürsorgeobjekt degradiert. Die Min- 
destunterstützung gewinnt immer stärker 
den Charakter einer Gratifikation, die je- 
derzeit entzogen werden kann. So werden 
die Asylsuchenden noch weitaus stärker als 
vorher der Gunst ihrer vermeintlichen Ret- 
ter ausgeliefert sein. Nicht zuletzt deshalb, 
weil die Fürsorge zunehmend Bürgerinitiati- 
ven anvertraut wird, die sich den Flüchtlin- 
gen abnehmen. 


AKTIVPOSTEN 

FLÜCHTLINGSHELFER 
Dass die Übernahme staatlicher Aufgaben 
durch Bürger ein Erfolgsmodell ist, zeigt 
sich nicht zuletzt in Krisenzeiten. Selbst ge- 
sellschaftliche Eruptionen, die im histori- 
schen Vergleich harmlos wirken, führen in- 
zwischen zur Massenmobilisierung priva- 
ter Ressourcen. Als während des Jugoslawi- 
enkrieges 1992 etwa 430.000 Menschen in 
Deutschland einen Asylantrag stellten, muss- 
te die gerade erweiterte Bundesrepublik die 
Eingemeindung von 17 Millionen Ostdeut- 
schen verdauen, deren Arbeitsmarkteinglie- 
derung und Resozialisierung noch heute ei- 


ne wirtschaftliche und politische Herausfor- 
derung ist. Im Jahr 2015 sind bis zum 1. Ok- 
tober nach Angaben des Bundesamts für Mi- 
gration und Flüchtlinge rund 300.000 Asyl- 
anträge gestellt worden, also in etwa so viele 
wie im Schnitt zur gleichen Zeit vor 23 Jah- 
ren.’ Indes erzielte Deutschland allein im ers- 
ten Halbjahr einen Haushaltsüberschuss von 
21 Milliarden Euro. Angesichts der properen 
wirtschaftlichen Situation und derart ins Ver- 
hältnis gesetzt, wirkt die gegenwärtige Reak- 
tion auf die Flüchtlingskrise nicht zuletzt auf- 
grund der gewaltigen gesellschaftlichen Mo- 
bilisierung an Manpower und der politischen 
Endzeitrhetorik noch hysterischer, als sie oh- 
nehin schon ist. So tritt noch deutlicher zuta- 
ge, dass nicht alleine unterschwellige Verlu- 
stängste die Bundesbürger in den Flüchtlings- 
wahn gestürzt haben, sondern auch so etwas 
wie zur Untergangslust gesteigerter Selbste- 
kel. Hinter der ständigen Beschwörung neu- 
er Flüchtlingszahlen verbirgt sich mit an- 
deren Worten auch die Spekulation darauf, 
dass eine finale Verschärfung der nationalen 
Krise auch der individuellen Krise ein En- 
de bereitet, also so etwas wie Heilssuche in 
Ausnahmezustand. 

Die Hysterie dürfte nicht zuletzt der ho- 
hen Bürgerbeteiligung bei der Krisenabwehr 
anzurechnen sein. Im Vergleich zu den frü- 
hen Neunzigerjahren setzt die Bundesrepu- 
blik gegenwärtig weitaus stärker auf ehren- 
amtliche und privatwirtschaftliche Initiati- 
ven zur Abwehr der Flüchtlingskrise. Nicht 
nur die Bereitschaft der Bürger scheint da- 
bei groß zu sein, den Staat unter die Arme 
zu greifen, sondern anscheinend ist auch der 
Staat geneigt auf die Unterstützung durch sei- 
ne Bürger zu bauen. Die fortschreitende Ver- 
äußerung des Staates und die ihn begleitende 
Delegierung ehemals staatlicher Sicherungs- 
und Versorgungsaufgaben an Bürgervereine, 
Caritasverbände und Privatunternehmen ha- 
ben dazu geführt, dass ihm auch keine andere 
Möglichkeit bleibt als während der Krise auf 
seine outgesourcten Organe zurückzugreifen. 
So beschloss die Bundesregierung als Reak- 
tion auf die Flüchtlingskrise im Bundesfrei- 
willigendienst 10.000 neue Plätze zu schaf- 
fen. Mittlerweile bildet nicht nur der Rück- 
halt, sondern auch die bereitwillige Annahme 
der staatsbürgerlichen Rolle durch die Bevöl- 
kerung einen entscheidenden Faktor bei der 
Katastrophenbekämpfung. So führen selbst 
ausgewachsene Minikrisen inzwischen zu ei- 
ner ungemeinen Bürgermobilisierung. 


SPENDENRACKET 
Diese Entwicklung ist zweifelslos selbst Aus- 
druck eines umfassenderen gesellschaftli- 
chen Erdrutsches. In dem sich jedoch die 
Bürger nicht nur während akuter Krisen zum 
verlängerten Arm des Staates machen, son- 
dern auch zu ruhigeren Zeiten als Freiwilli- 
genbrigade auf Abruf staatliche Versorgungs- 
aufgaben übernehmen, tragen sie zu einer 
Verschärfung des sozialen Elends bei. Auch 
wenn die privat organisierten Flüchtlingshel- 
fer es anders sehen: Ihre Hilfe war in dieser 
Breite und Dimension keine absolute Not- 


wendigkeit. Denn selbstverständlich verfügt 
der Staat über die finanziellen Mittel, sowie 
über das technische Know-How und das lo- 
gistische Material, um die Versorgung der an- 
kommenden Migranten sicherzustellen. Al- 
lein zum Oktoberfest kommen jedes Jahr 
sechs Millionen Besucher, ohne das die Ver- 
waltung in München kollabiert. Bei Naturka- 
tastrophen in der ganzen Welt dauert selten 
länger als sechsunddreißig Stunden, bis die 
ersten deutschen Helfer samt Trinkwasser- 
aufbereitungsanlagen, Dieselgeneratoren und 
Bergungsequipment vor Ort sind. Während- 
dessen gelang es in den vergangenen Wo- 
chen nicht einmal, auch nur die Trinkwasser- 
versorgung der Flüchtlinge überall durchge- 
hend sicherzustellen. Zwar ist das Oktober- 
fest eine geplante Veranstaltung, aber auch 
die Flüchtlingskrise hat sich bereits seit dem 
Frühjahr (2015, Anm. der Red.) abgezeich- 
net. Es war nicht alternativlos, dass beispiels- 
weise Dolmetscheraufgaben, Sanitätsdienste 
und die Essenausgabe von Freiwilligen über- 
nommen wurden. Ihr Engagement wurde erst 
durch die Verweigerungshaltung der Behör- 
den notwendig, die es lange Zeit den Ehren- 
amtlern überließen, für die Neuankömmlinge 
zu sorgen. In dem die freiwilligen Helfer ih- 
ren Einsatz zu einer Ehrensache erklärten, an- 
statt dem Staat an seine Aufgaben zu erinnern, 
trugen sie ihrerseits zum beschleunigten ge- 
sellschaftlichen Zerfall bei. Denn während 
der Wohlfahrtstaat vergangener Tage noch 
den Anspruch und die Mittel besaß, um ei- 
ne soziale Absicherung für jeden Staatsbür- 
ger zu gewährleisten, in dem er beispielswei- 
se Arbeitslose in einer Reservearmee für das 
Kapital formiert hat, entfällt dies beim Eh- 
renamtsstaat. Zwar ist auch die staatliche Vor- 
und Fürsorge paternalistisch, aber im Unter- 
schied zur privat organisierten Caritas ist sie 
an Gesetze gebunden. Anstatt auf persönli- 
cher Abhängigkeit beruht sie auf anonymer 
Dienstleistung durch Beamte, die ihrerseits 
zur Vorbeugung von Willkür an Regelungen 
gebunden sind. So lassen sich festgeschriebe- 
ne Sozialleistungen immerhin noch einkla- 
gen, während es keinen rechtlichen Anspruch 
auf Spenden gibt. Durch ihr Engagement sor- 
gen die Flüchtlingshelfer unwillkürlich da- 
für, dass die staatlichen Mindestversorgung 
endgültig zur jederzeit widerrufbaren Barm- 
herzigkeitsgeste wird. Sie beschleunigen 
die Transformation des Sozialsystems in ein 
Spendennetzwerk, das vor kurzem zwei Öko- 
nomen in der Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung angeregt haben: »So enorm die freiwil- 
lige Hilfe auf individueller Ebene überall in 
Europa zu sein scheint, auf staatlicher Ebe- 
ne versagt sie. [...] Nötig und viel hilfreicher 
wären Lösungswege, welche die vorhande- 
ne individuelle Hilfsbereitschaft ausschöp- 
fen und Unwillige nicht zu Hilfeleistungen 
zwingen. Zwang führt langfristig nur zu Ag- 
gression gegen die Hilfsempfänger. [...] Wir 
schlagen europaweite eigene Sozialsysteme 
für Flüchtlinge (Social Security Net for Re- 
fugees, kurz SSNR) vor, die durch freiwilli- 
ge Steuern, Abgaben und voll steuerabzugs- 
fähige Spenden der Bürger sowie durch Ein- 


zahlungen der Geflüchteten gespeist werden. 
[...] Ein SSNR würde für alle Kosten bei der 
Ankunft der Flüchtlinge aufkommen und spä- 
ter die Leistungen erbringen, die normaler- 
weise die verschiedenen nationalen Sozial- 
systeme erbringen.« 

In dem das Willkommenskomitee sei- 
nen Einsatz nicht für eine aus der Not gebo- 
rene Selbstverständlichkeit hält, sondern für 
Engagement, für das es Anerkennung und 
Dank erwartet, provoziert es somit nicht nur 
die zunehmende staatliche Drangsalierung 
von Sozialhilfeempfängern, sondern liefert 
obendrein auch die Flüchtlinge gesellschaft- 
licher Gnade aus. Die einzige Chance der 
Asylsuchenden wird mehr denn je sein, an 
das Mitgefühl der Bundesbürger zu appel- 
lieren und auf deren Hilfe zu bauen. Ange- 
sichts der bisherigen selbstgefälligen Mildtä- 
tigkeit der Deutschen, die bereits die Entsor- 
gung ihres Hausrats für einen Akt der Groß- 
herzigkeit hielten, für den sie sich wochen- 
lang selbst feierten, sind das trübe Aussich- 
ten. Nicht zuletzt wenn man sich vor Augen 
führt, mit welcher Enttäuschung die Heils- 
armee auf die ersten Dissonanzen zwischen 
ihren Schutzbefohlenen reagierte. Vor allem 
junge männliche Flüchtlinge sollten es ange- 
sichts der Unmengen an Spielzeug und Klei- 
der, die die Deutschen weggespendet haben, 
mit der Angst zu tun bekommen. Es ist un- 
schwer zu erahnen, wer bei einer politischen 
Anerkennung der Spendenrackets das Nach- 
sehen haben würde. Es bleibt zu hoffen, dass 
sie sich aus dem Griff der Flüchtlingshelfer 
ebenso befreien wie Six-Sasmaz, die das Mit- 
gefühl ihrer Mitbürger fast ins Durchgangsla- 
ger gebracht hätte. 


Anmerkungen 

1 Candan Six-Sasmaz: Endlich willkommen!, in: Süd- 
deutsche-Zeitung vom 12. September 2015. 

2 Tabea Pauli und Gabriele Schemdl: Was Rlücht- 
Inge am dringendsten brauchen, in: Der Ta- 
gesspiegel vom 9. September 2015. 

3 _ Martin Pirkl: Die scheinhellige Hife der Deutschen 
für Flüchtlinge, in: Die Welt vom 1. Oktober 2015. 

4 Jörg Thomann: Das Ende der kleinen, heilen Welt, in: 

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 20. September 2015. 

Titel aus der Süddeutschen Zeitung. 

Elisabeth Niejahr: Zahnpasta und ein Paar Schu- 

he, in: Die Zeitvom 20. August 2015. 

7 Die Zahl der gestellten Asylanträge im Jahr 2015 
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‚Armin Steuemagel und Bruno S. Frey. Baut aus Spen- 

den ein Sozialsystem für Flüchtlinge, in: Frankfur- 
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DER GROSSE WITZ 


Seit einiger Zeit kursiert im Internet 

die Erklärung, dass die Zeitschrift Das 

grosse Thier eigentlich ein Fake von Euch 

ist. Die Erklärung ist ein Witz, oder? 

Es ist schon komisch: Wir haben mit dem 
Grossen Thier über zehn Ausgaben hinweg 
eine Zeitschrift gemacht, die aus nichts an- 
derem bestand als aus aneinandergereihten 
schlechten Witzen — sowohl in theoretischer 
als auch in politischer und ästhetischer Hin- 
sicht. Und jetzt erscheint der erste vernünf- 
tige Text im Zusammenhang mit dem Blatt, 
und alle glauben, dass nicht das Grosse Thier 
der Witz ist, sondern unsere Erklärung. Das 
ist tatsächlich komisch. 


Aber es gibt doch Personen, die als 

Herausgeber auftreten, die das Grosse Thier 

bei Veranstaltungen präsentieren usw. 

Ja, auch das ist ganz lustig. Der Genosse, 
der inzwischen als Herausgeber des Gros- 
sen Thiers wahrgenommen wird, ist vor ein 
paar Jahren nach Halle gezogen und hat uns 
geschrieben, dass er bei uns mitmachen will. 
Ein paar Leute von uns haben sich dann mit 
ihm auf einen Kaffee in der Kleinen Ullrich- 
straße [der »Kneipenmeile« von Halle, d. 
Red.] getroffen. Es hat sofort zwischen uns 
gefunkt, wir haben uns sofort gut mit ihm 
verstanden. Er hatte vorher in Süddeutsch- 
land eine kleine Zeitschrift gemacht, wir hat- 
ten gerade unseren Fake-Artikel in der Pha- 
se 2 untergebracht. Daraus ist dann die Idee 
entstanden, eine ganze Zeitschrift heraus- 
zugeben, mit der das linke Publikum vorge- 
führt wird. Und weil das am Besten funkti- 
oniert, wenn es auch jemanden gibt, der of- 
fen als Repräsentant dieser Zeitschrift auftritt, 
hat er gesagt: OK, ich mach’ das. Er hat ja ein 
gewisses Faible für subversive Aktionen. 


Und die anderen Leute? Es gibt ja auch 

andere, die unter ihrem Klarnamen im Grossen 
Thier schreiben, oder von denen man weiß, 

dass sie Texte dort geschrieben haben. 

Ja, das stimmt, das ist nicht mehr ganz so lus- 
tig, sondern eher tragisch. Wir waren am An- 
fang etwas besorgt, weil es gar nicht so leicht 
ist, ständig mit Absicht Stuss zusammenzu- 
schreiben, mit dem das Grosse Thier dann ge- 
füllt wird. Aber zu unserer Überraschung be- 
kamen wir ziemlich schnell Artikelangebo- 
te von Lesern. Wir dachten zuerst, Mist, jetzt 
sind wir aufgeflogen, weil die meisten Tex- 
te so geklungen haben, als hätten wir kurz 
vorm Übergang ins Delirium versucht, die 
linke Legasthenie und die linke Unfähigkeit, 
einen klaren Gedanken zu formulieren, auf 
die Schippe zu nehmen: Komplett sinn- und 
syntaxfreie Meditationen übers Mikadospie- 
len oder so. Aber sie waren ernst gemeint. Je 
mehr solcher unfreiwilligen Nonsens-Artikel 
wir abgedruckt haben, umso mehr Textange- 
bote haben wir bekommen und umso sinn- 


14 


Im Internet sorgt seit einiger Zeit eine Erklärung der Gruppe No Tears for Krauts Hal- 
le für Diskussionen, dass die Zeitschrift Das grosse Thier eigentlich von ihr herausgege- 
ben wurde, um das Publikum hinters Licht zu führen. Wir sprachen mit einem Vertreter 


der Gruppe. 


freier wurden die Texte. Aber umso weniger 
Arbeit hatten wir dann auch mit dem Heft. 


Das heißt, einige Autoren wussten 

gar nicht, dass sie Teil einer großen 

Verarschung gewesen sind? 

Nein, wir und der »Herausgeber« hatten des- 
halb zeitweise auch ein schlechtes Gewissen. 
Bei ihm war es noch stärker ausgeprägt, weil 
er einige der Leute ja auch persönlich kennt. 
Das war, glaube ich, nicht immer ganz leicht 
für ihn. Allerdings darf man auch nicht ver- 
gessen, dass wir niemanden dazu gezwungen 
haben, einen Text zu schreiben. Das haben 
die Leute, die uns ihre Texte geschickt haben, 
schon ganz allein getan — so, wie es sich die 
Traditionslinke immer wieder als Forderung 
auf ihre Transparente malt: selbstbestimmt 
und autonom. Aber wie gesagt: Manchmal 
hatten wir trotzdem ein schlechtes Gewissen 
und ein bisschen Mitleid mit ihnen. 


Und es ist wirklich niemandem 

aufgefallen, dass es sich beim Grossen 

Thier um einen Fake handelt? 

Na ja, kurz nachdem die erste Ausgabe des 
Grossen Thiers erschienen war, haben wir 
als No Tears for Krauts eine kleine Stichelei 
gegen das Heft lanciert. Und auch im Gros- 
sen Thier haben wir immer mal wieder ge- 
gen die bösen, dummen, empiriefeindlichen, 
theoretisch ungebildeten Antideutschen, ge- 
gen die »Bahamas-Fraktion«, »Staats- und 
Rechtsfetischisten« usw. geschossen. Erst 
vor Kurzem haben wir ein kurze Auslassung 
auf den Thier-Blog gepackt, deren Autor ei- 
ne Art Rassismusvorwurf gegen die No Tears 
for Krauts und einige befreundete Gruppen 
gebastelt und einen kaum verklausulierten 
Aufruf zur Gewalt formuliert hat: Wie mit 
uns umgegangen werden soll, ist keine Fra- 
ge der Theorie mehr oder so. Das Artikelan- 
gebot hat uns dann schließlich auch in unse- 
rer Entscheidung bestärkt, die Bombe nach 
der zehnten Ausgabe platzen zu lassen: Wir 
wollten die Leserschaft des Grossen Thiers 
schließlich vor ihrer eigenen Denkfaulheit, 
ihrer eigenen Stereotypie und ihrem Ressen- 
timent erschrecken lassen und keinen Lynch- 
mob züchten. 

Auf jeden Fall aber dürften solche verba- 
len Angriffe dazu beigetragen haben, dass 
niemand auf die Idee gekommen ist, dass 
das Grosse Thier ein großer Witz ist. Mit den 
entsprechenden Texten haben wir das enor- 
me Abgrenzungsbedürfnis gegen die ewi- 
gen Stänkerer bedient. Es geht in der Linken 
ja weniger um den Inhalt als um den richti- 
gen Stallgeruch. Oder anders: Es geht weni- 
ger um Reflexion als um Ressentiment. Wenn 
dieses Ressentiment dann auch noch von den 
gleichen sinnfreien Sprechblasen eingerahmt 
wird, die auch im Kopf der Leser blubbern, 
wächst die Fangemeinde. 


Trotzdem hat es uns auch ein bisschen er- 
schreckt, dass niemand das Ganze durch- 
schaut hat. Selbst als wir in der letzten Ausga- 
be einen komplett aussagefreien Artikel un- 
ter dem Namen Julia Reiter veröffentlicht ha- 
ben, mit dem wir damals den ALF-Text in der 
Phase 2 unterzeichnet haben, und das Gan- 
ze dann auch noch als Plakat gedruckt haben, 
hat sich niemand gewundert. Nur ein Genos- 
se aus Freiburg hat uns dazu gratuliert, dass 
wir auch dem Grossen Thier einen Stuss-Ar- 
tikel unterjubeln konnten. Er hat den Namen 
Julia Reiter gelesen, erkannt, dass der Text ei- 
gentlich gar kein richtiger Text, sondern ei- 
ne Collage aus Dope-Gedanken ist, aber aus 
der Tatsache, dass er damit den anderen Arti- 
keln der Zeitschrift wie ein Ei dem anderen 
gleicht, hat er keine Rückschlüsse gezogen. 
Das lag ganz einfach daran, dass man inzwi- 
schen einiges von linker Seite gewöhnt ist. Es 
gibt ja mittlerweile unzählige Zeitschriften, 
Blogs und Autoren die im vollen Ernst sol- 
che Artikel veröffentlichen wie wir im Gros- 
sen Thier aus Spaß. 


Und wie soll es nun weitergehen? 

Werden wir demnächst erfahren, dass 

es auch Daniel Kulla nicht wirklich gibt 

und ihr hinter seinen Texten steckt? 

Das ist eigentlich eine schöne Idee: der Wu- 
schel als unsere fünfte Kolonne. Aber nein, 
der ist leider echt. Natürlich hoffen wir dar- 
auf, dass zumindest ein Teil der Leserschaft 
des Grossen Thiers zur Vernunft kommt und 
etwas mehr nachdenkt. Walter Benjamin 
schreibt ja irgendwo von der erkenntnisför- 
dernden Kraft, die ein Schock manchmal ha- 
ben kann. Beispiel Phase 2: Das ist immer 
noch keine hervorragende Zeitschrift, aber 
unsere Intervention scheint zumindest bei 
der Redaktion zu etwas mehr Selbstreflexion 
geführt zu haben. Es scheint nicht mehr je- 
der Mist veröffentlicht zu werden, das Heft 
ist dünner, aber auch etwas besser geworden. 
Und das ist schon viel Wert. 

Wie wir jetzt in Sachen Grosses Thier wei- 
ter machen, wissen wir aber noch nicht. Ei- 
nige von uns haben überlegt, in einer Er- 
klärung zu behaupten, dass nicht das Gros- 
se Thier gefakt ist, sondern die Bonjour Tris- 
tesse. Das Grosse Thier würde dann in der- 
selben miesen Qualität weiter erscheinen wie 
bisher, und wir könnten nach ein, zwei Aus- 
gaben die Autoren und Leser vorführen, die 
beim Heft geblieben sind. Andere von uns 
finden das aber albern. Wir sind also noch im 
Diskussionsprozess. 


WAS HEISST 


ANTIFASCHISMUS HEUTE? 


FRAUL. 

Das was ich euch heute erzähle, sind meine 
Eindrücke und Erfahrungen aus meinem ewi- 
gen Leben als Hausprojektler, exzessivem 
Plenagänger, mitten im Sumpf feststecken- 
dem und doch immer noch nicht desillusio- 
niertem Optimisten. Ob sich eine Antwort auf 
die Frage »Was ist Antifaschismus heute?« in 
meinen Beitrag findet, entscheidet selbst. Ich 
spreche als Vertreter des VL-Ludwigstraße, 
als jahrelanger Mitstreiter, aber ich spreche 
nicht für den Kellnerstraße e.V. 

Ich bin als Antifaschist geboren. In ei- 
ne Welt voller Antifaschisten. Immer wie- 
der aufs Neue verpflichtete ich mich mit den 
Stimmen Vieler den Faschismus zu bekämp- 
fen, ihn zu erkennen und seine Wurzeln zu 
zerstören. Dann war lange nichts. Und end- 
lich im Jahr 2000 erklärte Schröder wieder, 
dass ich Antifaschist sei. Und noch besser: 
mit mir auch alle anderen. In der Zwischen- 
zeit hatte ich natürlich schon längst meinen 
ganz eigenen, ja das war jetzt möglich, Anti- 
faschismus gefunden. Ich wurde Antifa. Für 
mich als subkulturell pubertierender Teen- 
ager in den 1990ern war das ein Lebensstil, 
ein Muss, eine Art die Welt zu begreifen, zu 
hinterfragen und Entscheidungen zu tref- 
fen. Ein Protest gegen die ganze beschissene, 
trostlose Welt. Anfangs alles wenig reflek- 
tiert: Parolen wurden mitgegrölt, dabei sein 
war alles. Dies hat sich zum Glück ein we- 
nig gebessert. 

Überhaupt ging es in den 1990ern etwas 
ruppiger zu. In Zeiten, in denen Straßen- 
kampf zum Alltag gehörte, die Angst auf der 
Straße immer mitlief, waren die Schlagkräfti- 


Das fragte die AG Antifa anlässlich ihres 20. Bestehens. Wir doku- 


gen und Rohen klar im Vorteil. Diskurs, The- 
orie und Gesellschaftskritik blieben eher als 
Faust im Gesicht stecken oder verständlicher 
gesagt: Gesellschaftskritik war die Faust im 
Nazigesicht. Diejenigen, und es sind nicht 
wenige, welche hängengeblieben, prollig 
und bierbäuchig ihre Jugend beweinen, ver- 
klären diese Zeit als großes Abenteuer, als 
wahres Leben. Geblieben ist ihnen nur, al- 
les Neue zu beschimpfen und zu verachten. 
Heute muss die Priorität nicht mehr darin lie- 
gen, Leib und Leben, das Hausprojekt etc. zu 
beschützen. Der tägliche, militante Straßen- 
kampf ist nicht mehr nötig. Wäre jetzt nicht 
die Zeit, Antifaschismus mit Inhalt zu füllen? 
Oder soll es tatsächlich nur vorwärts gehen 
können, wenn Aktion und Prügel auf der Ta- 
gesordnung stehen? Ist es wirklich das Den- 
ken, was abschreckt? Können wir uns keine 
antifaschistische Aktivität vorstellen, die kei- 
nen Knüppel schwingt? 

Leider bedeutet Antifaschist im Schröder- 
deutschland zu sein, oft nur den kleinsten ge- 
meinsamen Nenner mit einem Mega-Haufen 
von Idioten gefunden zu haben. Und schon 
wieder sind wir alle Antifaschisten. Der Kä- 
seschnitzelverkäufer deines Vertrauens ist 
Antifaschist, meine Mutter ist Antifaschist, 
die Frau an der Kasse ist gegen Faschismus: 
ergo Antifaschist. Gehört ja auch zum gu- 
ten Ton. Da, wo man mehr Nähe zur Anti- 
fa vermuten könnte - in der sog. linken Sze- 
ne — findet man oft nur eine Ach-wie-schön- 
doch-alles-ist-Party-Happy-Hippie-Mentali- 
tät. Es gibt keine falschen Verhältnisse son- 
dern nur schlechte Vibes. Man meint, wenn 


ANTIDEUTSCHE AKTION BERLIN (ADAB) 


In Wuppertal demonstrieren autonome Haus- 
besetzer Seite an Seite mit dem vom türki- 
schen Staat gelenkten Verband Ditib gegen 
aufmarschierende Neonazis. Mit genau je- 
nem Verband, der die antinationalen Antifa- 
schisten im Nachbarhaus nicht toleriert, weil 
die dort stattfindenden Aktivitäten ihren re- 
ligiösen Frieden stören würden. Aus Angst 
vor der Vereinnahmung durch »islamopho- 
be Rechte« hat man sich aber entschieden, 
nicht gegen den religiösen Fundamentalis- 
mus aufzubegehren, sondern um des lieben 
Friedens willen mit ihm gemeinsam Tür an 
Tür zu leben. 

Im Osten der Ukraine posieren vermumm- 
te russische Rechtsextremisten stolz vor einer 
roten Fahne, auf die noch schnell das Wort 
»Antifa« draufgepinselt wurde. Keine zehn 
Kilometer entfernt kämpfen im Freiwilligen- 
bataillon Azow ukrainische Antifaschisten 
gemeinsam mit jenen Rechtsextremisten, die 
sie vor einigen Monaten noch durch Kiew ge- 
jagt hatten. Und in Deutschland demonstrie- 
ren Antifaschisten gegen eine von der NATO, 
den USA sowie der EU ausgehende faschisti- 
sche Reaktion. Genosse Putin gilt dagegen in 
diesen Kreisen als wackerer Antifaschist. 


Vor zehn Jahren marschierten Neonazis 
mit einem Transparent durch die Straßen, auf 
dem die Organisierung einer »nationalen An- 
tifa« gefordert wurde, gemeinsam mit ih- 
ren Volksgenossen aus dem Kameradschafts- 
spektrum. Und noch weitere zehn Jahre zu- 
vor zeigten zu Antifaschisten erzogene Zo- 
nenkinder, was passiert, wenn ihr Internatio- 
nalismus einmal wirklich auf die Probe ge- 
stellt wird: Anstatt den Menschen aus den so- 
zialistischen Brüderländern solidarisch zur 
Seite zu springen, fackelten sie ihnen kurzer- 
hand das Dach über dem Kopf ab. 


Antifaschismus früher 

Willi Münzenberg, der »rote Millionär«, be- 
richtete einmal über eine Begegnung aus dem 
deutschen Alltag Anfang der 1930er Jahre: 
»Kürzlich kam eine Reihe von Jungen der 
Hitlerjugend zu mir und sagten: ‚Heil Wil- 
li, wir waren KJ, und wir denken heute noch 
so, aber wir sind zu den Nazis gegangen, weil 
sie dasselbe wollen und es schneller machen 
werden!‘« Zur gleichen Zeit wandten sich 
kommunistische Jugendliche an Karl August 
Wittfogel: »Genosse Wittfogel, die Partei un- 
terrichtet uns nicht über die Juden und den 


mentieren den zweiten und letzten Teil der auf der Jubiläumsveran- 
staltung gehaltenen Redebeiträge. 


alle Menschen lieb zu einander wären, wür- 
den auch die Nazis bald aufhören Nazis zu 
sein. Alle sind so individuell, dass selbst 
der Neustadt-Iro zu Revolution wird. Man 
kommt nicht mit der Welt klar und erklärt das 
zu Politik. Als sei man schon in Utopia an- 
gekommen, geht es nicht mehr um Verände- 
rung von Umständen, Norm und Gesellschaft 
sondern nur noch um den Wohlfühlmoment 
im eigenen Sumpf. Für mich bedeutet Anti- 
fa mehr als »sicher« durch die Stadt laufen zu 
können oder einen Schreckenswall um mein 
Eigenheim zu ziehen. Ich kippe nicht mehr 
aus den Latschen, weil mal wieder irgend- 
wo in der Pampa ein Naziaufmarsch ange- 
kündigt wird oder wundere mir die Beine in 
den Bauch, dass irgendwo in einer trostlosen 
Landschaft eine Dönerbude demoliert wurde. 
Alles zum kotzen, klar! Andererseits kom- 
me ich auch nicht auf die Idee meinen Weg 
zwischen Fritteuse, Tresen, Toilette und wie- 
der zurück als antifaschistische Aktion zu be- 
zeichnen. Ich habe mich verändert, die Idee 
und Notwendigkeit des Antifaschismus nicht. 
Der Grund, Antifaschist zu sein, ist geblieben 
und aktueller denn je. Für mich bedeutet An- 
tifaschismus eine ständige Auseinanderset- 
zung mit dem, was passiert und ein Erinnern 
an das, was geschehen ist. Mich nerven die 
in den 1990ern Hängengebliebenen genau- 
so wie die selbsternannten Antifaschisten, die 
sich nichts mehr wünschen als eine Welt oh- 
ne Nazis und 5-Euro-Pullover bei H&M, wel- 
che nicht von Kindern gestrickt wurden. Für 
mich bedeutet Antifaschismus ein permanen- 
tes Streiten um die Zukunft. 


Antisemitismus. Wir lesen deine Artikel, wir 
sehen, dass du dich mit der Sache gründlich 
beschäftigst.« Das aus diesem Lehrauftrag 
entstandene Manuskript wurde der Parteilei- 
tung vorgelegt, einer Veröffentlichung wur- 
de zugestimmt, als zweiter Band in einer Rei- 
he, in der zuerst ein Buch gegen die Sozialde- 
mokraten aufgelegt werden sollte. Denn der 
Hauptfeind der Kommunistischen Partei wa- 
ren nicht die Nationalsozialisten, sondern die 
»Sozialfaschisten«. 

Am Ende der Einleitung in der ersten Auf- 
lage seines Buches Die Orientalischen Des- 
potie schrieb Karl August Wittfogel über die 
Freunde, die er im Lager hatte: über jene, »die 
die terroristischen Methoden der Konzentra- 
tionslager nur umdrehen wollten, so dass sie 
Herren sein würden, wo sie jetzt die Sklaven 
waren, und über die anderen, die die ganze 
Einrichtung als solche überwinden wollten«. 
Er beschreibt, dass einige der von den Na- 
tionalsozialisten eingesperrten Antifaschis- 
ten sich nicht das Ende des Lagersystems 
wünschten, sondern einzig und allein nur die 
Rollen mit ihren Peinigern tauschen wollten. 

Als eine Hauptstütze der kommunisti- 
schen Agententheorie, wonach Adolf Hitler 
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als Agent der stärksten Gruppe des Finanz- 
kapitals an die Macht gelang, galt jahrzehn- 
telang ein Artikel mit dem Titel Die sozia- 
le Rekonsolidierung des Kapitalismus, der 
1932 in den so genannten Deutschen Führ- 
erbriefen erschienen war. Als über drei Jahr- 
zehnte später Alfred Sohn-Rethel im Kurs- 
buch (Ausgabe 21) erklärte, er habe diesen 
Artikel geschrieben, damit die Kommunis- 
tische Partei mit dem Inhalt ihre Propagan- 
da beweisen kann, versuchten die DDR — das 
andere, weil antifaschistische Deutschland 
— und ihre Büttel in den Blättern für deut- 
sche und internationale Politik Sohn-Rethel 
selbst als Agent des Finanzkapitals zu denun- 
zieren. Ein westdeutsches, antifaschistisches 
Magazin bezeichnete Sohn-Rethel ebenfalls 
als Agent des Finanzkapitals, weil ansons- 


AG ANTIFA 
Am Anfang eine kleine Geschichte: Vor eini- 
gen Wochen wurde die AG Antifa vom Stu- 
dierendenrat, dem wir rechenschaftspflichtig 
sind, zu einem Gespräch gebeten. Der Grund: 
Nach einem Vortrag mit Justus Wertmüller, 
den wir eingeladen hatten, über die »neues- 
ten Übergriffe der Definitionsmacht« zu spre- 
chen, hatten einige Gender-Fundamentalisten 
versucht, die Arbeit der AG vor dem Studie- 
rendenrat (StuRa) zu denunzieren. Der zent- 
rale Vorwurf lautete, dass wir gar keine richti- 
ge antifaschistische Gruppe seien. Zur Unter- 
mauerung wurde dem StuRa ein Fragekata- 
log vorgelegt, den wir doch bitte beantworten 
sollten. Darin hieß es u.a.: »Ist der AK Anti- 
fa im Bündnis gegen Rechts?« »Mobilisieren 
sie für die Anti-Nazi Demo in Magdeburg?« 
»Waren sie in Merseburg dabei?« (Gemeint 
war eine Demo gegen Nazis.) 

Die meisten dieser Fragen, die ausschließ- 
lich auf »Bündnisarbeit« und sogenann- 
te »praktische« Tätigkeiten zielten, mussten 
wir mit »Nein« beantworten. Hierfür gibt es 
zunächst einen ganz banalen Grund: Als Ar- 
beitskreis des Studierendenrates dürfen wir 
uns nur in einem begrenzten Rahmen allge- 
meinpolitisch äußern. Der im Hochschul- 
gesetz festgehaltene Bildungsauftrag ist je- 
doch glücklicherweise weit gefasst, was un- 
serer Vorstellung von politischer Tätigkeit 
entgegenkommt. Denn neben den juristi- 
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ten die Glaubwürdigkeit der DDR als antifa- 
schistischer Schutzwall gegen die kapitalisti- 
sche Barbarei hätte in Frage gestellt werden 
müssen. 


Das Ende der Fahnenstange 

Es bleibt festzuhalten: Der Begriff »Antifa- 
schismus« ist immer abhängig davon, was als 
»Faschismus« definiert wurde. Hier schieden 
sich schon immer die Geister. Die unsägliche 
kommunistische Sozialfaschismustheorie sei 
nur kurz noch einmal erwähnt. Aus unserer 
Sicht macht es wenig Sinn, sich in einer lang- 
wierigen, womöglich niemals endenden De- 
batte über den »richtigen Begriff« aufzurei- 
ben. Das führt zu nichts. Historisch gesehen 
sollte man die Bezeichnung Antifaschismus 
nicht über die erste Hälfte des 20. Jahrhun- 


schen Schwierigkeiten, die damit einherge- 
hen würden, gibt es für uns noch einen trif- 
tigeren Grund, weshalb wir nicht vorrangig 
Bündnisarbeit gegen Rechts betreiben. Wir 
sind der Überzeugung, dass Antifaschismus 
nicht bei der Sitzblockade gegen den Neo- 
naziaufmarsch beginnt, sondern vielmehr in 
der Stärkung kritischen, d.h. aufklärerischen 
Denkens besteht. Ich möchte nicht zum hun- 
dertsten Mal Adorno zitieren, aber »Theo- 
rie«, »Kritik« und »Denken« sind »prakti- 
sche Tätigkeiten«. So abgedroschen es klin- 
gen mag: Wir wollen mit unseren Veranstal- 
tungen zur Reflexion anhalten, damit sich die 
Dinge zum Besseren wenden — und werden 
dabei zugegebenermaßen von einem manch- 
mal nur schwer nachvollziehbaren Optimis- 
mus getragen. 

Nicht zu jeder Zeit konnte unsere Arbeit 
allerdings derart leicht mit dem offiziellen 
»Bildungsauftrag« in Deckung gebracht wer- 
den. Als die AG Antifa vor 20 Jahren gegrün- 
det wurde, gab es in der Bundesrepublik tat- 
sächlich einen »rechten« Konsens. Antifa- 
schistische Gruppen standen allein auf wei- 
ter Flur und waren schon aus Gründen des 
Selbstschutzes darauf angewiesen, sich ei- 
nem der wenigen existierenden Bündnis- 
se anzuschließen. Einige davon hat die AG 
selbst initiiert. 

Seit den neunziger Jahren hat sich das po- 
litische Klima in der Bundesrepublik jedoch 
deutlich verändert. Zivilgesellschaftliche Ini- 
tiativen werden vom Staat gefördert; frühere 
Genossen von uns werden dafür bezahlt, dass 
sie hauptamtlich Antifa-Recherchearbeit ma- 
chen, sich mit verstockten Dorfbürgermeis- 
tern herumärgern und Krisenmanagement 
betreiben. Eine so professionelle und flexib- 
le Anti-Nazi-Arbeit wie sie z.B. »Miteinan- 
der« oder »Projekt Gegenpart« leisten, kön- 
nen wir gar nicht erledigen. Und, bei allem 
Wissen über die Nützlichkeit einiger dieser 
Dinge: Wir wollen es auch nicht. 

Denn es ist auf diesem Podium schon 
mehrfach zu Recht gesagt worden, dass mit 
den zivilgesellschaftlichen Protesten gegen 
Neonazis nicht zuletzt Imagepflege betrie- 
ben wird. In den zivilgesellschaftlichen An- 
tifa-Auftrieben wird das Bild eines geläu- 


derts hinaus verwenden. Zumal er schon in 
dieser Zeit inhaltlich entkernt war, nur noch 
missbraucht wurde für Propagandazwecke. 
Das Schicksal des Jüdischen Antifaschis- 
tischen Komitees nach 1945 in der Sowjet- 
union ist dafür ein Paradebeispiel. Wir halten 
es dagegen für sinnvoller, den Begriff »an- 
tideutsch« wieder aus der Mottenkiste her- 
vorzukramen. Antideutsche sind als Feind al- 
ler Authochtonen, ob rechts, links oder unpo- 
litisch, allseits bekannt und unbeliebt. 


Anmerkung 

1 Alle Zitate aus Matthias Greffrath: Die Zerstö- 
rung einer Zukunft. Gespräche mit emigrier- 
ten Sozialwissenschaftlern, Reinbek 1983. 


terten Deutschlands propagiert, das »aus der 
Geschichte gelernt« hat, weltoffen ist — und 
aus genau diesem Grund Israel umso unver- 
schämtere Ratschläge gibt, sich gegen Ame- 
rika positioniert, mehr internationale Verant- 
wortung für sich fordert, Verständnis für die 
barbarischsten Verhaltensweisen der soge- 
nannten autochthonen Völker aufbringt usw. 
Im gemeinsamen Kampf gegen die Neona- 
zis, die Deutschlands Ruf schädigen würden, 
werden die Deutschen zum Kollektiv des 
»neuen Deutschlands« verschweißt. 

Vor diesem Hintergrund sind unsere eige- 
nen Aktivitäten durchaus widersprüchlich: 
So kritisieren wir auf der einen Seite immer 
wieder den staatsoffiziellen Antifaschismus. 
Auf der anderen Seite ist es — auch wenn wir 
es nicht an die große Glocke hängen — kein 
Geheimnis, dass wir in den letzten Jahren 
auch organisatorisch an den Protesten gegen 
jeden Naziaufmarsch beteiligt waren, den es 
in Halle gab. 

Dieser Widerspruch ist jedoch weniger un- 
serer Inkonsequenz als der widersprüchlichen 
Situation im Osten geschuldet: Denn auch 
wenn die sogenannte Zivilgesellschaft und 
ihre Mobilisierungen in Halle in den letzten 
Jahren zugenommen haben, sind sie zumin- 
dest im Vergleich zu Hamburg oder Frank- 
furt kaum existent. Aus diesem Grund wollen 
wir uns lieber nicht allzu sehr darauf verlas- 
sen, dass das zivilgesellschaftliche Bündnis 
»Halle gegen Rechts« und die örtliche Frei- 
willigenagentur die Nazis angemessen in ih- 
re Schranken weisen. Denn davon hängt im- 
mer noch zu viel ab. Ein gelungener Naziauf- 
marsch scheint uns selbst in Halle, wo orga- 
nisierte Nazis keine größere Bedrohung dar- 
stellen, noch dafür sorgen zu können, dass 
ihr Selbstbewusstsein steigt und die Situa- 
tion mittelfristig zu ihren Gunsten kippt. So 
ist es noch keine zehn Jahre her, dass fünf- 
zig Nazis versucht haben, eine Veranstaltung 
der AG Antifa zu verhindern (in letzter Zeit 
waren es dagegen vor allem Linke, die ver- 
sucht haben unsere Veranstaltungen zu ver- 
hindern); Merseburg, wo Naziübergriffe auf 
der Tagesordnung stehen, ist keine zehn Ki- 
lometer von hier entfernt. 


Ich komme damit zum Ende: Ob die ge- 
rade geschilderten Dinge tatsächlich Anti- 
faschismus auf der Höhe der Zeit sind, wis- 
sen wir nicht. Wir halten nicht einmal beson- 
ders viel vom Begriff des Antifaschismus: Er 
stammt aus der parteikommunistischen Tra- 
dition, ist mit einer Vorstellung von Faschis- 
mus aufgeladen, die sich auf die Parole »Hin- 
ter dem Faschismus steckt das Kapital!« brin- 
gen lässt, und blendet die deutschen Beson- 


The same procedure ... as every day. 


Helfersyndrom und Sadismus 
Helfersyndrom und Sadismus liegen nahe beieinan- 
der. Der Drang, Menschen zu pflegen, zu verarzten 
oder zu unterrichten, speist sich oft aus denselben All- 
machtsphantasien wie das Bedürfnis, jemandem Leid 
zuzufügen. Im Zentrum steht der psychische Mehr- 
wert, den das Wissen abwirft, zum Herrn über Le- 
ben und Tod, Krankheit oder Genesung oder den zu- 
künftigen Lebensweg des Schützlings zu werden. Aus 
diesem Grund schlägt ein Helfersyndrom auch regel- 
mäßig in Grausamkeit um: So gibt es keinen Lehrer, 
der nicht gelegentlich dem Verlangen nachgibt, sei- 
ne Schüler zu schikanieren; kaum ein Arzt oder kaum 
eine Krankenschwester ist nicht von Zeit zu Zeit ver- 
sucht, den unfreundlichen Patienten länger warten zu 
lassen, ihn zu sedieren oder ihm die notwendige Hil- 
fe ganz zu versagen. 

Diesem Drang wird allerdings nur selten so of- 
fen Ausdruck verliehen wie in einer hallischen Arzt- 
praxis in der Nähe der Torstraße. Die zahllosen, zwi- 
schen Kunst- und ostzonalen Büroblumen angebrach- 
ten Aufforderungen, sich zu gedulden und - »bitte!« 

- nicht zu drängeln, lassen zunächst auf Überbele- 
gung, ein schlechtes Zeitmanagement und jene un- 
angenehme Art von Patienten schließen, die sich per- 
manent empören: darüber, dass andere vor ihnen ins 
Sprechzimmer dürfen, der Arzt zu wenig Zeit für sie 
hat und ohnehin alle besser behandelt würden als 
sie. Ein großformatig ausgedrucktes Gedicht, das die 
Schwestern ins Wartezimmer gehängt haben, signa- 
lisiert jedoch, dass die Hinweise auf nervtötende Pa- 
tienten lediglich der Vorwand dafür sind, die eigenen 
Gewaltphantasien ausformulieren zu dürfen. In dieser 
»Ode an den Patienten«, so der Titel des Gedichts, 
das von den beiden bärbeißigen Arzthelferinnen ver- 
mutlich selbst zusammengemörsert wurde, werden 
nicht nur genüsslich alle möglichen Verletzungen auf- 
gezählt. Sondern ungeduldigen Patienten wird zu- 
gleich angedroht, ihnen »was auf die Nuss« zu geben 
und ihnen »eins über'n Schädel« zu ziehen. Wir do- 
kumentieren dieses Juwel hippokratischer Reimkunst 
zum einen als Warnung: Auf Wunsch verschicken wir 
die Adresse der Praxis gern an besorgte Eltern, Ehe- 
partner und prospektive Patienten. Zum anderen wol- 
len wir zeigen, dass Agatha Christie gar nicht so falsch 
damit lag, die Mitarbeiter der Gesundheitsbranche als 
potentielle Verbrecher zu betrachten: In ihren Krimis 
ist der Mörder nicht umsonst oft der Arzt oder die 
Krankenschwester. [dee] 


Ode an die Wartenden 
[wohl Schwester Sandy feat. Schwester Doris] 


Liebe Leute, lasst Euch sagen 

Hier wird nicht an die Tür geschlagen 
Wir sagen es nun noch im Guten: 
Wenn draußen einer tut verbluten 
Und röchelnd auf dem Boden liegt, 


derheiten aus. Die Spezifika des National- 
sozialismus — die Volksgemeinschaft und 
die Verfolgung und Vernichtung der europä- 
ischen Juden — verschwinden hinter der abs- 
trakten Rede vom internationalen Phänomen 
»Faschismus«. Aus diesem Grund wurde vor 
einigen Jahren der Begriff des » Anti-Postna- 
zismus« in die Debatte geworfen, der unsere 
Konzentration auf das Nachleben des Natio- 
nalsozialismus in der Demokratie, auf Anti- 


Vor Schmerzen keine Luft mehr kriegt, 
Hat sich getrennt von Körperteilen 
Dann tut es Not, sich zu beeilen! 

Lässt jemand dienstlich sich hier seh’n, 
Dann darf er klopfen, »Bitteschön« 
Doch ein Patient, der läuft und spricht 
Kann etwas auch gedulden sich 
Ergebnis unserer Evolution: 

Schriftliche Kommunikation! 

Wer klopft und dauernd unterbricht, 
Verkürzt die Wartezeiten nicht. 

Wenn Sie auch ziemlich lang gesessen, 
Werden Sie sicher nicht vergessen. 

Wir sind hier in der Medizin 

Da ist es voll wie manchmal nie 

Da weiß man vorher eben nicht, 

Wann und wo und wer und wie 

Sich jemand alle Knochen bricht. 

Drum bitten wir Sie um Geduld 

An Krankheiten ist meist keiner Schuld, 
Wir hoffen, Sie haben dies vernommen. 
Wer denkt, das Klopfen ist im Kommen 
Wer meint, dass er hier wummern muss, 
Der kriegt von uns was auf die Nuss. 
Wer glaubt, zu pochen wäre edel, 

Dem zieh’n wir eins über'n Schädel ... 


Malkreis Pastell 
Beim Buhlen um Aufmerksamkeit und Fördergelder ist 
die Leitung des hallischen Kunstmuseums Moritzburg 
erfinderisch. Mit Fug und Recht rühmt sich das Muse- 
um, mit der Ausstellung »Aenigma - 100 Jahre anth- 
roposophische Kunst« etwas »Besonderes und Ein- 
zigartiges« geschaffen zu haben. Noch kein gestan- 
denes Kunstmuseum ist bisher auf die Idee gekom- 
men, Bilder, Plastiken und Möbel von Groupies des 
Anthroposophengurus Rudolf Steiner wie die der Bas- 
tel- und Malgruppe Aenigma zusammenzutragen, um 
ihnen neben zeitgenössischen Waldorfschülerarbei- 
ten eine Sonderausstellung zu widmen. Originell ist 
die Idee allemal. Pastellwelten aus Engelsfiguren und 
transluzenten Lichtgestalten, in Wasserfarben ersäuf- 
tes Papier sowie Häuser und Holzmöbel in Stealths- 
optik zur Ablenkung kosmischer Strahlen galten bis 
vor einiger Zeit noch zusammen mit Filzhüten und Eu- 
rythmie als eigentümlicher Fimmel von Sonderlingen, 
die eben auch mal an Astralleiber, Atlantis, Wurzelras- 
sen, Volksgeister und Reinkarnationsfolgen glauben. 
Durch die Ausstellung der Moritzburg, die auch in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung und der Welt Erwäh- 
nung gefunden hat, ist der Malkreis Pastell nun erst- 
mals als Künstlervereinigung anerkannt worden. 

Der Direktor des Kunstmuseums Moritzburg erklär- 
te gegenüber der Mitteldeutschen Zeitung die Intenti- 
on seines Hauses. Man stelle nicht weniger und nicht 
mehr als »die anthroposophische Kunst« zur Diskus- 
sion. Um Missverständnissen vorzubeugen, schob er 
noch nach, dass die Ausstellung »Kunst« und keine 


zionismus und Antiamerikanismus, aber auch 
einige klassische Anti-Nazi-Aktivitäten recht 
gut auf den Punkt bringt. Aber »Anti-Post- 
nazismus« klingt nicht nur gewollt, sondern 
auch bescheuert. Darum werden wir wohl 
auch weiterhin am Begriff des Antifaschis- 
mus festhalten: zum einen aus einem gewis- 
sen Traditionalismus heraus, der nicht immer 
schlecht sein muss, zum anderen, weil uns 
kein besserer Begriff einfällt. Vielen Dank! 


WAHNSINN, KURIOSITÄTEN UND 
ERFREULICHES AUS DER PROVINZ. 


»Anthroposophie« zeige. Was von den Exponaten 
noch übrig bleibt, wenn man von der »Anthroposo- 
phie« absieht, erklärte der Leiter der Moritzburg nicht. 
Auch nicht, wann denn mit der ersten Arno-Breker- 
Schau in seinem Haus zu rechnen sei, die allein den 
Künstler Arno zeigt, ohne den Nazi Breker auszustel- 
len. Eine solche Ausstellung drängt sich bei dem Kon- 
zept des Museums geradezu auf. Denn schließlich gilt 
auch bei Breker, dass seine »nationalsozialistische 
Kunst« nach 1945 in den neuen Bundesländern un- 
terdrückt wurde, so wie es auch »anthroposophischer 
Kunst« bereits ab 1933 angeblich ergangen sei. Dies 
könnte dann wieder der einzige Verweis auf die poli- 
tische Dimension seiner Kunst sein, von der im Flyer 
zur Aenigma-Ausstellung gesprochen wird, damit der 
kontemplativen Betrachtung seiner athletischen Män- 
nerfiguren nichts mehr im Wege steht. [haj] 


Ein unerwarteter Fingerzeig 
Seit dem 2013 begangenen 350. Geburtstag des in 
Halle weltberühmten August Hermann Francke, der 
Ende des 17. Jahrhunderts mit den Franckeschen 
Stiftungen eine pietistische Arbeits- und Erziehungs- 
anstalt ins Leben rief, vergeht kaum ein Monat, in dem 
nicht vom Anstaltsgründer und dessen Lebenswerk 
die Rede ist. (Vgl. Bonjour Tristesse # 9) Seit die Stif- 
tungen 1998 auf die deutsche Vorschlagsliste für das 
Unesco-Weltkulturerbe gesetzt wurden, werden die 
Fans des pietistischen Pfaffen nicht müde, von des- 
sen überragender Bedeutung für die Menschheitsge- 
schichte zu fabulieren. Die Stiftungen seien, so die 
Mitteldeutsche Zeitung (MZ), eine »visionäre Schul- 
stadt von europäischem Rang« gewesen, die »we- 
gen ihrer fortschrittlichen Lehrmethoden« nicht nur 
»ihresgleichen suchte«. Vielmehr noch: Durch »den 
von Francke ausgehenden Kultur- und Wissenstrans- 
fer« würden sie auch heute über »weltweite Ausstrah- 
lung« verfügen. Da sich das mit der weltweiten Aus- 
strahlung selbst in Halle noch nicht so richtig rumge- 
sprochen hat, wartete die Stadt im vergangenen Jahr 
mit einer großangelegten Kampagne auf. Mit dem 
Motto »Tief verwurzelt, hoch hinaus« wollte sich die 
Stadt nicht nur auf die für 2016 anstehende Entschei- 
dung der Unesco-Weltkulturerbestiftung einstimmen, 
sondern vor allem dem Durchschnittshallenser den 
August Hermann schmackhaft machen. »Wer, wenn 
nicht wir«, sekundierte gleichzeitig die Stadtmarketing 
GmbH und startete eine Fotoaktion, bei der sich hal- 
lische Bürger mit dem sogenannten Francke-Gruß -— 
ein erhobener Zeigefinger, der auf das Francke-Denk- 
mal im Innenhof der Stiftungen zurückgeht - in einem 
eigens abgestellten Wohnwagen ablichten lassen 
konnten. Die Aktion fand regen Zuspruch, über 7.000 
Leute ließen sich bisher fotografieren und ihr Unter- 
stützerfoto auf der Fotoplattform Flickr veröffentlichen. 

Nachdem sich die Stadt auf diese Weise um Aus- 
strahlung bemüht und ins Zeug gelegt hatte, erhielt 
sie nun auch endlich die verdiente internationale Re- 
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sonanz auf ihre Anstrengungen, den Welterbetitel ab- 
zugreifen. Der Zuspruch kam zwar von unerwarte- 
ter Seite, jedoch ebenfalls von jemandem, der von 
sich behauptet, »tief verwurzelt« zu sein, allerdings 
nicht im Lokalpatriotismus sondern im Glauben. De- 
nis Cuspert, ein ehemaliger Berliner Gangsta-Rap- 
per, der sich nach einer kurzen Karriere als salafisti- 
scher Prediger den Mörderbanden des IS anschloss, 
lancierte auf dem Höhepunkt der Francke-Kampag- 
ne von Syrien aus Unterstützerfotos in den sozialen 
Medien, die ihn mit dem Franckefinger zeigen. Offen- 
bar kam der Einsatz des Glaubenskriegers jedoch zu 
spät. Wie die MZ Anfang Dezember berichtete, stehen 
die Chancen auf den Titel denkbar schlecht, weshalb 
man den Antrag im Januar zähneknirschend zurück- 
zog, um ihn zu einem späteren Zeitpunkt erneut stel- 
len zu können. Der Grund für die negative Bewertung 
der hallischen Bewerbung durch den Weltdenkmalrat 
ist laut MZ nicht nur der fehlende »außergewöhnliche 
universelle Wert« der Stiftungen sondern auch folgen- 
der: »Den Franckeschen Stiftungen in Halle fehlt es 
an ausreichender Unterstützung ihres Welterbe-An- 
trag auf internationaler Ebene.« Ob Cuspert noch da- 
bei helfen kann, dass Ruder rumzureißen, ist fraglich. 
Laut Angaben des amerikanischen Verteidigungsmi- 
nisteriums wurde er Ende Oktober von einer Rakete 
ins Jenseits befördert. [knut] 


Denis Cuspert mit dem Francke-Gruß 


Für die Katz 
Wenn Katzenbesitzer ihren Schützling aus dem Haus 
lassen, kommt es vor, dass er eines Tages nicht mehr 
zurückkehrt. Wenn die Katzenbesitzer in Halles Innen- 
stadt wohnen, ist es allerdings unwahrscheinlich, dass 
das Tierchen in einer der Tempo-30-Zonen von einem 
Auto erfasst wird: Der Anblick plattgewalzter Tierkada- 
ver stellt hier eine ausgesprochene Rarität dar. Auch 
immer wieder zu hörende Spekulationen über Miss- 
handlungen sind eher abwegig. Dahinter dürften sich 
vor allem verdrängte Gewaltphantasien der Katzen- 
liebhaber verbergen. Am wahrscheinlichsten ist, dass 
ein aufopfernder Anwohner dem Vierbeiner ein neues 
Zuhause gibt, in der irrigen Annahme, eine Katze, die 
Futter und Streicheleinheiten entgegennimmt, sei ob- 
dachlos. In diesem Fall kann es vorkommen, dass ver- 
misste Katzen Jahre später wohlgenährt zu ihren vor- 
maligen Besitzern zurückkehren. Darum wehrte sich 
unlängst ein Katzenbesitzer im hallischen Paulusvier- 
tel mit einem Aushang gegen solche Verschleppun- 
gen, und bat seine gutwütigen Nachbarn darum, zu- 
künftig von derlei »guten Taten« abzusehen. 

Den vermeintlich barmherzigen Wohltaten liegt 
die Annahme zugrunde, es würde auf den Straßen 
von obdachlosen Katzen nur so wimmeln. Obwohl 
es keine genauen Zahlen gibt, berichtete das Lokal- 
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blatt Sonntagsnachrichten unter Berufung auf den 
Tierschutz Halle e.V. von 2.000 bis 3.000 Straßenkat- 
zen. In der Mitteldeutschen Zeitung sprach man unter 
Bezugnahme auf denselben Verein von »mindestens 
3.000 herrenlosen Katzen«. Das Kuriose daran: Auf 
hiesigen Straßen ist von den angeblich in die Tausen- 
de gehenden Streunern nicht viel zu sehen. Entdeckt 
man eine freilaufende Katze, kann man eher von klas- 
sischen Freigängern ausgehen. Vor dem Hintergrund 
leerer Kassen von Tierschutzvereinen und Katzen- 
häusern wären aufgeblähte Angaben, die einen er- 
höhten Bedarf an Fürsorge und damit an Finanzmit- 
teln begründen sollen, nicht sonderlich verwunder- 
lich. Doch angesichts der zahllosen freiwilligen Hel- 
fer steckt dahinter mehr als nur die Sicherung von Ar- 
beitsplätzen. Ebenso wie im Falle der Heilsarmee geht 
es bei der Pflege der bemitleidenswerten Geschöpfe 
nicht zuletzt um das Seelenheil der Helfer. Anstatt sich 
jedoch ganz klassisch in einer Suppenküche zu en- 
gagieren, verschreiben sich die Wohltäter den süßen 
Miezekatzen, da ihnen der Umgang mit den Samtpfo- 
ten deutlich leichter fällt als mit den eigenen Mitmen- 
schen. Dass vorrangig der Glaube, zu den Guten zu 
gehören, gepaart mit dem schmeichelnden Schnur- 
ren der anspruchslosen Kätzchen, Antrieb für die Hel- 
fer sind, offenbart ein Blick auf die streunenden Da- 
men und Herren, die täglich zu den Futterplätzen pil- 
gern. Oft greifen sie für das Dosenfutter tiefer in die Ta- 
sche als für die Befriedigung der eigenen materiellen 
Bedürfnisse. Doch anstelle von Straßenkatzen ver- 
sorgen sie vor allem sämtliche Hinterhofmiezen der 
Nachbarschaft und tragen gerade dadurch dazu bei, 
dass Freigänger seltener zu ihren Besitzern zurück- 
kehren und dem Anschein nach kein Obdach besitzen. 
Der oben genannte Aushang wendet sich darum auch 
gegen das übergriffige Füttern des Haustieres. 
Darüber hinaus mischt sich in die Aufregung rund 
um die Straßenkatzen noch ein weiteres Motiv. Die 
Hauskatze ist keine einheimische Tierart, sondern 
wurde vom Menschen in Europa eingeführt. Und wie 
allen Neozoen (die Ausländer in der Tierwelt), sagt 
man auch den Katzen nach, sie würden einheimische 
Tierarten in ihrer Existenz bedrohen. Die dazugehöri- 
ge Wissenschaft wird dementsprechend Invasionsbio- 
logie genannt. Horrorszenarien sprechen von durch- 
schnittlich 700 erlegten Vögeln oder Kleinsäugern pro 
Katze im Jahr.* Katzen sind aber nicht nur mordlüs- 
tern. Wie alle Ausländer werden auch sie einer ge- 
steigerten Potenz verdächtigt. Bis zu 420.000 Nach- 
folger könne ein Katzenpaar innerhalb von 7 Jahren 
bekommen, will die Tierschutzorganisation PETA er- 
rechnet haben. Nimmt man die beiden Zahlen einmal 
zusammen, macht das knapp 300 Millionen erbeute- 
te Tiere allein im siebten Jahr! Es verwundert, dass 
PETA noch nicht von einem neuen Holocaust spricht. 
Um die Invasion einzudämmen und die Heimat zu ret- 
ten, fordern die verzweifelten Tierfreunde Kastrations- 
zwang für alle Freigänger. Da dieser Forderung bis- 
lang nur in einigen Regionen Deutschlands nachge- 
kommen wurde, gehen die Heimatschützer nicht sel- 
ten zur Eigeninitiative über. Freilaufende Katzen wer- 
den nicht nur in ein neues Heim gesteckt, sondern 
gleich kastriert. Die Frage nach einem Besitzer wird 
gar nicht erst gestellt - in diesem heroischen Kampf 
können keine Gefangenen gemacht werden. So ge- 
rät die befürchtete Misshandlung von Katzen am En- 
de doch noch zu einem realistischen Szenario. [uci] 


* Zur Überprüfung dieser Annahme hat sich der Au- 
tor ein Mäuschen aus der Zoohandlung besorgt und 
Nachbars Katze zur Jagd angeboten. Entgegen 
der Befürchtung war die Katze jedoch nicht imstan- 
de, dem Nagetier auch nur einen Kratzer zuzufügen. 
Wie sie 700 Tiere im Jahr erlegen soll, bleibt unklar. 


Scheitern als Lehrplan 
Jeder Leser, der bisher glaubte, Lehrer seien affirma- 
tive Wichtigtuer und Dummschwätzer, darf gut und 
gerne an seiner Meinung festhalten. Die Annahme, 
erwachsene Menschen lassen alles über sich erge- 
hen und hinterfragen nichts, kann am Beispiel einer 
aktuellen Fortbildung für den Lehrer bestätigt werden. 
Ein Blick in den Fortbildungskatalog Sachsen-Anhalts 
zeigt, dass Lehrer durchaus die freie Wahl haben zu 
welchen Themen sie ihr Wissen erweitern. Auffällig 
ist die große Anzahl an Weiterbildungen zu Themen 
wie Stressbewältigung, Lehrergesundheit und Refle- 
xion über Probleme im Schulalltag. Nicht selten ste- 
hen hier Konzepte zur Verfügung, die dem Lehrer bei 
der Bewältigung seiner Aufgaben unterstützen sol- 
len. Wirklich nett ist es, wenn die Schule einem die 
freie Wahl abnimmt und zu verpflichtenden Weiter- 
bildungen verdonnert. Besonders gerne werden da- 
für neue Konzepte verwendet, die mit ihren Verspre- 
chungen wie Wunderpillen für die Lösung aller Prob- 
leme im Schulalltag angepriesen werden und wunder- 
bar ins Programm sachsen-anhaltischer Schulen pas- 
sen. Das Neuste auf dem Esomarkt ist das durch den 
Gesundheitscoach und Sportlehrer Horst Lutz entwi- 
ckelte Konzept der Life Kinetik. Eine Trainingsform 
aus dem Leistungssport, die das Gehirn trainiere und 
dadurch Kinder kreativer und selbstbewusster, Schü- 
ler leistungsfähiger, Berufstätige stressresistenter und 
überhaupt jeden Menschen intelligenter werden las- 
sen soll. Das sind nur einige von vielen Versprechun- 
gen, die die Life Kinetik macht. Beispielsweise könn- 
ten durch ein spezielles Training der Augen auf Grund- 
lage des Konzepts sehschwache Menschen bes- 
ser sehen, während gut Sehende niemals eine Seh- 
hilfe in Anspruch nehmen müssten. Dieses Training 
braucht man unglaublicherweise auch nur einmal im 
Leben durchzuführen. Anders verhält es sich, wenn 
man schlau werden will. Dafür müsste man mindes- 
tens einmal in der Woche eine Stunde Zeit finden. Das 
Prinzip der Life Kinetik ist relativ simpel. Dem Gehirn 
werden immer neue Herausforderungen gestellt. Be- 
vor Bewegungsabläufe verinnerlicht werden, wird der 
Schwierigkeitsgrad der Übungen gesteigert, so dass 
keine Automatisierung in der Handlungsabfolge statt- 
findet. Scheitern an den Übungen ist dadurch voraus- 
gesetzt und gewollt. Nur so können laut Horst neue 
Vernetzungen im Gehirn entstehen, die einen leis- 
tungsfähiger machen. 

Die Life-Kinetik-Fortbildung für den Lehrkörper be- 
inhaltet einen Crashkurs zur Gehirnforschung, das 
Kennenlernen pseudowissenschaftlicher Studien mit 
überdurchschnittlichen Effektstärken, den Verkauf von 
Merchandise-Artikeln und eine Reihe von dämlichen 
Übungen. Diese werden natürlich von den Lehrern im 
Sinne der Selbsterfahrung durchgeführt. Jeder Leser 
darf sich jetzt eine Turnhalle mit 20 hütchentragenden 
Pädagogen aus Halle und Umgebung vorstellen, die 
mit der einen Hand einen Ball in die Luft werfen, mit 
der anderen Hand ein Tuch im Kreis drehen und dabei 
versuchen das Alphabet rückwärts zu rappen. Die Tat- 
sache, dass dieser Irrsinn von den meisten Erwach- 
senen mitgemacht wird, könnte eigentlich mit einem 
Kopfschütteln abgetan werden. Stutzig machen sollte 
einen jedoch die strunzdumme Affinität der Teilnehmer 
zur vorgekotzten Ideologie, welche durch das Konzept 
verkauft wird. Wenn du mit deinen Schülern nicht klar 
kommst: Mach Life Kinetik! Wenn deine Kollegen dich 
fertig machen: Mach Life Kinetik! Bist du dem stressi- 
gen Alltag nicht gewachsen: Mach Life Kinetik! Kurz 
gesagt: Nicht die gesellschaftlichen Verhältnisse und 
Zumutungen des Schulbetriebs bringen ausgebrannte, 
garstige und ständig über Schüler jammernde Schlüs- 
selbundwerfer hervor sondern der Mangel an Flexibi- 
lität und die zu geringe Auslastung des Gehirns durch 


den Lohnarbeiter. Selbst schuld also! Ein Sturm der 
Entrüstung bei den von Burnout geplagten Paukern 
bleibt während der Fortbildung meist aus und wird 


durch Bestaunen sowie Beklatschen des Life-Kine- 
tik-Gurus ersetzt. Die Erleichterung, dass man end- 
lich eine Erklärung für das eigene Scheitern im Sys- 
tem Schule gefunden hat, ist bei solchen Events deut- 


lich spürbar. 
Nach Beendigung der dreitägigen Ausbildung, die 


mehrere tausend Euro kostet, darf man sich Life Ki- 


netik Coach nennen und seine Schüler damit foltern. 


Wie die armen Kinder durch ein Konzept selbstbe- 
wusster werden sollen, dessen Grundlage das per- 
manente Scheitern an Aufgaben ist, wird wohl ein Ge- 


heimnis der Life Kinetik bleiben. Vielleicht erfreut sich 
der esoterische Hokuspokus auch gerade deswegen 


bei Lehrern größter Beliebtheit. So kann man sein ei- 


genes Versagen nahezu eins zu eins auf den Schüler 


projizieren und ihm nicht einmal die geringfügige Freu- 


de über einen Erfolg in der Schule zugestehen. Fakt 
ist jedenfalls, dass an Sachsen-Anhalts Schulen jetzt 
solange Geld in lustige Bälle mit Augen, bunte Tücher 


zu überhöhten Preisen sowie hässliche Hütchen ge- 
steckt wird und Lehrer ihre Schüler unsinnige Übun- 


gen machen lassen, bis das nächste Super-Konzept 
auf dem Markt ist, das alle Lehrer »Hurral« schreien 
lässt. Wahrscheinlich wird es gar nicht so lange auf 
sich warten lassen, sonst könnte noch der Eine oder 


Andere fragen: » Warum mache ich das Ganze eigent- 


lich?« [flp] 
Wahnuwichtelrekrutierung 
im Klassenzimmer 
Als hätten Schüler angesichts von Life Kinetik und 
Co. nicht schon genug zu ertragen (vgl. Scheitern 
als Lehrplan in dieser Ausgabe), wird ihnen nun auch 


noch die »Bildungsarbeit und Medienkompetenzver- 


mittlung« des Vereins Mohio aufgenötigt. Auf dessen 
Internetseite kann man lesen, dass das Wort Mohio 


aus der Sprache der Maori, einem indigenen Völk- 


chen aus Neuseeland, kommt und so viel bedeutet 
wie »Weisheit« und »Wissen«. Diese Weisheit will 
auch der gleichnamige Verein mit Löffeln gefressen 


haben. Neben außerschulischen Workshops, in de- 
nen zusammen ökologisch-regionale Mahlzeiten zu- 


bereitet, aus ausrangierten Kleidungsstücken neue 
gestrickt oder gemeinsam Filme über regenerative 
Methoden der Energiegewinnung angeschaut werden, 
bietet er auch Vorträge und Seminare für Schüler an. 


Zahlreiche Schulen in Halle und der Umgebung nut- 


zen inzwischen das Angebot des Vereins, der sich auf 


die Unterstützung des Bundesministeriums für wirt- 


schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und der 
Landeszentrale für politische Bildung Sachsen-Anhalt 
berufen kann. 


Die Schulvorträge haben mit der kritischen Ausein- 


andersetzung mit medialer Berichterstattung und dem 


Erlernen eines sachgerechten Medienumgangs aller- 
dings ebenso wenig zu tun, wie die nachhaltigen au- 


ßerschulischen Koch- und Strickkurse. So verteilen 


die Vereinsmitglieder bei ihren Vorträgen unkommen- 


tierte Flyer im Copy-and-Paste-Stil, die Ausschnitte 


aus Joris Luyendijks Buch Wie im echten Leben wie- 
dergeben. In den zitierten Passagen empfiehlt der Au- 
tor, für pädagogische Zwecke die Wirkung einer High- 


Tech-Bombe auf einen menschlichen Körper plastisch 
darzustellen. Weiterhin wird eindringlich das Leid der 
Zivilbevölkerung - natürlich vor allem das der Kinder 


- in Bagdad oder Gaza geschildert. Anscheinend ver- 


missen auch die Vereinsmitglieder solche Bilder in 
den Medien. Anstatt derart blutrünstige Darstellungen 


zu kritisieren, weil sie jede sachliche Auseinanderset- 
zung mit den Konfliktursachen unmöglich machen, be- 
klagen sich die Bildungsarbeiter von Mohio über un- 


spektakuläre Berichte, die alleine schon deshalb ma- 
nipulativ seien, weil sie der Öffentlichkeit solche Bilder 
vorenthalten würden. Auch ansonsten scheint sich der 
Verein bei seiner Bildungsarbeit vor allem auf das Auf- 
decken vermeintlicher Medienverschwörungen spezi- 
alisiert zu haben. Auf seiner Internetseite ist ein Vor- 
trag von Ken Jebsen gespeichert und mit den Wor- 
ten kommentiert: »Inhaltlich sehr guter Vortrag, gibt 
hier [...] kleinere Kritikpunkte [...], dennoch gute Zu- 
sammenfassung«. Aber auch die Ikone der Montags- 
demonstrationen kann sicherlich noch von den Mohio- 
Mitgliedern lernen, die bei dem Versuch, die Welt zu 
erklären und gleichzeitig Medienkompetenz zu ver- 
mitteln, nicht nur auf kopierte Flyer, sondern auch 
auf fremde Videos zurückgreifen. So bei ihren Vorträ- 
gen über das »Geldsystem«, bei denen ein Film eines 
gewissen Max Block mit dem Titel »Wie funktioniert 
Geld?« abgespielt wird, dessen Plot schnell erzählt ist: 
Bei ihrem Versuch, möglichst viel Kapital aus der Er- 
de zu schlagen und hierfür die Menschheit zu verskla- 
ven, erfinden außerirdische Wesen das Geld. Ein Ex- 
emplar dieser erdfremden Lebensform versteckt sich 
mit ihren Tentakeln im Video hinter einem Geldinsti- 
tut. Auf die Anmerkung hin, dass dies doch eine klas- 
sisch antisemitische Symbolsprache sei, erklärte der 
Vereinsvorsitzende Fabian Kursawe bei einer dieser 
Filmvorführungen die Angelegenheit zu einer Interpre- 
tationssache. Kursawe ist der Meinung, dass es kei- 
ne Objektivität geben könne, da selbst Kameraobjek- 
tive das Bild immer verzerren würden. Anstatt auf die 
Vorwürfe einzugehen, ergänzte er, nachdem er sich 
so der Verpflichtung gegenüber der Wahrheit entle- 
digt hatte, dass bis zum 14. Jahrhundert allein die Ju- 
den Zinsen genommen hätten, während Muslime bis 
heute ihr Geld zum Nulltarif verleihen würden, ohne 
auch nur mit einer Silbe auf das christliche Zunftmit- 
gliedschaftsverbot für Juden während des Mittelalters 
einzugehen. Am Ende der lehrreichen Stunde forderte 
er von der Einführung einer Vermögenssteuer bis zur 
Schaffung einer »komplementären Währung« im Sin- 
ne der Schwundgeldtheorie Silvio Gesells allerlei, um 
das bestehende »Geldsystem« vom Zins zu befreien. 
Da Kursawes Interpretation zufolge das Zinsenneh- 
men vor allem den Juden eigen ist, versteht er seine 
Alternativen zur Verbesserung des Geldsystems ver- 
mutlich als antijüdische Maßnahmen. 

Bildungsarbeit und Medienkompetenzvermittlung 
bedeutet für Mohio die Sensibilisierung für halluzi- 
nierte Verschwörungen und damit Gegenaufklärung. 
Mit der Kombination aus Naturverbundenheit, Ökofa- 
schismus, Medienschelte und moralischem Antikapi- 
talismus jedenfalls erfreut sich der Verein in den Leh- 
rer- und Direktorenzimmern in Halle und Umgebung 
großer Beliebtheit. Glauben die Pädagogen hier doch 
längst, dass man den Schülern etwas Kritisches über 
das Leben und die Gesellschaft erzählen müsse, an- 
statt ihnen klassischen Lehrstoff vorzupauken. [kul] 


Fading Like a Flower 
»Hannover, grünste Stadt Deutschlands« (Die Welt); 
»Stuttgart ist die grünste Stadt Deutschlands« (Wirt- 
schaftswoche); »die grünste Stadt Deutschlands ist 
Magdeburg« (Süddeutsche Zeitung); »Wiesbaden - 
Deutschlands grünste Stadt« (www.hessischer-land- 
tag.de); »Karlsruhe ist Deutschlands grünste Stadt« 
(www.zeitreisen.zeit.de). Auch Wuppertal (Hoerzu), 
Berlin (Icke), Düsseldorf (www.camping-in-deutsch- 
land.de) sind die grünste Stadt Deutschlands. Weiter- 
hin ist Freiburg »die grünste Stadt Deutschlands« (Ba- 
dische Zeitung), genauso wie »Cottbus, bekannt als 
die grünste Stadt Deutschlands« (www.lausitz-resort. 
de). Auch Bonn, Köln, Leipzig und Hamburg sind die 
grünste Stadt Deutschlands. Und selbstverständlich — 
man ahnt es schon - ist auch Halle »die grünste Stadt 


Deutschlands« (wwwm.stadtmarketing-halle.de, www. 
halle.de, www.hallespektrum.de). 

Hier, in der grünsten Stadt Deutschlands, glaubt 
das jedoch niemand ernsthaft. Denn jeder weiß: Nicht 
jede Brache steigert das Wohlbefinden, nicht jede 
Hundewiese riecht nach frischem Laub. Das wuss- 
ten auch der Landschaftsarchitekt Wolfgang Aldag 
(»Ich bin ein Mensch, der in erster Linie handelt und 
macht.«) und seine Adjutanten, denen beim letztjäh- 
rigen Neujahrsempfang der Stadtratsfraktionen mut- 
maßlich alkoholgeschwängerte Ideen zur Stadtent- 
wicklung abgerungen wurden. Die üblicherweise nach 
dem vierten Sektchen entstehenden Allmachtsfanta- 
sien wurden jedoch nicht öffentlich verlacht, sondern 
sogleich als willkommener Beitrag zur kostenneutra- 
len Stadtentwicklung vereinnahmt. So blühte zunächst 
einmal der Größenwahn: »Zwei Millionen Narzissen 
für Halle« titelte die Mitteldeutsche Zeitung. Ein hal- 
lisches Internetportal zeigte sich bescheidener und 
frohlockte dennoch feierlich: »Halle blüht auf: eine 
Million Narzissen für Halle« (wıww.hallespektrum.de). 
Geplant war, mittels Spenden der Hallenser die Stadt 
im Frühjahr 2016 in ein »Meer von Narzissen zu tau- 
chen«. Aldag dazu: »Ich glaube es wird etwas ganz, 
ganz Einmaliges und Spektakuläres. Wir wollen also 
im Herbst in die Grünflächen eine Million Narzissen- 
zwiebeln stecken. Das mit Hilfe der Bürgerinnen und 
Bürger, mit Vereinen, mit Schulen, mit Kindergärten, 
mit Firmen zusammen. Das ist das große Ziel.« Eine 
lokale Grafikdesignerin entwarf Ansichtskarten, die in 
verschiedenen Geschäften verkauft wurden, um da- 
mit die Blumenzwiebeln zu finanzieren. Sämtliche re- 
gionale Medien berichteten wohlwollend, die Begeis- 
terung war greifbar. In einem Interview mit Radio Co- 
rax gab die Initiative »Millionen für Halle — Halle blüht 
auf« folgendes zu Protokoll: »Die Leute freuen sich 
auch, dass wir was machen. Hauptproblem ist, dass 
die Stadt nicht so viel Geld hat. [...] Da haben wir uns 
gedacht, man nimmt das mal selber in die Hand und 
versucht, selber, zusammen mit den Bürgern, Geld zu 
investieren. Ich glaube, das kommt ganz gut an, dass 
man wirklich mal selber was macht.« 

Der Verkauf indes gestaltete sich schleppend. 
Selbst eine eigens auf dem Internetportal Vision Ba- 
kery gestartete Crowdfounding-Kampagne schei- 
terte krachend. Lediglich neun Spender fanden sich, 
die bereit waren, insgesamt 256 Euro beizusteuern. 
Schon bald gesellte sich Katerstimmung zu schlechter 
Laune, und recht schnell wurde deutlich, dass das von 
der Initiative anvisierte Ziel von einer Million Narzis- 
sen bei weitem nicht zu erreichen war. Um eine peinli- 
che Pleite zu vermeiden, erbettelte sich die Avantgar- 
de der grünsten Stadt Deutschlands ihre Narzissen- 
zwiebeln nun von mehr oder wenigen bekannten Per- 
sönlichkeiten des öffentlichen Lebens, darunter Unter- 
nehmer, Landtagsabgeordnete usw. Doch jede Nar- 
zisse möchte auch gesteckt werden, das erkannten 
dann auch die Mannen um Wolfgang Aldag und wa- 
ren klammheimlich heilfroh, dass weit weniger Spen- 
der gefunden wurden, als ursprünglich geplant. Den- 
noch opferten zahllose Mitarbeiter verschiedener Un- 
ternehmen »freiwillig« die Mittagspause für nasskal- 
te Gartenarbeit. Kindergartenkinder wurden mit Erd- 
pflegearbeiten behelligt. Stadtteilvereine lockten mit 
Glühwein und Gemeinschaftsgefühl, Kirchen mit der 
Gnade des Herrn, Schulen mit Matsch statt Malfol- 
gen. Kurzum, es war ein Fest für all jene, die Ehren- 
amt und Lokalpatriotismus — eine Verbindung, die zu- 
sammenzugehören scheint wie Karneval und kotzen- 
de Mittvierziger - als erstrebenswerten Ausdruck ei- 
ner funktionierenden Zivilgesellschaft betrachten. Und 
vom Lokalpatriotismus ist es dann bekanntlich auch 
nur ein Katzensprung zur Liebe zum deutschen Bo- 
den. So kämen die Blumenzwiebeln auch nicht aus 
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»Holland« oder gar »Afrika«. Um Himmels willen! 
Denn: »Das wollen wir nicht!«, so die Initiative. Diese 
seien zwar »billig«, aber die Produktionsbedingungen 
dort seien »zumeist undurchsichtig«. Ganz anders die 
»teureren Zwiebeln«. Diese würden »in Deutschland, 
ja sogar in Sachsen-Anhalt produziert«. Und das, na 
klar, »gefällt uns natürlich richtig gut«. Am Morgen des 
5. Dezember 2015, der erste Schnee war bereits wie- 
der geschmolzen, meldete die Initiative dann Vollzug 
und beschwor wie nebenbei die Wärme des Narzis- 
senkollektivs: »100.000 Blumenzwiebeln sind in die 
Grünflächen der Stadt gesteckt. Eine tolle Leistung al- 
ler, die mitgeholfen und das Projekt unterstützt haben. 
Halle ist Spitzel!!« 

Halle ist so »spitze«, dass trotz einer Everybodys- 
Darling-Medienkampagne nur für schwache zehn Pro- 
zent der geplanten Narzissen die Mittel zusammen 
kamen und sich niemand auch nur ansatzweise darü- 
ber wundert, dass jemand, der als langjähriger Stadt- 
rat und Landtagskandidat unter anderem für die Mittel- 
verteilung Verantwortung trägt, den Einwohnern mehr 
und mehr Aufgaben zu übertragen versucht, die ori- 
ginär einer funktionierenden Stadtverwaltung oblie- 
gen. Und bevor die Frage aufkommt: Nein, gegen gel- 
be Frühblüher gibt es nichts einzuwenden. Aber sehr 
wohl gegen selbstdarstellerische, nunja, Narzissten. 

[mab] 


Stahlinismus sells! 

Das Brachland zwischen Thüringer Rostbratwurst und 
sächsischer Willkommenskultur mit einem Innenmi- 
nister, dessen Name Programm ist, entdeckt erneut 
seine Liebe zur Neuen Deutschen Härte. Nicht nur 
wegen Holger Stahlknechts Abschiebemethoden für 
Flüchtlinge, deren Anwesenheit keine kulturelle Be- 
reicherung für Sachsen Anhalt darstellt (siehe Bonjour 
Tristesse #19), sondern insbesondere durch deutsche 
Identitätsmusik, die unter dem Sammelbegriff »Neue 
Deutsche Härte« ein Musikgenre beschreibt. Zur NDH 
gehört unter anderem der deutsche Exportschlager 
Ramrnstein, eine Band, die offensichtlich als kulturelle 
Bereicherung gilt und somit wieder Einzug in die hie- 
sigen Theater und Varietes hält. So konnte im März 
2015 im Anhaltinischen Theater in Dessau die letz- 
te Aufführung von Goethes »Götz von Berlichingen« 
um »Freiheitslieder« von Rammstein erweitert wer- 
den. So verschmolz Neue Deutsche Härte problemlos 
mit klassischer deutscher Härte. Pathetisch durch den 
Opernchor vorgetragen, hallten die sinnfreien Textzei- 
len von Rammsteinsänger Till Lindemann durch die 
provinzielle Kulturlandschaft Dessaus. In Russland 
nutzt man Rammsteintexte um Deutsch zu lernen. 
Das Buch »Ramrmstein, Lieder für den Deutschun- 
terricht« ist für Anfänger besonders gut geeignet, weil 
schon ein Wortschatz von fünfhundert Wörtern aus- 
reicht, um die Lieder zu verstehen. Die Aufführung in 
Dessau diente somit hauptsächlich der Wortschatzer- 
weiterung sachsen-anhaltischer Einsilbigkeit. 

Aktuell gibt es gefühlt tausend Rammstein-Cover- 
bands. Eine durfte Anfang des Jahres in Weißenfels 
zum Schlossfest aufspielen. Die Begründung des an- 
sässigen Veranstaltungsmanagers der Stadt, Christi- 
an Endt, verdeutlicht die Intention der Einladung: »Wir 
wollen (...) wieder stärker hin zum Volksfestcharak- 
ter« (Mitteldeutsche Zeitung). Wie soll das Volk in fest- 
liche Stimmung versetzt werden, wenn nicht mit Mu- 
sikern in Leni-Riefenstahl-Ästhetik, die martialisch 
ins Mikro brüllen: »Ein Mensch brennt!« (Rammstein 
1995). Dass das Konzept auch in Halle aufgeht, zeig- 
te sich im Februar dieses Jahres. Die angeblich beste 
Rammstein-Coverband war Gast zur großen Tribute- 
Show im Steintor-Variete. Die sechs Jungs der Band 
wirken wie von Stahlknecht persönlich aus feinstem 
Riefenstahl geschmiedet und hören auf den sanften 
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Namen »Stahlzeit«. Die Band zeichnet sich abgese- 
hen vom Namen durch ihre martialische Pyroshow 
aus, die sie eins zu eins vom Original übernommen 
hat. Es werden ausschließlich »Hits« gespielt und 
Frontmann Heli Reissenweber könnte der eineiige 
Zwilling von Lindemann sein. 

Wer nicht miterleben wollte, wie oberkörperfreie 
Männerhorden pyrotechnischen Erzeugnissen der 
Neuen Deutschen Härte frönten und in Volksfeststim- 
mung versetzt wurden, umging an diesem Tag das 
Steintor weitläufig. Ein abschließender Satz an die 
Kulturkenner von Halle bis Dessau: Wenn Rammstein 
und seine stahlharten Nachmacher zur kulturellen Be- 
reicherung gehören, ist das ein guter Grund Kulturba- 
nause zu sein! [flp] 


Hausgemachtes Elend 
In einem beliebten hallischen Naherholungsgebiet 
liegt das Peißnitzhaus, das in seiner wenig aufre- 
genden Vergangenheit sowohl Hitlerjugend als auch 
Jungpioniere beherbergte. Seit einigen Jahren ver- 
sucht eine Initiative, das marode Anwesen zu sanie- 
ren. Für das nötige Kleingeld setzt der Peißnitzhaus 
e.V. unter anderem auf einen Biergarten. Dort wird vor 
allem versucht, deutsche Ideologie an den Mann zu 
bringen. Jedes Produkt vom Gastro- bis zum Hygie- 
neartikel ist ökologisch, trägt das Fair-Trade-Siegel, 
stammt aus regionalem Anbau oder ist hausgemacht. 
Das verspricht ein laminierter Ausdruck mit dem Titel 
»Mit gutem Gewissen im Peißnitzhaus genießen«, der 
auf den Biertischen ausliegt. 

In besagtem Ausdruck liest man darüber hinaus 
etwas von »fairen Löhnen für faire Arbeit«. Was an 
Lohnarbeit fair sein soll, lässt das laminierte Papier 
zwar offen. Dafür konnte ein Smalltalk mit dem Per- 
sonal am Ausschank klären, was der Verein für ei- 
nen »fairen Lohn« hält. Gönnerhafte 8,50 Euro zahlt 
der nämlich seinen Studenten, keinen Cent mehr al- 
so als den gesetzlich garantierten Mindestlohn. Natür- 
lich fielen die Gehälter vor dessen Einführung noch 
erbärmlicher aus. Denn selbst der Iumpige Mindest- 
Iohn ist dem Verein noch zu hoch. Darum schaltet er 
regelmäßig Gesuche nach ehrenamtlichen - also un- 
bezahlten — Helfern. Sogar Bauleiter für die Restau- 
rierungsarbeiten wurden auf diesem Wege bereits ge- 
sucht. Die Freiwilligen müssen sich damit begnügen, 
dass alle zwei Monate einer von ihnen zum »Mitarbei- 
ter der Stunde« gekürt wird. Aus vernünftigen Grün- 
den in den sauren Apfel zu beißen und schlicht des 
schnöden Mammons wegen seine Arbeitskraft auf 
den Markt zu werfen, ist hierzulande ohnehin verpönt. 
Stattdessen muss vom Dienst an einer höheren Sa- 
che die Rede sein. Dementsprechend versteht sich 
der Peißnitzhaus e.V. als ein »gemeinwohlorientiertes 
Unternehmen«. Solche Phrasen liefern in Zeiten ver- 
schärfter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen gleich 
die Rechtfertigung für den zunehmenden Abbau von 
Arbeitnehmerrechten mit. Von »fairen Löhnen« ist im- 
mer dann die Rede, wenn die guten Löhne einbehal- 
ten werden. Es entbehrt nicht einer gewissen Komik, 
dass dabei ausgerechnet jene Kreise die Vorreiterrol- 
le übernehmen, die sich selbst als Avantgarde der Ge- 
sellschaft bezeichnen - im Kulturbetrieb sind Hunger- 
löhne längst Usus. Weil auch beim Peißnitzhaus e.V. 
die Einnahmen aus Gastrobetrieb, Fördertöpfen und 
Spendengeldern nicht ausreichen, um die Sanierung 
der alten Villa zu finanzieren und gleichzeitig den er- 
forderlichen Angestellten ein ordentliches Gehalt aus- 
zuzahlen, wird vorgerechnet, man hätte etwas Besse- 
res zu bieten: Einen Arbeitsplatz, der »Freude macht« 
und - kein Witz! — »gesund hält«. Zudem handele es 
sich um ein »inklusionsorientiertes Unternehmen«, 
dass »Sozialräume, Generation & Kulturen« am Ar- 
beitsplatz verbinde. Übersetzt heißt das erstens: Aus- 


genutzt wird jeder. Neben Studenten sind das Flücht- 
linge, die vor der Langeweile im Heim zu fliehen versu- 
chen oder Schulabgänger, die ihren Lebenslauf mit ei- 
nem Freiwilligendienst füttern müssen. Und zweitens: 
Als Ersatz für die verdienten Penunzen wird ausge- 
rechnet der Umgang mit jenen Menschen angeprie- 
sen, denen man normalerweise aus dem Weg gehen 
möchte - den Arbeitskollegen. 

Natürlich möchte ein Arbeitgeber jeden Angestell- 
ten halten, der einen solchen Schwachsinn anstelle ei- 
ner vernünftigen Vergütung akzeptiert, und verspricht 
ihnen deshalb einen »sicheren Arbeitsplatz«. Wir wür- 
den es dagegen begrüßen, wenn sie der unterbezahl- 
ten Plackerei möglichst bald den Rücken kehren. Soll- 
ten dem Peißnitzhaus e.V. einmal die Arbeitskräfte zur 
Verwirklichung seiner Pläne ausgehen, kann er im- 
mer noch einen Kredit zur Finanzierung besserer Löh- 
ne aufnehmen. Schließlich steht dem fertiggestellten 
Peißnitzhaus eine goldene Zukunft bevor. Seine Ver- 
kaufsstrategie beschert dem Verein bislang nicht nur 
billige Arbeitskräfte, sondern auch ein volles Haus. Bei 
der kulturellen Elite von Halle gehört es längst zum gu- 
ten Ton, sich mit Kind und Kegel auf den hippsten Bier- 
bänken der Stadt niederzulassen. [uci] 
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